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für Palle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Belikſch- Bikkerfeld,
Baumburg Weißenfels Zrik, Wikkenberg Schweinik, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Eckarksberga

Expedſcion: Harz 42/43. und die Mansfelder Kreiſe. Kedaktion: Harz 42/43.

Arbeiterpolitik.
Auf dem Nürnberger Parteitag haben die Wortführer dſöddeutſchen Budgetbewilliger vor allem auf die gen hin

gewieſen die ſie den im Dienſte des Staates ſtehenden Arbei
tern erkämpft haben; zur Sicherung dieſer Vorteile ſei es dann
notwendig geweſen, die Mittel zu bewilligen, aus denen ſie
bezahlt werden könnten. Sie haben nicht bemerkt, daß gerade
durch die Verknüpfung mit der Budgetbewilligung ihre Arbei-
terpolitik an Stelle eines ſozialdemokratiſchen einen ganz ende-
ren, einen bürgerlichen Charakter bekam.

Wir treiben Arbceiterpolitik, Klaſſenpolitik. Jede Klaſſe treibt
Klaſſenpolitik, wenn ſie es auch unter ſolche Ausdrücke wie
Gemeinwohl und Prinzipienkampf verſtecken mag. Aber zwi-
ſchen Klaſſenpolitik und Klaſſenpolitik iſt zu unterſcheiden.

Klaſſe kämpft für ihre unmittelbaren Jntereſſen, in dem
inne einer beſſeren Lebenshaltung, eines größeren Anteils

an bem geſellſchaftlichen Arbeitsertrag für ihre Mitglieder.
Aber eine aufſteigende Klaſſe kämpft noch in einem anderen
Sinn für ihr Klaſſenintereſſe. Sie kämpft um die Herrſchaft
im Staate; ſie kämpft für eine geſellſchaftliche Umwälzung, für
eine neue Geſellſchaftsordnung, die eine höhere Entfaltung der
Produktivkräfte ermöglicht. Jhr Kampf iſt ein revolutionärer
Kampf. Und damit bekommt ihre Politik einen neucn und
höheren Charakter. Aus dem Bewußtſein, daß ein völliger
Umſchwung der Verhältniſſe notwendig iſt, daß die alten Zu
ſtände unhaltbar ſind, daß die ganze Menſchheit durch eine Re
volution auf eine höhere Entwicklungsſtufe gelangen wird,
wächſt eine Begeiſterung, ein Jdealismus und einc Hingabe
empor, die eine beſchränkte Jntereſſenpolitik nie erzeugen könnte.
An Stelle der Erringung von Vorteilen werden oft die ſchwer-

n Opfer im Dienſte des großen es gebracht. So iſt die
aſſenpolitik einer auffteigenden Klaſſe zugleich ein hinreißen

ar m e T e r Jntereſſeneſer Klaſſe n nur einen eren An am geſellſchaft-lichen Produkt ſondern vor len e
den Geſellſchaftsordnung erfordern.

Das galt früher für die Bourgeviſie, das gilt jetzt in noch
höherem Sinne für das Proletarigt, Mit dem Utterſchied
freilich, daß der Klaſſencharakter ſeiner revolutionären Politik
früher dem Bürgertum nicht bewußt war, jetzt aber dem Pro
letariat ſehr klar bewußt iſt. Das Proletariat ſtellt ſeine Klaſ-
ſenpolitik der Klaſſenpolitik der Bourgeoiſie gegenüber. Da
das Proletariat die emporſteigende revolutionäre Klaſſe iſt,
zeigt ſich immer klarer, daß ſeine Politik vom höchſten Jdea-
lismus erfüllt iſt und in Wirklichkeit die höchſten Kulturinter-
eſſen der ganzen Menſchheit vertritt. Dagegen ſank die bürger-
liche Politik, die ſich als die Vertreterin des Gemeinwohls ge
bärdet hatte, zu einer Eliquen- und Gruppenpolitik herab.

untergehende ausbeutende Klaſſen gibt es neben dem alle
ruppen einigenden Streben, ihre Herrſchaft und Ausbeutung

zu erhalten, nur dieſes Ziel aller Politik: einen möglichſt
großen Teil des Mehrwerts auf Koſten der anderen Gruppen
zu ergattern. Jhre Politik iſt Jntereſſenpolitik im niedrigſten
Sinne des Worles geworden.

Dieſer Umſchwung der bürgerlichen Politik iſt die auf-

eine Revolution der beſtehen

fallendſte Erſcheinung der politiſchen Geſchichte der letzten De-
zennien. An Stelle der traditionellen Parteien, die die von
ihnen vertretenen Intereſſen in der Geſtalt allgemeiner An
ſchauungen und Prinzipien auf dem Gebiete der Staats und
Geſellſchaftsordnung ausdrücken, treten offene Jntereſſenver
bände, die unverhüllt als ihr Ziel angeben, Sondervorteile für
ſich herauszuſchlagen. Sondervorteile für die Bauern, Sonder-
vorteile für die Detailhändler, Sondervorteile für die Be
amten, für die Agrarier, für die Börſe, für dieſe oder jene
Gruppe von Jnduſtriellen! Die Politik wird zum Geſchäft,
zum Schacher, ſo viel für mich, ſo viel für dich. Man ver
bündet ſich, nicht um gleichartige politiſche Forderungen zur
Geltung zu bringen, ſondern um ſich zuſammen die Macht zur
Ergatterung von Sondervorteilen zu verſchaffen. Daher ſieht
man heute auch Bündniſſe zwiſchen Parteien, die man früher
nicht geglaubt hätte, daß ſie je zuſammengehen könnten. Der
äußeren Form nach erſcheint dieſe Politik als die Politik der
Grundſatzloſigkeit, der Prinzipienverleugnung.

Wo das Bewußtſein des revolutionären Charakters des Ar
beiterkampfes nicht klar und kräftig lebt, tritt nun leicht eine
bürgerliche Arbeiterpolitik nach dem Modell der modernen Po-
litik der herrſchenden Klaſſen hervor. Sie ſtellt ſich als Ziel,
Sondervorteile für die Arbeiter herauszuſchlagen und für die
unmittelbaren Jnlereſſen der Arbeiter in ähnlicher Weiſe ein-
zutreten, wie die bürgerlichen Politiker für die bürgerlichen
Gruppen. Da die revolutionäre Sozialdemokratie auch für die
unpüttelbaren Intereſſen der Arbeiterklaſſe eintritt, bemerkt man
in dem Tageskampf um Reformen meiſt keine großen Unter
ſchiede, wenn auch der Geiſt, der dieſen Kampf beherrſcht, ein
grundverſchiedener iſt. Die revolutionäre Arbeiterpolitik kämpft
für Sozialreformen, weil ſie das Proletariat kräftigen und der

e ar We u darſtellen diee Arbeiterpo t dafür, weil man die Arbeitermaſſen dadurch zu ſich heran et ihnen Vorteile
kämpft. Die revolutionäre Arbeiterpolitik beanſprucht die Stim
men der Arheiterwähler für ſich, weil ſie für das Proletariat
energiſch gegen die unterdrückenden, ausbeutenden, regierendenglafen gekämpft hat; die bürgerliche Arbeiterpolitik, weil ſie

die unmittelbaren Intereſſen der Wähler gut vertreten hat.
Die revolutionäre Arbeiterpolitik ſieht in anderen, ſogenannten
Volksparteien die ſchlimmſten Feinde des Proletariats, die
bürgerliche Arbeiterpolitik ſieht in ihnen gefährliche Konkurren-
ten, Nebenbuhler um die Gunſt der Maſſen. Jm Kampfe für
Reformen, für Aufbeſſerung der Gehälter der Staatsarbeiter,
für Freiheiten und Rechte, gegen die anderen Parteien ſtim
men die beiden Arten von Arbeiterpolitik überein. Aber
dennoch trennt ſie eine tiefe Kluft, die Kluft, die zwiſchen
Budgetverweigerung und Budgetbewilligung liegt.

Vom Standpunkte der bürgerlichen Arbeiterpolitik iſt die
Budgetbewilligung die Krönung des Werkes der errungenen
Verbeſſerungen; die Butgetverweigerung bleibt für die Fälle
aufbewahrt, wo Regierung oder Mehrheit ſich zu keinen Zu-
geſtändniſſen bequemen wollten. Wer den revolutionären Cha-
rakter des proletariſchen Kampfes nicht verſteht und alle Poli-
tik in dem bürgerlichen Sinn, als Herausſchlagen von Sonder-vorteilen auffaßt, wird gar nicht verſtehen, weshalb man die

man er

Gelder verweigert, nachdem man zuerſt Vorteile errungen hat.
Die Budgetverweigerung gehört dagegen zu der revolutionären
Arbeiterpolitik, die in jeder Verbeſſerung nur ein Mittel ſieht,
den Kampf für unſere großen Ziele um ſo beſſer zu führen,
und daher vor allem dem Proletarigt das Bewußtſein bei-
bringen will, daß die herrſchenden Klaſſen trotz aller Zuge-
ſtändniſſe die Feinde und die Ausbeuter bleiben, die völlig
niedergekämpft werden müſſen.

Cagesgeſchichte.
Halle a. S., 28. September 1908.

Bedauerlicher Verzicht.
Die Köln. Zeitung veröffentlicht einen Artikel eines national

liberalen Parlamentariers, in dem es heißt:
Bei der Etatsberatung vom 28. November 1907 hat der Red

ner der nationalliberalen Fraktion enklärt, daß dieſe Kontingen
tierung (der Matrikularbeiträge) unannehmbar ſei bei Ein-
führung einer direkten Reichsſteuer, weil in dieſem Falle
bei einem Bedürfniſſe die Sätze der direkten Steuer, die eine
bewegliche iſt, ohne weiteres erhöht werden können. Da die
von nationalliberaler Seite vorgeſchlagene Ver-
mögensſteuer nicht angenommen wird, und die Nach
laßſteuer ihrer eigenen Natur nach nicht beweglich gemacht wer
den kann, bleiben die Bedenken gegen die Kontingentierung der
Matrikularbeiträge nach oben in vollem Umfange beſtehen.

Aus dieſen Ausführungen ſcheint hervorzugehen, daß die
nationalliberale Partei auf einen willkommenen Wink der Re
gierung hin ihre angebliche Forderung nach Einführung einer
Reichsvermögensſteuer ſchon wieder fallen gelaſſen hat, obwohl
für dieſe Forderung, ſobald ſie nur vou den Nationalliberalen
ernſtlich vertreten wird, eine ſichere Mehrheit im Reichs-

gen t t ertage vorhanden wäre. Auch die Ber
wartenden Widerſtand der verbündeten
weiskräftig. Denn abgeſehen davon, daß der Reichstag ja ganz
überflüſſig wäre wollte er immer bloß Geſetze machen, die dem
Bundesrat ohne weiteres genehm ſind, ſo würden auch die ver
bündeten Regierungen ihren Widerſtand aufgeben, wenn ihnen
für das Zugeſtändnis der Vermögensſteuer ein greifbarer Vorteil
konzediert würde. Es iſt recht ſchade, daß die nationalliberale
Partei den Degen ſo geſchwind wieder eingeſteckt hat, noch ehe es
überhaupt zum erſten Treffen gekommen war. Böſe Menſchen
könnten beinahe vermuten, daß in den Kreiſen der national
liberalen Kapitaliſten die Sehnſucht nach Einführung einer Reichs
vermögensſteuer eigentlich gar nicht ſo brünſtig wäre, wie es nach
dem ſonſt ſo patriotiſchen Gebahren der Herrſchaften den An

ſchein hat. zSächſiſcher Wahlrechtsjammer.
Vier Monate hat die Wahlrechtsreformfrage in Sachſen ge

ruht, nun ſoll das Gezerre wieder losgehen. Am 28. September
tritt die Wahlrechts deputation wieder zuſammen, um
weiter zu wurſteln. Jrgendwelche Hoffnung, daß ſie noch
etwas fertig bringen werde, hegt niemand. Als die Wahlrechts-
doktoren vor vier Monaten in die Sommerferien gingen, haben
ſie einem Kompromißvorſchlag für die Wahlrechts-

Die beiden Sträflinge.
Auſtraliſcher Roman von Friedrich Gerſtäcker.

Die Vorbereitungen, da es ſich eigentlich nur um einen
Morgenritt in den Buſch handelte, waren auch bald getroffen,
und die Schar, die ſchon c hatte und weitere Lebens-
mittel für ein etwaiges Aüslagern im Buſche über Mittag bei
ſich trug, erwartete ſchon ungeduldig das Erſcheinen ihres
Herrn und den Aufbruch.

Der kam endlich, von Mac Donald und ſeinen Söhnen be
gleitet, und dieſe, Georg und Bill wenigſtens, die beiden älte-
ren, ſprangen i nach ren Pferden, um das Ausrücken
durch ihre Schuld nicht aufzuhalten. Nur Ned, der Jüngſte,
ſchrick unbewaffnet und mit ziemlich verdrießlichem Geſicht
neben dem Vater her, da er von ihm den Befehl erhalten, den
Zug nicht zu begleiten, ſondern bei ihm, zum Schutz des
Hauſes und der Familie, zurückzubleiben. Ganz trauen durfte
man den ſchwarzen Nachbarn doch nimmermehr.

„Und haben Sie den Leuten geſagt, wie ich wünſche, daß
das Ganze betrieben werden ſoll, Mr. Bale fragte der alte
Herr mit freundlicher Miene ſeinen oberſten Stockkeeper. „Sie
aren beſonders darauf achten, daß keine Unordnung vor

ällt.“ S„Alles beſorgt, Sir,“ ankwortete der YorkſhireMann wir
wollen den ſchwarzen Halunken eine ſolche Lektion geben, daß
ſie beim Himmel nicht zum zweitenmal daran denken ſollen,
eine weiße Dame und noch dazu Miß Sarah, zu be
läſtigen.“W fürchte, daß Sie mich mißverſtanden haben, Mr. Bale,“

ſagte aber Mr. Powell mit ernſter Miene „ich verbiete
Jhnen ausdrücklich jede Gewalttat en dieſe unglücklichen
Menſchen, und Sie von Jhren Waffen nur im äußerſten
Notfal nur zur Selbſtverteidigung Gebrauch zu machen.

„Selbſtverteidigung fragte der Stockkeeper erſtaunt.
„Allerdings, nur zur Selbſtverteidi ung,“ lautele die be

ſtimmte und entſchiedene Antwort. r h die Schuld
tragen, daß durch zu große Strenge und vielleicht Uebermut
der losgelaſſenen Arbeiter unnötig Blut vergoſſen und dadurch
der Grunm der Eingeborenen nur noch mehr geweckt und ſie
zur Rache an vielleicht Unſchuidigen getrieben werden. Die

meiſten auf den Stationen verübten Morde ſchreiben ſich aus
einer ſolchen Urſache her; wir tun ihnen durch die gewaltſame
Beſitznahme ihrer Jagdgründe ſchon Schaden genug, und wol-
len nicht noch den Tod in ihre Reihen werfen. Was ein paar
übermütige Burſchen von ihnen geſtern gefrevelt, verdient aller
dings eine Zurechtweiſung. Wir müſſen ihnen beweiſen, daß
wir die Mitlel und Kräfte haben, ſie zu ſtrafen, und daß es
uns nur noch an dem Willen fehle. Deshalb habe ich dieſen
Zug auch angeordnet. Sie ſind leicht eingeſchüchtert, und wer-
den es ſich dann für die Zukunft eine Warnung ſein laſſen.
Sie haben mich doch vollkommen verſtanden, Mr. Bale

„Vollkommen, Sir,“ erwiderte der Stockkeeper mürriſch. „Jch
möchte Jhnen aber zu bedenken geben, daß wir ſie durch zu
große Nachſicht eher übermütig machen als einſchüchtern.“

„Fürchten Sie das nicht und noch eins. Daß mir niemand
von den Leuten wie die Burſchen das gern tun, wenn ſie
einmal ein geladenes Gewehr in die Hände bekommen ſeine
Flinte in die Luft abſchießt. Das erſt macht die Schwarzen
dreiſt, denn ſie glauben gewöhnlich, man hat auf geſchoſſen
und gefehlt. Nur im alleräußerſten Notfalle und ſo wenig als
möglich darf geſchoſſen werden, dann aber auch ſo, daß der
Schuß ſicher trifft und womöglich tödlich iſt. Sie ſehen, ich bin
nicht, wie Sie zu glauben ſcheinen, nur für halbe Maßregeln,
allein, C will kein unnützes Blut vergoſſen haben. Was
meinen Sie, Mac Donald, ſollten wir wohl einen von den
Burſchen da drüben, die dort ſo faul um ihre Lagerfeuer
herumliegen, bewegen können, den Trupp zu führen

„Jch glaube kaum,“ ſagte dieſer „ührigens können wir den
Verſuch machen. h gegen eins iſt jedoch zu wetten, daß die
beiden Trupps näher miteinander befreundet ſind, als ſie eben
beide eingeſtehen mögen, und wenn wirklich einer mitginge,
bleibt es immer die rege ob er die Leute gerade dahin führte,
wohin ſie gehen wollen.“

„Wir können es wenigſtens verſuchen,“ ſagte Mr. Powell.
„Sie ſprechen ja ihre Sprache vollkommen, und der, welcher in
letzter Nacht mit Jhnen fortwanderte und Sie richtig führte,
übernähme auch heute vielleicht wieder die Leitung.“

Er St noch während er ſprach, dem Lager der Schwarzen,
von Mac Donald begleitet, zu, und ließ Mr. Bale in einer
u weniger als freundlichen und zufriedenen Stimmung
zurück.

„Na ja, waſch' mir den Buckel und mach' mich nicht naß

Mann, dem es in den Gliedern zuckte,
Schwarzen zu erproben; hielt er ſie doch, wie leider die meiſten
der im Buſch aufgewachſenen Europäer für wenig beſſer als
die wilden Hunde ihrer Malleydickichte, und würde ſich wenig
mehr Gewiſſen daraus
zuſchießen, wie eben au

immer wieder die alte Geſchichte,“ brummte dieſer mürriſch
vor ſich hin. „Hetzen hinter den Kanaillen her, nur um ihnen
„guten Morgen“ zu ſagen und dann wieder umzukehren.“

„Laſſen Sie uns nur erſt draußen ſein, Mr. Bale,“ ſagte da
Georg, der eben mit dem Pferd zurückgekommen war und die
halblaut gebrummten Worte verſtanden hatte. „Vater iſt immer
zu p in der ſie und einen Denkzettel geben wir
3 och. Sie ſollen Sarah nicht umſonſt ſo geängſtigt

aben.“
„Ja, und nachher krieg' ich's,“ ſagte der Stockkeeper „mit

dem Alten iſt in der Hinſicht nicht zu ſpaßen.“
„Ach was, Ernſt müſſen wir ihnen zeigen,“ rief der junge

eine Kraft an den

emacht einen von ihnen nieder
einen ſolchen Dingo.

Die beiden Männer hatten indeſſen das Lager der Schwarzen
erreicht, die ſie aber trotz der ganz in ihrer Nachbarſchaft be
triebenen kriegeriſchen Vorbereitungen in voller Ruhe und be-
haglicher Sicherheit fanden.
das letzte der geſtern erhaltenen drei Hammel auch bis auf die
kleinſten Ueberreſte verzehrt, war beendet, und die Frauen
kauerten gebückt zuſammen neben den Feuern, während die
Männer lang ausgeſtreckt auf dem Rücken lagen, dem Magen
Raum zu einer beſſeren Verdauung zu gönnen. Nur die Hunde
arbeiteken noch mit wilder Gier an den Knochen herum, die
ihnen von ihren Herren zugeworfen worden, den einen be
nagend, während ſie zu gleicher Zeit auf zwei andere die Pfoten
bielten, damit ihnen kein anderer die koſtbare und ſeltene Beute
nehmen möge.

Jhr Frühſtücksmahl, an dem ſie

Nur ein einzelner Eingeborener hatte ſich vom Lager abge
ſchieden, und zwar Nguyulloman, deſſen Rindenhütte heute etwa
ſünfaig oder ſechzig Schritt weiter davon entfernt auf einem
leinen ſpitzen und iſolierten Sandhügel ſtand. Er unterhielt

dort auch ein tüchtiges Feuer und ſchien allein noch von allen
ürbigen Lebensmittel übrig behalten zu haben mit deren Zu
bereitung er indes auf eigene Art wirtſchaftete.
er ein großes Stück Rinde über die Wer um auf kurze Zeit
das Feuer zu dämpfen, bald ließ er wi
der dicke Qualm emporſtieg, bis die Flamme aufs neue

Bald deckte

die Luft hinzu,
rvor

be
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ſervativen im tiefſten Dunkel einer Geheimkommiſſion ausge
(brütet worden iſt. Das aber iſt eine e jämmerliche wie
reaktionäre Mißgeburt. Doch wird ſie die Grundlage der wei
teren Verhandlungen bilden, um ſie wird ſich das geſamte
Wahlrechtsgezerre in Zukunft drehen, denn die Regierungsvor
lage, die die Abgeordneten zur Hälfte durch ein iſtimmiges
Pluralwahlrecht mit Perhältnisſhſtem wählen laſſen wollte,
muß als erledigt angeſehen werden, weil niemand etwas von
ihr wiſſen will.

Wie aber ſieht das Kompromiß aus? Vorausgeſchickt muß
da werden, daß ein Wahlſyſtem auf dieſer Grundlage zu einer
neuen ſchlimmen Wahlentrechtung des arbeitenden Volkes füh
ren müßte. Jeder Paſſus ſcheint beſonders darauf hin zu
geſtutzt zu ſein, eine möglichſt weitgehende Rechtsbenachteil
der Arbeiterwähler herbeizuführen. Da findet ſich in erſter
Linie die Beſtimmung, daß eine Vorausſetzung der Stimm-
berechtigung der zweijährige Wohnſitz am Orte der Liſtenauf-
ſtellung ſein ſoll. Dadurch werden ſchon Tauſende von Ar-
beitern um ihr Recht gebracht. Weit ſchlimmer aber iſt noch
das Pluralfyſtem, worauf das Kompromiß hinausläuft.
Danach ſoll ein Wähler je nach Alter, Beſitz oder Bildung bis
ſaen Zuſchlagsſtimmen, zuſammen alſo vier Stimmen er-

en.
In erſter Linie ſoll die Anſäſſigkeit, alſo der Grund-

beſitz mit einer Zuſchlagsſtimme bedacht werden, aber nur
der Wähler erfreut ſich dieſes Glücks, der 75 Steuereinheiten
auf ſeiner Beſitzung hat. Dadurch werden die Eigentümer kleiner
Anweſen, vor allem die anſäſſigen Arbeiter der Zuſchlags-
ſtimme beraubt. Das iſt dabei ja auch die Abſicht geweſen.

Wenn man dem höheren Lebensalter (50 oder 45 Jahre) eben-
falls eine Zuſchlagsſtimme gewähren will, hat man ſich dabei
ficher von der Erwägung leiten laſſen, daß nur wenig Arbeiter
die Altersſtimme erreichen werden, weil die meiſten früher
ſterben. Eine Zuſchlagsſtimme ſoll der Selbſtändigkeit
verliehen werden, und zwar ſoll das Vergnügen jeder Wähler
haben, der im Gewerbebetriebe dauernd zwei Gehilfen be-
ſchäftigt. Die eigentlichen Kleinmeiſter, bei denen man wahr-
ſcheinlich ſozialiſtiſche Geſinnung vermutet, ſollen alſo davon
ausgeſchloſſen ſein. Dagegen ſollen Staats- und Gemeinde-
beamte die Selbſtändigkeitsſtimmen erhalten, ſobald ſie mehr
als 1800 Mk. Einkommen haben. Dieſen Vorzug haben dieſe
Leute wohl der Erwägung zu danken, daß ſie Abhängigkeits-
demut genug beſitzen, einem Nationalliberalen oder Konſerva-
tiven die Stimme zu geben. Schließlich ſoll noch eine Zuſchlags-
ſtimme erhalten, wer mehr als 2200 Mk. Einkommen im Jahre
verſteuert. Die Einkommensgrenze iſt auch ſo feſtgelegt, daß
kein Arbeiter dieſe Zuſchlagsſtimme verlangen kann.

Mit allen Taufelskünſten hat man das Kompromiß ſo aus-
geklügelt, daß die Arbeiter in der Regel nur eine, die Beſitzenden
aber drei und vier Stimmen haben werden. Man hat den
von dem konſervativen Hauptmacher geltend gemachten Grund
ſatz genau befolgt, das Pluralwahlſyſtem müßte ſo ein
gerichtet werden, daß nur den „nationalen“ Parteien die Zu-
ſchlagsſtimmen zugute kämen. So iſt dieſes Kompromiß eine
Ausgeburt kleinlicher Bosheit und engherzigſtem Parteiegois-
mus.

Freilich, ob auf Grund dieſes Zerrbildes ein Wahlſyſtem zu-
ſtande kommt, iſt noch ſehr fraglich. Eine böſe Klippe bildet da
noch die Wahlkreiseinteilung. Ohne eine Neuein-
teilung wollen die Nationalliberalen überhaupt nicht mit-
machen, während die Konſervativen mit dem jetzigen Zuſtande
wohl zufrieden wären. Die Regierung hat es aber abgelehnt,
eine neue Wahlkreiseinteilung zu ſchaffen, doch hat dies der
Geheimrat Heink auf eigne Hand verſucht. Er ſoll damit auch
fertig ſein, ob er aber die in dieſem Punkt ſtark von Sonder-
intereſſen geleiteten Nationalliberalen und Konſervativen be
friedigen und gleichzeitig etwas Annehmbares für die Regie
rung geſchaffen hat, iſt noch ſehr zweifelhaft.

Schließlich kommt es auch noch auf die Stellungnahme der
Regierung zu dem Kompromiß an. Dieſe hat aber bisher erklärt, ſie a te noch an ihrem Entwurfe feſt. Doch hat der Graf

Hohenthal auch bereits durchblicken laſſen, daß er unter ge
wiſſen Vorausſetzungen auch zu einem Umfall bereit ſei. Nach
ſeiner bisherigen Haltung kann es aber in letzterem Falle für
den Miniſter des Jnnern, den Grafen Hohenthal, nur
den Abgang geben.

Die Ausſichten für die ſächſiſche Wahlrechtsreform ſind, wie
man ſieht, noch ungewiß und dunkel. Sicher aber iſt, daß die
Arbeiterſchaft Sachſens das jämmerliche Kompromiß mit Ent-
ſchiedenheit ablehnt und alles an eine Eroberung des allge
meinen, gleichen Wahlrechts ſetzen wird.

Die Wirkung des Handwerkergeſetzes.
Wie die Köln. Zeitung mitteilt, hat der Vorſtand des

Verbandes deutſcher Gewerbevereine zu Darmſtadt ſoeben eine

brach. Dazwiſchen kaute er an ſeinem röſtenden Fleiſch und
ſich um den übrigen Stamm gar nicht weiter mehr zu

ekümmern.
„Sieht es nicht aus,“ re Mr. Powell, der ſtehen geblieben

war und nach dem Krüppel hindeutete, „als ob der
warze Burſche da bis an die Hüften im Sand watete und

ich nur deshalb ſo ſchwerfällig umherbewegte? Es iſt doch ein
armes, unglückſeliges Menſchenkind und, wenn ihn ſein Stamm
verläßt, dem Hungertode preisgegeben.“

„Jch weiß doch nicht,“ erwiderte Mac Donald, der ſich die
wunderlich verkrüppelte Geſtalt kopfſchüttelnd betrachtet hatte,
„ich halte den Krüppel keineswegs für ſo ganz harmlos, und dieBumerang, die er an einer Schnur um den Sals trägt, beweiſt
auch wohl ziemlich deutlich, daß er die Waffe noch immer im
ſern iſt recht gut zu führen. Jch bin auch feſt überzeugt, derchleicht ſich beſſer und geſchickter an irgend ein Känguruh
eran, als irgend ein anderer junger und geſunder Burſche
eines Stammes, und auf was er einmal die Wurfwaffe richtet,
as iſt ihm ſicher verfallen. Mit welcher fabelhaften Geſchick-

lichkeit ſchleudert er zum Beiſpiel nach den Hunden, die ihm in
die Nähe kommen, Knochen und Stücken Holz er fehlt nie.“

„Die dürren Beſtien haben auch allen möglichen Reſpekt vor
ihm,“ lachte Mr. Powell; „doch wir wollen zu den Burkas gehen
und ſehen, was wir aus den Burſchen herausbekommen können.“

Mac Donald redete die Schwarzen, die ſich bei der Annähe-
rung des Beſuchs halb aus ihrer liegenden Stellung empor-
richteten, an und forderte re Kakurru auf, ihnen heute
morgen noch einmal zum Führer zu dienen. Ein anderer
Schwarzer aber, ein dickköpfiger, weißhaariger Burſche, der faſt
ſo viele Runzeln im Geſicht wie eingeſchnittene Hautriſſe auf
Schultern und Rücken trug, nahm die Antwort für den Ange-
redeten, und zwar nicht in ihrer Sprache, ſondern in einem
ſchauderhaften Engliſch auf.

„Schwarze Stämme da draußen,“ war etwa der Sinn ſeiner
Rede „böſe Burſchen nehmen viel Butter und können
aubern machen den Regen und Wind und trocknen die
aſſerlöcher aus. Weiße Männer haben ihnen ſelber Fleiſch

egeben gut tauſend gut ſie ſind aber auch ehrlicheESwarge ſtehlen kein Pferd und kein Schaf und leben mit
Nachbarn in Frieden. Ziehen ſie mit aus, kommen die ſchwarzen
Männer in der z ſaugen ihnen die Butter aus, machen ſie
blind und ſpeeren Weiber und Kinder.“

Kakurru a nicht rer der Aufforderung Folge
en leiſten, und lehnte ſich wieder zurück, ſchob die Hände unter

Kopf und ſchloß die Augen. (Fortſ. folgt.),

aſſen, der von den Nationalliberalen und Kon 7 t WeArbeit geben, die eine Zuſammenſtellung der Exgeb
niſſe der Erhebungen bei den Jnnungen, Gewerbe und Hand
werkervereinen, Ja rn uſw. bilden. Die Ver-

töffentlichung lehnt ſich an die vom Kaiſerlichen Statiſttſchen
Amt in dieſem Frühjahr herausgegebenen an unter

Ergänzung durch die von dem Verband der Gewe
Einvernehmen mit dem Reichsamt des Jnnern und den Bun

und werkervereinen, und umfaßt nunmehr ſämtliche Er

hrlings und Schulweſens, der Einnahmen, Ausgaben und
des Vermögens, ferner der Fonds und Stiftungen und der ge
meinſamen Geſchäftsbetriebe Die Zahl der Handwerker-
verbände, wie ſie die Reichsſtatiſtik mit 11811 Jnnungen zu
ſammengeſtellt hat, wird mit 1415 Vereinen allerdings nur um
1214 Proz. vermehrt, was aber in der Mitgliederzahl 29 Proz.
ausmacht und in der Vermehrung der Geſellenzahl und der der
geprüften Geſellen 18 Proz. bis 21 Proz. beträgt. Dagegen
geht die Zahl der Schulen infolge der Einbeziehung der Ge-
werbevereine um 45 Proz. in die Höhe, die Zahl der Schüler
vermehrt ſich um 97 Proz. und die Zahl der Lehrer um 75 Proz.
Erheblich größer ſind die Unterſtützungen der Schulen; dieſe
erhöhen ſich um 624 Proz. aus eigenen Vereinsmitteln und um
201 Proz. aus Mitteln, die von andern Körperſchaften den
Vereinen zufließen. Die Geſamteinnahmen der Jnnungen
und Vereine ſteigern ſich durch den Zutritt der letzteren um
54 Proz. die Ausgaben um 72 Proz. und die Ausgaben für be
ſondere Veranſtaltungen, wie Meiſterkurſe, Bibliotheken,
Sammlungen, Ausſtellungen und Vorträge um 206 Prozent.
Schließlich erhöht ſich das Vermögen um 40 Proz. durch die
Vereine, die mit 4 770 000 Mk. hinzukommen zu dem 11 800 000
Mark betragenden Jnnungsvermögen. Jn gleicher Weiſe, um
40 Proz., ſteigern ſich auch die Beträge der beſonderen Fonds
und Stiftungen. Obgleich aus den wenigen, hier mitgeteil-
ten Zahlen erhellt, daß der Schwerpunkt der Betätigung der
freien Vereine in erſter Linie auf dem Gebiete der gewerb-
lichen Bildungsfragen liegt, ſo muß andrerſeits um ſo mehr
betont werden, wie lächerlich gering das Gebotene den wirk-
lichen Bedürfniſſen gegenüber iſt. Die Einführung des „Ar-
beitsbuches“ und des „Befähigungsnachweiſes“ ſteht den Jn-
nungsmeiſtern turmhoch über dem gewerblichen Bildungsweſen.
Die Ergebniſſe dieſer privaten Erhebungen ergänzen das Bild
über die Wirkungen des Handwerkergeſetzes und zeigen, wie
„notwendig eine Mitwirkung aller Berufs wie auch der Ar
beiterorganiſationen wäre. Eine Forderung, wie ſie bei Auf-
ſtellung der amtlichen Streikſtatiſtik und ähnlichen Anläſſen die
freien Gewerkſchaften immer wieder aufſtellen. Von weiterm
Intereſſe in der vorliegenden Arbeit iſt auch die Darſtellung
der Organiſationsformen, deren ſich das deutſche Handwerk be
dient hat. Wenn man Nord und Süddeutſchland gegenüber-
ſtellt, ſo ergeben ſich durchſchnittlich auf je 10 000 Einwohner
im Norden 97,8 Jnnungsmitglieder, und 11,3 Vereins mitglieder
und umgekehrt im Süden 29,9 Jnnungs- und 65,2 Vereinsmit-
glieder.

Die Zwangsinnungen haben ja bekanntlich in Süddeutſchland,
außer Württemberg, eine viel größere Verbreitung als im
Norden, wobei jedoch beſonders zu berückſichtigen iſt, daß in
Bayern 11 Proz. und in Heſſen nur gar 7 Proz. der Hand-
werker in Jnnungen organiſiert ſind.

Sydow dementiert. Schatzſekrctär Sydow dementiert die
Meldung, daß es in ſeiner Abſicht liege, einen öffentlichen Vor
trag über die Reichsfinanzreform zu halten. Dankbar wäre dieſes
Thema jedenfalls nicht.

Eine Meldung. Nach Mitteilungen, die angeb
lich von amtlich informierter Stelle der ilitär- politiſchen
Korreſpondenz gemacht wurden, ſoll das Reichsſchatzamt an
der Etatsaufſtellung der Heeresverwaltung für 1909/10 große Ab-
ſtriche vorzunehmen beabſichtigen. Ueber 50 Proz. der Mehr-
forderungen, die General von Einems Reſortchefs eingebracht
haben, ſollen durch die Räte des Reichsſchatzſekretärs geſtrichen
ſein, da ſonſt eine Balanzierung des Reichshaushaltsvoranſchlages
unmöglich ſein würde.

Man darf dieſe Nachricht, die ſehr nach Stimmungsmache zu
p. en Sydows ausſchaut, mit allergrößtem Mißtrauen auf-
nehmen.

Reichsbeamten- und Automobilhaftpflicht. Die Geſetzentwürfe
über die Automobilhaftpflicht und die Haftpflicht des Reiches für
Verfehlungen der Reichsbeamten ſollen dem Reichstage
unmittelbar nach ſeiner Wiedereröffnung zugehen. Der letztge-
nannte Entwurf, der dem preußiſchen mit einigen Abweichungen
nachgebildet iſt, unterliegt zurzeit noch der Beratung des Staats
miniſteriums. Für den kommenden Seſſionsabſchnitt darf der
Reichstag auch mit Beſtimmtheit auf den längſt verſprochenen

betr. den Erwerb und Verluſt der Reichsangehörigkeit,
rechnen.

Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. Offiziös wird geſchrieben:
„Jn der Preſſe iſt mehrfach die Mitteilung verbreitet worden,
daß ein Geſetzentwurf, betreffend Abänderung der Beſtimmungen
der Gewerbeordnung über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe,
zurückgezogen ſei oder zurückgezogen werden ſolle. Wie aus den
Erklärungen des Staatsſekretärs des Jnnern in der Sitzung des
Reichstages vom 28. März ds. Js. hervorgeht, liegt ein endgültiger
Geſetzentwurf überhaupt noch nicht vor. Es ſind vielmehr Aeuße-
rungen der verbündeten Regierungen über die Möglichkeit einer
günſtigeren Geſtaltung der Sonntagsruhe im Handelsgewerbe ein-
gefordert, welche noch nicht vollſtändig eingegangen ſind. Erſt
wenn dies der Fall iſt, wird der Frage, in welchem Umfange eine
weitere Einſchränkung der Sonntagsarbeit möglich iſt, näherge-
treten werden können.“

Nationalliberale gegen den Heimarbeiterſchutz. Die National-
liberalen im ſächſiſchen Wahlkreis Annaberg, den der Syn-
dikus eines ſächſiſchen Scharfmacherverbandes, Dr. Streſemann,
im Reichstag vertritt, werden dem Reichstag eine Petition
gegen den beabſichtigten Schutz der Heimarbeiter zugehen
laſſen. Den Heimarbeitern wird von den Nationalliberalen
vorgelogen, daß ihre Exiſtenz vernichtet würde, wenn der
geplante Schutz geſetzlich feſtgelegt wird. Jn Wirklichkeit
haben die nationalliberalen Unternehmer, die die unver-
ſchämteſte Ausbeutung betreiben, ein erhebliches Jn-
tereſſe daran, daß an den jämmerlichen Zuſtänden in den haus-
induſtriellen Betrieben des ſächſiſchen Erzgebirges nichts ge
ändert wird, ſonſt kommt ihr Profit in Gefahr.
Unter dem Reichsvereinsgeſetz. Jn Norburg auf der Jnſel
Alſen hatte ein Landmann Namens P. Grau eine Anzahl ihm
befreundeter und bekannter Leute zu einer privaten Zuſammen
kunft nach dem däniſchen Verſammlungshauſe in Norburg ein
geladen. Faſt alle Geladenen erſchienen. Am Eingange wurde
ſcharf kontrolliert, daß nur mit Einladungskarten Verſehene Ein
tritt erhielten. Zu Anfang wurde ein Lied geſungen. Als das-
ſelbe verklungen war, erſchien der preußiſche Amtsvorſteher in
Begleitung des Polizeidieners und verlangte, den Veranſtalter
zu ſprechen. Als beide zuſammen ſprachen, begannen die Ver
ſammelten einen zweiten Geſang. Kaum war damit begonnen,
als der Amtsvorſteher vortrat und die Verſammlung im Namen

des Geſetzes auflöſte. Es blieb den Teilnehmern nichts anderes

reine im

desregierungen veranſtalteten Erhebungen bei den Gewerbe

iſſe mit beſonderer Berückſichtigung der Hilfsperſonen, des

bereis gedeckt waren, konnte nichte el S er mübrig als entfernen. Der e a dem vie
e werden. Der VHerr Grau forderte gemäß dema ſhriſtiihe Begrandmng vom Amtsvorſteher bezüglich der r

löſung.Auf dieſe Weiſe wird das Reichsvereinsgeſeß von preußiſchen

ieen in Nordſchleswig ſgegen die unbequemen Dänen aus

r e Weder rſicherungsanſtalten unter dem Vorſitz des
ſekretärs von Bethmann Hollweg von Mitte Oktober an
beraten werden. neben den Vertretern der Unternehmer
auch Vertreter der Arbeiter zugezogen werden, darüber verlautet
nichts.

Junkerliche Unverfrorenheit. Die beiden mecklenburgiſchen
Regierungen haben, wie die Voſſiſche Ztg. berichtet, die von der
Ritterſchaft beſchloſſene Gehaltsaufbeſſerung der
ritterſchaftlichen Lehrer gutgeheißen; die Erhöhung
des Grundgehaltes von 800 auf 1000 Mk. und Vermehrung der
fünf Alterszulagen von je 100 Mk. um eine, alſo auf ſechs Zu
lagen. Wer aber glauben wollte, daß jeder Lehrer nun 200 Mk.
Gehalt mehr bekäme als bisher, wäre in einem dicken Jrrtum
befangen. Die Sache macht man ganz anders! Die Wohnung,
die ſolange 100 Mk. bewertet worden war, iſt vom 1. Oktober
ab um 50 Mk. geſteigert, ohne daß die Ritter verpflichtet ſind,
ſie etwa in einen angemeſſenen Zuſtand zu bringen und
in ſolchem zu erhalten. Für die Durchfütterung einer Kuh für
den Lehrer durfte der Ritter bisher ſich 90 Mk. anrechnen, in
Zukunft 125 Mk. Um 15 Mk. wird der Garten höher einge
ſchätzt, und ſo ſind wenigſtens 100 Mk. von der beſchloſſenen
Erhöhung da, ohne daß das ritterſchaftliche Portemonnaie auch
nur einen Pfennig herzugeben brauchte. Kann man ſich eine
ſtärkere Verhöhnung der Lehrer und Umgehung der Ge
ſetze vorſtellen? Der Unverfrorenheit der bildungsfeindlichen
Junkerſippe wird erſt dann ein Ende bereitet werden, wenn
durch Einführung verfaſſungsmäßiger Zuſtände die Sozial
demokratie ihren Einfluß auch im Lande der Ochſenköpfe zur
Geltung zu bringen vermag. Dieſer bequeme Weg junkerlicher
Großmut wird erſt dann unmöglich. Zu verwundern iſt
freilich, daß ſie die Naturalleiſtungen nicht um noch 100 Mk.
höher bewertet haben, denn dadurch wäre die Gehaltsaufbeſſe
rung doch eine noch viel erheblichere geworden.

Große Arbeitsloſigkeit in Dresden. Die ſozialdemokratiſchen
Stadtverordneten in Dresden brachten in der letzten Stadtver
ordnetenverſammlung folgende Interpellation ein

Was gedenkt der Rat zu tun, um die bereits vorhandene Be
ſchäftigungsloſigkeit eines großen Teiles der werktätigen Be
völkerung Dresdens zu mildern, und iſt es dem Rate möglich,
durch geeignete Maßnahmen ein weiteres Ueberhandnehmen der
Arbeitsloſigkeit zu verhüten

Arbeiterſekretär Buck ſchildert in der Begründung die große Ar
beitsloſigkeit. Jm Juli habe ſie nach Auskunft aller Dresdener
Arbeitsnachweiſe ſchon 10764, die Zahl der offenen Stellen nur
5899 betragen. Es ſei Pflicht der Stadtverwaltung, für Arbeits
gelegenheit zu ſorgen.

Der Rat erklärte, daß za. vier Millionen Mark zur Verfügung
ſtänden für ſtädtiſche Bauten. Er ſei gegen Notſtandsarbeiten,
die ſich auch bei den Arbeitern keiner Sympathie erfreuten, und
mit denen eine andere große Stadt Fiasko gemacht hätte. Er
würde der Frage der Arbeitsloſigkeit ſeine Aufmerkſamkeit widmen.

Oberbürgermeiſter Beutler wandte ſich gegen Oeffnung neuer
Baugelegenheit (Straßen) und fand damit natürlich den Beifall
der Grundſtücksbeſitzer.
Italiener bauen ein Armenhaus für deutſche Proletarier.
Jm Kreis Diedenhofen wird ein Bezirks Armenhaus mit
34 Millionen Mark Koſten gebaut. Die Arbeiten werden aus
ſchließlich von Jtalienern ausgeführt. Auch bei den Staats
betrieben in Metz ſind 80 Prozent Jtaliener beſchäftigt. Gegen
die Beſchäftigung dieſer ausländiſchen Arbeiter würde an ſich
nichts einzuwenden ſein obwohl es deutſche Arbeiter in Maſſe
gibt wenn dieſe Jtaliener nicht von den Unternehmern als
Lohndrücker benutzt würden. Sie dürfen nur arbeiten, wenn
ſie ſich unter dem Tarif, der mit den deutſchen Arbeitern
vereinbart wurde, entlohnen laſſen. Die deutſchen Arbeiter, die
infolge dieſer Proſitſucht der nationalen Unternehmer arbeitslos
werden und die Landſtraßen bevölkern, können dann auf Ver-
anlaſſung der deutſchen Polizeibehörde das Armen oder Arbeits
haus beziehen. So ſieht der Schutz der nationalen Arbeit in
Deutſchland aus.

Die Kaution des Fürſten Eulenburg. Die Staatsanwaltſchaft
hatte gegen die Freilaſſung des Fürſten Eulenburg Beſchwerde
zum Kammergericht erhoben. Dieſes hat die Freilaſſung unter
der Bedingung beſtätigt, daß eine Kaution von 100 000 Mark ge
ſtellt wird.

Dienſtliche Agitation für die Kriegervereine. Dem Ber
liner Tageblatt liegt der dienſtliche Befehl eines Bezirks
kommandos an die dieſem unterſtellten Offiziere vor, in der die
Herren zu einer Aeußerung darüber aufgefordert werden, ob und
welchem Kriegervereine ſie angehören, und im verneinen-
den Fall, wiederum dienſtlich, erſucht werden, einem ſolchen
Verein baldigſt beizutreten. Damit überſchreitet das Be
zirkskommando ſeine Befugniſſe, denn ob ein Offizier des Beur-
laubtenſtandes einem Kriegerverein angehört oder nicht, das iſt
keine dienſtliche, ſondern eine rein private Angelegenheit.
Es iſt aber eine ſtehende Klage der Kriegervereine, daß ihnen
Offiziere nur in ſehr vereinzelten Fällen beitreten, und dieſem
Mangel ſoll nun offenbar durch dienſtlichen Druck abgeholfen
werden. Nicht genug, daß die Kaſernen zu Werbeanſtalten für die
politiſchen Kriegervereine gemacht werden, die Bezirks
kommandos wollen ſich nun offenbar auf dieſem Gebiete betätigen.

Ein Soldatenſchinder. Wegen Soldatenmißhandlungen in
31 Fällen wurde der Gefreite der Reſerve, Stallmach, vom
Landwehrbezirk Kattowitz, durch das Kriegsgericht der 12. Divi-
ſion zu ſechs Monaten Gefängnis verurteilt, wovon ſechs
Wochen als durch die erlittene Unterſuchungshaft als verbüßt
erachtet wurden. Das Opfer Stallmachs, der Schlepper Hans
Staſch, war nach der Mißhandlung als dienſtunbrauchbar ent
laſſen worden, weil ſich bei ihm epileptiſcheKrämpfe
eingeſtellt hatten.

Ausland.
Frankreich. Der marokkaniſche Konflikt. Man ſchreibt

uns aus Paris Der Streit um und mit Marokko, der ſich nun ſchon
ſeit mehr als drei Jahren hinzieht, ſcheint ſich endlich ſeinem Ende
zuzuneigen. Freilich muß man ſich nach Lage der Sache auf
plötzliche Ueberraſchungen gefaßt machen, und von heute auf mor
gen werden die Akten über die Marokkoaffäre nicht geſchloſſen
werden können immerhin glauben wir annehmen zu können, daß
der marokkaniſche Konflikt ſich einem friedlichen Ende zuneigt. Wir
wollen kurz anführen, was uns zu dieſer Annahme veranlaßt
Den eigentlichen Vorwand zum Eingreifen der Mächte, und im
beſonderen Frankreichs, lieferte die Regierung Abdul Aſis, undſchon deshalb begreift es ſich, warum die ſranzöſiſchen Jmperialiſten

m



8, und
aliſten

ermehr iſolierten, einander bekämpften, daß die europäiſchen
aliſten ungeſtört ihre Beutezüge ausführen konnten, worüber

ſich beinahe ſelbſt in die Haare Dem iſt es
auch zuzuſchreiben, daß Abdul verſiel. neue Sultan
g nach is 7 r die mit verſönlich in

men ſind, ein Mann von gro ntelligenz und
Gelehrſa Die Taten beſtätigen das. Er hat, ſelbſt auf die Gefahr
hin, ſein bei den Marokkanern zu verlieren, Kampf mit
den Truppen vermieden, obwohl es in feiner Hand ge
legen hatte, das franzöſiſche Expeditionskorps von Caſablanca zu

Er ſah eben über den augenblicklichen Erfolg hinaus.
Seine erſte Sorge nach der einmütigen Proklamierung zum
Sultan war und iſt die Herſtellung der nationalen Ein
heit Marokkos. hat alle Kaids der Stämme, die ihn an
erkannten, um ſich verſammelt, um ihre Meinungen über die
Situation kennen zu lernen und ſo das Intereſſe der Stämme
mit ſeinem zu verknüpfen. Andererſeits geht er energiſch gegen
den Roghi vor, einem Prätendenten, der ſich im gebirgigen Weſten
eine Einflußſphäre geſichert hat. Mit dieſer inneren Reini-
gungsaktion fällt jeder Vorwand zur äußeren Einmiſchung
3 r herrſchenden „Anarchie“. Wo aber eine ſolche Ein
miſchung fehlt, fehlt auch die Gelegenheit, die Hand auf Marokko
zu n und ſo den Proteſt dritter Mächte hervorzurufen, die
ihr Teil veklamieren. Wie die Dinge liegen, halten ſich die ver
ſ Vertragsmächte gegenſeitig die Wage. Die Rivalität
der euxopälſchen Mächte iſt eine Bürgſchaft für die
Unabhängigkeit Marokkos.

Bleibt die Liquidation der franzöſiſchen Expedition. Die bis
herigen Koſten belaufen ſich auf über 300, vielleicht ſchon 350

en. Mit den offiziell abgeſchloſſenen Schulden Marokkos
wäre dieſe Kriegsſteuer eine unerträgliche Laſt geworden. Nun
ſchreiben jedoch die franzöſiſchen offiziöſen Blätter gefliſſentlich

150 Millionen Ausgaben für die Expedition. Wie dieſe
Berechnung aufgeſt was dabei außer Betracht gelaſſen wurde,
entzieht ſich unſerer Kennipis. Man wird aber zugeben, daß die
Differenz blich iſt. nehmen an, daß man auch hier noch
etw wird und ſomit einem friedlichen Vergleiche nichts
im Wege ſteht.

England. l r AusMancheſter wird gemeldet: 2000 Arbeitsloſe drohten am Frei-
tag das Rathaus anzugreifen, in dem gerade ein Zivilempfang
ſtattfand. Die Polizei ſchritt ein und zerſtreute die Menge.
Mehrere Perſonen wurden verletzt, darunter auch einige Poli
zkſten. Die Menge verſuchte ſodann einen Angriff auf das
Greenwich Armenhaus, indem ſie Nahrung und Obdach for
derte, wurde jedoch auch hier von der Polizei zerſtreut.

Afrika. Ein deutſch- franzöſiſcher Zwiſchen-
fall in Caſablanca wird von der deutſchoffiziöſen Preſſe ge
meldet. Da unſere Alldeutſchen und Offiziöſen aber ſtets alle
auf Frankreich und Marokko bezüglichen Nachrichten ungeheuer
aufzubauſchen pflegen, iſt die Meldung zunächſt mit Vorſicht
aufzunehmen. Die Nachricht lautet: Zwei Fremdenlegionäre,
die ſich unter den Schutz des deutſchen Konſulats in Caſa-
Japra eſtellt hatten und in Begleitung des Konſulatsſekretärs

ſt eines deutſchen Konſulatsſoldaten zum Dampfer Cin-
tra ſich begaben, der ſie in die deutſche Heimat befördern
ſollte, wurden unterwegs ba franzöſiſchen Soldaten erkannt,
Peer en, geſchlagen, elt und ins Gefängnis geſchleppt.

r deutſche Konfulatsſeldat wurde ebenfalls blutig geſchlagen
und ſeine Kleidung zerriſſen. Der Konſulatsſekretär wurde geſchlagen und die Jet zexriſſen, als er gegen die Gefangen

ahme der beiden Vegionäre proteſtierte. Ein franzöſiſcher
Hafenofſſizier bedrohte ihn mit dem Revolver. Als der deutſche
Vigekonſul erſchien, exreichte er die Freilaſſung des deutſchen
Konſulatsſoldaten, der ebenfalls gefeſſelt war. Die Heraus-
gabe der beiden Legionäre wurde aber vom Hafenkapitän ver
weigert.

Der Parteitag von Florenz.
Der 10. Parteitag unſerer italieniſchen Bruderpartei wurde

am 19. September mit großer Feierlichkeit im Theater Salvini
eröffnet. Wie ſchon erwähnt, widmete der Bürgermeiſter von
Florenz, Sangiargi, ein entſchiedener bürgerlicher Demokrat,
republikaniſcher Färbung, dem Kongreß eine warme Begrü-
ßungsrede, die in ihrer Art ein Meiſterſtück echt italieniſcher
Rhetorik war. Der Redner erinnerte an die glorreichen Kämpfe
der alten florentiniſchen Demokratie, an die glänzende repu
blikaniſche Vergangenheit und an die eminente, kulturelle und
intellektionelle Bedeutung von Florenz.

Den Vorſitz des Kongreſſes führte der Genoſſe Andrea
Coſt a. Jhn unterſtützen vier Vizepräſidenten, Peccetti, Abge
ordneter von Florenz, Buſſi, Prampolini, Genoſſin Arcentina
Altobelli.

Die Verhandlungen des erſten Tages knüpften ſich formell
n den Bericht des Parteivorſtandes, betrafen aber der Sache
nach in erſter Linie das Verhältnis der bekanntlich extremerhe Mailänder autonomen Zirkel zur Partei. Der

tegraliſtiſche Parteivorſtand erfuhr von Links, das heißt von
ten der ſhndikaliſtiſchen „Revolutionäre“, wie von Rechts,

alſo von reformiſtiſcher Seite, heftige Angriffe. Außerdem
warfen ihm ſüdländiſche Delegierte die Vernachläſſigung der
Intereſſen des Südens vor. Die Sache des Parteivorſtandes
und des Jntegralismus zugleich, vertrat Genoſſe Morgari,
der bisherige Chefredakteur des Avanti. Morgari fand
einige recht ſcharfe Worte gegen die Mailänder Reformiſten;
aber der Jubel, mit welchem ſchon vorher die Kongreßmehrheit
das bloße Auftreten Filippo Turratis begrüßt hatte, ließ
es ſchon von vornherein ſicher erſcheinen, daß den zurückkehren
den reformiſtiſchDiſſidenten die Arme der Partei weit offen
ſtehen würden. Auch wenn die Diſſidenten nicht als Reuige
zurückkehrten. Zu einer Abſtimmung kam es gar nicht. Auch
der ſhndikaliſtiſchrevolutionäre Flügel, für den Lazzari ſprach,
widerſetzte ſich nicht der Wideraufnahme der Mailänder Auto-
nomiſten. Sie wurden durch Akklamation als Parteigenoſſen
wieder anerkannt, wobei die Regelung der organiſatoriſchen
Beziehungen zwiſchen Partei und unabhängigen Zirkeln ſpäte
ren Beſchlüſſen überlaſſen bleibt.

Der zweite Verhandlungstag brachte eine lange, und zu
nächſt reſultatloſe Erörterung über die wenig erbauliche finan
zielle Lage des Avanti. Schließlich wurde die Sache einer
Kommiſſion überwieſen. Dieſe ließ am folgenden Tage durch
den Reformiſten Modigliani Bericht erſtatten, worauf ihre
Vorſchläge angenommen wurden. Sie laufen im weſentlichen
auf eine Erhöhung des Mitgliedsbeitrages der politiſchen Sek
tion zugunſten des Avanti, auf eine Extraſteuer für die be
ſitzenden Genoſſen und auf eine Verpflichtung einerſeits der
Organiſation, andererſeits der wohlhabenden Parteigenoſſen
zum Abonement des Avanti, heraus. Der zweite Verhandlungs-
tag fiel auf den 20. September, dem Jahrestag des Endes der
Papftherrſchaft in Rom. Der Vorſitzende Genoſſe Coſta ge-
dachte in würdigen Worten der welthiſtoriſchen Bedeutung die

es Exinnerungstages.
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Am dritten Verhandlungstage lief ein mit großer Begeiſte

rung aufgenommenes Begrüßungsſchreiben des deutſchen
Parteivorſtandes ein. Ebenfalls mit großem Jubel
wurde das Danktelegramm begrüßt, worin der in Buenos Aires
weilende Genoſſe Enrico Ferri, die ihm telegraphiſch über
mittelten Grüße des Kongreſſes erwiderte.

Der dritte Lewar d 7 brachte außer der erwähnten
Beendigung der Diskuſſion r den Avanti, den Beginn der

oßen Taktik- und Prinzipiendebatte, die am folgenden Tageſertgeſert wurde. Genoſſe Rinaldo Rigola, der bereits in

Modena als Führer der unbedingt reformiſtiſchen Gewerkſchaft
ler aufgetreten war, referierte über die Stellung der Partei zur
Gewerkſchaftsbewegung. Jm Einklang mit den Beſchlüſſen des
Jnternationalen Kongreſſes in Stuttgart betonte er die unlös
liche Zuſammengehörigkeit der politiſchen und der gewerkſchaft
lichen Arbeiterbewegung, die ſich gegenſeitig ergänzen. Gen.
Rigola wies es weit von ſich, etwa die Partei den Gewerk
ſchaften unterordnen zu wollen, verlangte aber auf das ent
ſchiedenſte, daß die Partei keinen Streik unterſtützen ſolle, der
von der Generalkommiſſion der Arbeitsfederation mißbilligt
worden ſei. Ebenſowenig ſoll die Partei die der konfederation-
feindlichen lokaliſtiſchen Gewerkſchaften unterſtützen. Nament-
lich gegen dieſen Punkt wandten ſich der Korreſpondent, der „Re
volutionär“ Longobardi, deſſen Referat im übrigen vom
Geiſte einer würdigen Mäßigung getragen war, der z. B. auch
von den rechts reformiſtiſchen Mailänder Tempo anerkannt
worden iſt.

Am letzten Verhandlungstage wurde der große Taktik und
Prinzipienſtreit entſchieden. Turrati ſprach für die Refor
miſten. Er ſagte in ſeiner groß angelegten Rede den Jntera-
liſten das Zugeſtändnis, den Gedanken an einen etwaigen
Millerandismus mit Jronie zurückzuweiſen. Für die „Revo-
lutionäre“ ſprach Dugoni, der ihre Sache bereits auf dem
Modenſer Gewerkſchaftskongreß vertreten hatte. Morgarri,
welcher die Stellung des linken Flügels der Jntegraliſten ſki
zieren wollte, verzichtete angeſichts der Ungeduld der Kongreß-
mehrheit aufs Wort.

Jnzwiſchen war nämlich dieſe Mehrheit ganz außer Frage ge
ſtellt worden. Nachdem geſonderte Verſammlungen der Refor-
miſten, der Syndikaliſten und der „Revolutionäre“ ſtattgefun
den hatten, waren zwiſchen der Mehrheit der Jntegraliſten und
den ſogenannten Reformiſten eine Einigung über die Tages-
ordnung erzielt worden. Die reformiſtiſchrechtsintegraliſtiſche
Tagesordnung ſiegte mit einer ungeahnt großen Mehrheit.
(Bekanntlich wird auf dem italieniſchen Parteitag nicht nach
der Zahl der Delegierten, ſondern nach der Mitgliederzahl der
vertretenen Organiſationen, abgeſtimmt.) 18 2562 Stimmen
wurden für das rechtsintegraliſtiſch-reformiſtiſche Kompromiß,
65384 Stimmen für die übrigens durchaus nicht weſentlich, ſich
von dem Kompromiß unterſcheidenen Tagesordnung Mogari
(Linksintegralift) und 5927 Stimmen für die intranſigente
(revolutionäre) Tagesordnung abgegeben. Die angenommene
Tagesordnung iſt in ihrer unbedingten Verwerfung des Syndi-
kalismus und des Generalſtreiks, in ihrer Hervorhebung der
Wichtigkeit des Mitarbeitens am Staatsleben uſtv. ausgeſpro-
chen reformiſtiſche und trägt den integraliſtiſchen Einwendun-
gen gegen den Reformismus nur inſofern Rechnung, als ſie
den Unterſchied zwiſchen den Sozialiſten und den bürgerlichen
Reformen einigermaßen ſcharf unterſtreicht. Die Annahme
der Reſolution erfolgte nicht ohne mancherlei ſtürmiſche Szenen.

Ohne große Debatten wurden die Leitſätze des Referenten
Buſſi über die Frage des Antiklerikalismus agkzeptiert, volle
Weltlichkeit der Schule, Verpflegung der Schulkinder uſw.

Die Neuwahlen der Parteileitung erfolgten durchaus im
Sinne der fiegreichen rechtsintegraliſtiſchreformiſtiſchen Kon
zentration. Zur Leitung des Avanti wurde Genoſſe Leonida
Biſſolati berufen. Damit iſt der Sieg des Reformismus
für die nächſte Zeit entſchieden.

Der Mailänder Tempo, das Organ der Turratigruppe feierte
den Sieg ſeiner Richtung mit den Worten:

„Der Jntegralismus iſt Reformismus und der Reformismus
iſt jetzt der Sozialismus.“

Es iſt aber zu bemerken, daß eigentlich ſchon längſt der linke
Flügel des Reformismus und der rechte Flügel des Jntegra-
lismus weſensgleich waren. Nachdem der rechte Flügel des
Reformismus unter Turrati darauf verzichtet hatte, ſeine
Sonderſtellung provozierend zur Schau zu tragen, war der Sieg
der ſogenannten Konzentration geſichert.
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Der reformiſtiſche Mailänder Tempo feiert in ſeinem Leit-
artikel das Reſultat des Florentiner Parteitages. Er preiſt
die Arbeitskonfederation, die durch ihre Beiſpiel dazu beige-
tragen habe, die Partei von Reſten des revolutionären Syndi-
kalismus zu befreien, und feiert die Gewerkſchaftsführer Rigola,
Chieſa, Cuaglino, deren Reden in Florenz den Sieg der Refor-
miſten entſchieden haben.

Ganz anders lauten begreiflicherweiſe die Urteile der unter-
legenen ſozialiſtiſchen Linken. Longobardi, welcher mit Lazzari
den äußerſten linken revolutionären Flügel bildete, dieſe
Gruppe ging jedoch auf dem Kongreß Hand in Hand mit den
Jntranſigenten unter Dugonis Führung und vereinte ſich auch
mit dieſem zu einer gemeinſamen Tagesordnung. Longobardi
ſieht in der Annahme der Einigungsformel nicht mehr und
nicht weniger als das Ende der unabhängigen ſozialiſtiſchen
Partei. Von nun an werde die italieniſche Sozialdemokratie
nichts ſein, als eine beſondere Schattierung der allgemeinen
italieniſchen Demokratie.

Die reformiſtiſch-rechtsintegraliſtiſche Einigungsformel er-
kennt zunächſt die Verdienſte des Jntegralis. und die Lei-
tung und die Entwicklung der Partei an. Ganz kurz, noch da
zu in einer eingeklammerten Einſchaltung, wird der Klaſſen-
charakter der ſozialiſtiſchen Partei erwähnt. Umſo ausführlicher
tritt die Reſolution dem revolutionären Syndikalismus ent
gegen. Sie begrüßt die entſchiedene Stellungnahme, die die
Gewerkſchaften auf ihrem Kongreß in Modena gegen den Syn
dikalismus genommen haben, akzeptiert die Reſolution des
Jnternationalen Kongreſſes in Stuttgart über das Verhältnis
der Partei und Gewerkſchaften, verlangt die intimſten Be
ziehungen der Konfederation und der Partei, erklärt, daß auch
bei der Auswahl der pölitiſchen Kandidaten die Gewerkſchaften
nach Möglichkeit gehört werden ſollen. Der Generalſtreik wird
als unheilvoll für die gegenwärtige Periode der Entwicklung
zurückgewieſen und nur als alleräußerſtes Kampfmittel gegen
die äußerſte Reaktion zugelaſſen. Aber auch lokale und beruf-
liche politiſche Streiks ſollen nur in den äußerſten Fällen zu-
läſſig ſein. Ebenſo ſollen nur, wenn alle anderen Mittel ver-
ſagen, die Angeſtellten des Staates und der Gemeinde zum
Streik greifen. Andrerſeits wird aber die ſozialiſtiſche Parla-
mentsfraktion aufgefordert, jeden Verſuch einer geſetzlichen
Streikverhinderung auf das ſchärfſte entgegenzutreten. Die
Reſolution verwirft die Auffaſſung von dem unbedingt und un-
fehlbar bürgerlichen Klaſſencharakter des jetzigen Staates. Es
ſei vielmehr auch ſchon jetzt möglich, die Organe des Staates
mit ſozialiſtiſchem Jnhalt zu erfüllen. Jn dieſem Sinne müſſe
der Sozialismus an allen Reformen mitarbeiten, und ſich be-
ſonders an allen Wahlen beteiligen. Dabei jedoch ſei die Teil-
nahme an der Regierung zurückzuweiſen, das Endziel ſtets zu

betonen und die Grenzlinie gegenüber den bürgerlichen Refor
men nicht zu verwiſchen. Ueber Perſonenfragen ſollen die
Wahlkreiſe ſelbſtändig entſcheiden. Die Unterſtühung nicht
ſozialiſtiſcher Kandidaten wird als Ausnahme zugelaſſen Solche
Kandidaten ſollen möglichſt auf das ſozialiſtiſche Winimalpro
gramm verpflichtet werden. Dieſes enthält den Ausbau der
ſozialen Geſetzgeb Abſchaffung der Getreidezölle, allgemei
nes Wahlrecht, Verkürzung der milifariſtiſchen Dienfſtzeit, Ab
lehnung jeder Vermehrung der militariſtiſchen Ausgaben, Aus
bau und völlige Weltlichkeit der Volksſchulen. Die parlamen
tariſche Gruppe ſoll mit der Parteileitung, ſowie mit
Vorſtand der Arbeitskonfederation (Generalkommiſſion der
werkſchaften) in ſteter enger Fühlung bleiben T

Gerichtsſaal.
Sschöffengericht.

Jn Trauer erſchien eine frühere Schmiedemeiſtersfrau, jetzige
Schankwirtin, von hier wegen Unterſchlagung auf der Anklage
bank. Der Gatte der Angeklagten war im Jahre 1907 wegen
einer großen Hehlereiſache in en gekommen und
dann in Schulden geraten. Einer alten Dame, der er mehrere
tauſend Mark ſchuldete, verkaufte er als Sicherheit dafür ſeine
Maſchinen, Maſchinenteile, Schraubſtöcke uſw. Der Ehemann
der Frau ſtarb ſchließlich und die Frau verkaufte ſpäter die
Maſchinenteile uſw. an einen Althändler nochmal. Sie will
wohl gewußt haben, daß die Sachen früher verkauft waren. Jhr
Mann ſoll ihr aber vor dem Tode beſtimmt verſichert n,
daß er die Sachen durch Zahlungen wieder frei gemacht
Der Amtsanwalt beantragte gegen die Frau eine Woche
arg das Gericht kam aber zur Freiſprechung, da der
geklagten beim Be hen der Tat das Bewußtſein der R
widrigkeit gefehlt habe.

Unangenehme Hausnachbarn. Welch beſchämende Allotrig
von Arbeitern und Arbeiterinnen getrieben wird, um

ich gegenſetig das Leben ſchwer zu machen, ergab eine Ver
handlung, in der ein Kutſcherehepaar wegen Körperverletzung
und Beleidigung angeklagt war. Die Angeklagten wohnten
mit ihrem Hausmann a einem Flur und ſollen dieſen ſowie
an Gattin mit einem alten Säbel, Topf, Beſenſtiel uſw. miß-
andelt und beleidigt haben. So v die Angeklagten u. a.

die Aeußerung getan haben, ihre Mitbewohner hätten ihr Kind
in einen Sack geſteckt und tot geſlaa7: bevor ſie auszögen,
wollten ſie die Hausleute erſt noch kalt machen. Die Ange
klagten behaupten, ſie wären zu den Taten von ihren Mit
bewohnern gereizt worden. Letztere hätten öfter geſagt, der
Angeklagte wäre im Zuchthauſe geweſen; dann hätten ſie ihnen
ernſen vorgeworfen und immer „Ule, Ulegans komm“
erufen. Schließlich hätten die Hausnachbarn ſich ſchwere
etten verſchafft und ihre Kinder ein allgemeines Geraſſel ver

anſtalten laſſen, bei dem ſie dann den Ruf angeſtimmt hätten:
„Jetzt geht der Zug nach der Lichtenburg ab, einſteigen.“
Darauf hätten ſie „einſchreiten“ müſſen. Da die Keilerei nicht
unerheblich war, beantragte der Staatsanwalt gegen den Ehemann zehn und gegen ſeine Frau fünf Wochen efän nis. Das

Urteil lautete gegen beide Angeklagte auf je 25 Mk. Geldſtrafe
ev. fünf Tagen Gefängnis.

Weil ihm angeblich ſein Schuh drückte, hatte ſich ein nicht
mehr ganz jugendlicher Arbeiter in einer Julinacht auf den Bürger
ſteig der Glauchaerſtraße geſetzt und mörderlichen Skandal ge
macht. Als ein Poliziſt hinzu kam und die Leute zu den Fenſtern
hinausſchauten, um zu ſehen, was da los ſei, ſagte der Skandal
macher, er müſſe ſeinen Schuh ausziehen, der drücke ihm zu ſehr.
Der Beamte vermahnte den Mann zur Ruhe, da er aber weiter
lärmte, machte er Anſtalten, ihn mit zur Wache zu nehmen. Da
bei leiſtete er aber heftigen Widerſtand, ſchlug um ſich und hißden Beamten in den Finger. Schließlich mit Hiſfe eines zweiten

hinzukommenden Poliziſten gelang es, den Mann nach r Wache
zu bringen. Der wegen Verübung wen Unfugs und Wider
ſtandes Angeklagte wurde zu einem Monat Gefängnis und drei
Tagen Haft verurteilt.

Als ein unangenehmer Freund erwies ſich ejn Eiſendreher, der
am 6. Juni zu der Ehefrau eines Bekannten gega d
derſelben unter falſchen Angaben zwei

e einBeſchuldigte redete der Frau vor, er
ihrem Manne bekannten Poliziſten und mit ihrem Manne
befreundet. Er habe ſogar mit dem Poliziſten und J
bei dem Militär gedient. Der Angeklagte wurde zu zwei Wochen

Gefängnis verurteilt. S
Aus den Geweinden.

Naumburg. e Vor Eintritt in die Verhandlung wird der Magiſtrat wegen des
Seminarbaues interpelliert. Nach einem Gerücht ſollte die Re
gierung, trotz des Beſchluſſes der letzten Sitzung, beabſichtigen,
das Seminar nicht nach Naumburg ſondern nach Zeitz zu legen.
Der Magiſtrat iſt den rſacheg des Gerüchts nachgegarigen und
konnte erklären, das alles in Ordnung ſei, Naumburg wird das
Seminar erhalten. Die Entlaſtung der Schlachthofkaſſe
mußte zurückgeſtellt werden, da zu mehreren Punkten die Unter
lagen fehlten. Einer vom Magiſtrat vorgeſchlagenen Abände
rung der Schlachthof- und Freibankordnung wird h u
Ebenſo der Annahme zweier Legate zu 5000 und Mark.
Ein Antrag der Finanzkommiſſion, die Berechnung des
Pflaſterfonds anders zu geſtalten, rief eine lebhafte Debattehervor. Der Magiſtrat führt die von Anliegern neuer Straßen
gezahlten Beiträge mehrfach dem allgemeinen Pflaſterfonds
zu, während die Kommiſſion verlangt, daß dieſe Beiträge dem
Fonds zugeführt werden ſollen, aus welchem die Anleihen für

J getilgt werden. Mit knapper Majorität wird
das bisherige Verfahren des Magiſtrats gutgeheißen. Dew
Kaſtellan der Realſchule ſoll zur Beſchäftigung einer Hilfskrafit
200 Mk. gezahlt werden. a baulichen Veränderungen und
Anſchaffung eines neuen Keſſels im Schlachthofe werden 16 000
Mark bewilligt. Dem vaterländiſchen Frauenbereine werden
die bisherigen r aus ahtiſgen Mitteln von660 Mk. auf 800 Mk. erhöht. dem chriſtlichen Jugendverein
Sankt Wenzel wird das Vereinslokal in einem ſtädtiſchen Ge
bäude unentgeltlich überlaſſen.

Der Magiſtrat wird wegen der hier vorkommenden Typhus
Weiver ar interpelliert. Er antwortet, daß 13 Erkrankungen
nen eien, welche aber ſicher zum größten Teil durch Ein
chleppung aus Almrich und Artern, wo dieſe Krankheit be

ſonders auftritt, hervorgerufen ſeien. Jn Naumburg ſelbſt ſei
der Boden für eine ſolche Krankheit nicht vorhanden. Die Ein
wohner möchten aber Vorſicht walten laſſen beim Genuß von
Obſt, Milch und ähnlichen Sachen aus vorgenannten Orten
Der rheinländiſche Bismarcverein bittet um einen Beitrag zurr einer Bismarckſäule auf dem Niederwalde. Es ſog
ein Koloſſal-Monument werden von 50 Meter Höhe. Es fehlen
aber noch 50 000 Mk. an der Bauſumme. Der Magiſtrat be
antragt 50 Mk. zu bewilligen. Die Finanzkommiſſion erſucht
um Ablehnung. Die Herren Scheele und Bartolmäi trater
warm für die Bismarckſäule ein und es gelang ihnen, eine
kleine Majorität zu überreden, ſo daß alſo 50 Mk. aus dew
Stadtſäckel zu einer Bismarckſäule am Rheine geſpendet wer
den. Für die Abgebrannten in Donaueſchingen beantragt der
Magiſtrat auch nur 50 Mk. Er hält mithin die Bismarckſäule
gerade für ſo wichtig als wie die Schaffung von Wohnungenuſw. für die obdachloſen Donauefſchinger. Das Kollegium Je

willigt aber 100 Mk.

erantwortlicher Redakteur: Ernſt Däumig in Halle.

Die heutige Nummer umfaßt 12 Seiten,
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Sozialdemokratiſcher Verein für Halle
und den Saalkreis.

Die Mitgliederverſammlung geſtern, Sonntag, die um 1412
Uhr ihren Anfang nahm, beſchäftigte ſich zuerſt mit der Bericht
erſtattung über den Nürnberger Parteitag, die Gen. Rei
wand als Delegierter übernommen hatte. Ausgehend davon,
daß die Stadt Nürnberg eine hiſtoriſche Stätte iſt (fand doch
ſchon vor 40 Jahren ein Parteitag hier ſtatt), führte er den
Kontraſt von damals und heute vor Augen. Damals nur ein
kleines Häuflein, nimmt die Sozialdemokratie heute eine Ach
tung gebietende Stellung ein, nahmen doch am Vorabend des
Parteitages 20 bis 25 000 Arbeiter an dem Kommers teil. Dann
verbreitete ſich Redner über den Verlauf der Berichterſtattung
des Parteivorſtandes, um ſich hierbei beſonders mit den Aus
führungen des Genoſſen Ebert über die Verhandlungen mit den
Lokalorganiſierten zu beſchäftigen. Er verlas zum
beſſeren Verſtändnis deshalb die vom Parteitag angenommene
Reſolution über die weitere Behandlung der lokal Organi-
ſierten, mit denen nun keinerlei Verhandlungen mehr zu führen
ſind. Auch die Finanzfrage bezw. die Beitragsleiſtung
der einzelnen Kreiſe hob Redner beſonders hervor, darauf hin
weiſend, daß ſchon in über 60 Wahlkreiſen der Wochenbeitrag
eingeführt iſt. Ebenſo machte Gen. Reiwand noch längere
Ausführungen über die Kontreverſe MaurenbrecherEisner
kontra Parteiſchule, deren jetzige Geſtaltung und Grund-
lage im Gegenſatz zur Auffaſſung Eisner-Maurenbrechers der
Parteitag gut hieß. Ebenſo wies er auf die Verhandlungen
über die Frauenagitation und -Organiſation hin,
re die angenommene Reſolution des Parteivorſtandes ver
eſend.
Dann ſtizzierte er kurz die Verhandlungen über die Mai

feierfrage, die zu lebhafter Ausſprache führte. Beſonders mar
kant zeichnete ſich hierbei die Haltung der Mehrheit des Partei
tages aus, die mit der Vereinbarung zwiſchen Parteivorſtand
und Generalkommiſſion nicht einverſtanden war, und deshalb
auch die getroffenen Vereinbarungen, die Gen. Reiwand verlas,
nicht akzeptiert, ſondern verſchiedene Aenderungen vornahm und
dem Vorſtand zurückgab.

Es waren 369 Delegierte anweſend, deren Mandate alle für
gültig anerkannt wurden.

Ueber die Budget bewilligung führte Gen. Reiwand
aus, daß die Süddeutſchen über keinerlei Beſchränkung der
Redefreiheit en konnten. Denn während Genoſſe Bebel als
Referent nur 34 Stunden ſprach, ſprach Timm München
über drei Stunden, ihm folgte Dr. Frank- Mannheim und
Hildebrand Stuttgart mit je 126 Stunden, alles Befürworter
und Verteidiger der Budgetbewilligung. Auch in der ſich an

enden Diskuſſion waren unter den Diskuſſionsrednern
ie Süddeutſchen in der Mehrheit. Nach Anſicht des Genoſſen

Reiwand machte es auf einen Genoſſen einen ſonderbaren Ein
druck, als Timm am Schluſſe ſeiner Ausführungen ſagte, man

Halle a. S., Dienstag don 29. September 1908.

könne beſchließen, was man wolle, die Süddeutſchen würden
ſich nicht fügen. Dann ging er noch des näheren über die wei-
tere Verhandlung dieſer Frage ein, es als ſonderbar bezeich-
nend, daß die hannoverſchen Delegierten in einer gehabten
Sitzung ſich handen, geſchloſſen für die Süddeutſchen einzu
treten. Alle andern Provinzen oder Städte, ſelbſt die Süd
deutſchen, hatten es ihren Delegierten überlaſſen, nach freiem
Ermeſſen zu ſtimmen. Trotzdem wurde mit reichlich Zweidrittel-
majorität die Vorſtandsreſolution angenommen. Von den
Delegierten unſeres Bezirks ſtimmte nur Gen. Thiele dagegen.
Die Verhandlungen über dieſen Punkt werden den Delegierten
jahrelang im Gedächtnis bleiben. Es ſeijedoch nicht ſeine Auf
re hier ſich des weiteren über dieſe Prinzipienfrage auszu-
laſſen.

Dann ſtreifte er noch die beratene Finanzfrage des
Reiches, zu der Gen. Geyer ſprach, um die Verhandlungen
über die Jugendorganiſation genauer zu beſprechen,
hierbei die angenommene Reſolution des Parteivorſtandes ver
leſend. Auch wir in Halle müſſen in allernächſter Zeit Stel
lung nehmen, da auch wir eine Jugendorganiſation hier haben,
die vorläufig ganz auf ſich allein angewieſen iſt. Dann be
ſprach er noch kurz die weiteren Vorträge und Anträge, die alle
näher zu erörtern zu weit führen würde, um ſo mehr, da das
Volksblatt hierüber ausführlich berichtet habe. Auf alle Fälle
haben die diesjährigen Verhandlungen des Parteitages be-
wieſen, daß man auch dort das beſte für die Partei gewollt hat.

Hierzu iſt folgende Reſolution eingegangen:
„Die heute, Sonntag, den 27. September 1908, im Volkspark

tagende Verſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins für
Halle a. S. und den Saalkreis erklärt ihre Zuſtimmung zu den
Beſchlüſſen des Parteitages von Nürnberg und billigt das Ver
halten ihres Delegierten, des Genoſſen Reiwand, bei den ein
zelnen Abſtimmungen.

Jn der Budgetfrage ſteht die Verſammlung in vollem
Umfange auf dem Boden der in Nürnberg durch Mehrheits-
beſchluß angenommenen Reſolution, die die gleichartigen Be
ſchlüſſe der Parteitage von Lübeck und Dresden erklärt und
verſchärft. Die Verſammlung erblickt in der Budgetfrage
nicht nur eine taktiſche Frage, ſondern eine
Frage von hoher prinzipieller Bedeutung,
die tief in das Weſen des Klaſſenkampfes eingreift. Das Ver
halten der ſüddeutſchen Delegierten in Nürnberg, die Erklärung
der 66, die eine Brüskierung der Parteitagsmehr-
heit bedeutet, das Verhalten der ſüddeutſchen Partei-
genoſſen in den Verſammlungen nach dem Parteitage be-
weiſen, daß in Süddeutſchland ſowie in gewiſſen Kreiſen Nord
deutſchlands die Budgetfrage nur zum Vorwand für Be-
ſtrebungen dienen, die darauf hinauslaufen, den Klaſſenkampf
zu verſchleiern und zu verwäſſern.

Die Verſammlung proteſtiert mit aller Entſchiedenheit gegen
ſolche Beſtrebungen und hält es angeſichts der gegenwärtigen
politiſchen Situation, die im Zeichen des Wahlrechtskampfes und
unerträglichen Steuerbelaſtung des Volkes ſteht, für unbe-

en mee

19. Jahrg.

dingt notwendig, den reinen Klaſſenkampfcharakter der
Partei zu wahren, wie er in unſerem Programm und den Theo
rien unſerer großen Vorkämpfer niedergelegt iſt. Die Ver-
ſammlung legt jedem Parteigenoſſen die Pflicht auf, ſich in
dieſe Theorien zu vertiefen, um jedem ein Urteil in wichtigen
Parteifragen zu ermöglichen.

Jn bezug auf die praktiſche Durchführung der Nürnberger
Reſolution zur Budgetfrage verlangt die Verſammlung, daß
dieſe Willensäußerung des Parteitages ſo lange unverbrüchlich
Geſetz ſein muß, als ſie nicht durch Beſchluß eines ſpäteren Par
teitages geändert wird. Die Verſammlung erſucht den Partei
vorſtand, als Exekutive des Parteitages, darüber zu wachen,,
daß die Erklärung des Genoſſen Segitz und der 66 und die
Jnterpretation dieſer Erklärung durch die ſüddeutſche Partei
preſſe nach dem Parteitage nicht zur Tat werden. Die Ver-
ſammlung erwartet vom Parteivorſtand, daß er jedem Verſuche
in der Verhöhnung des Spruches ihrer oberſten Vertretung die
Partei ſelbſt zu verhöhnen, unnachſichtlich entgegentritt.“

Jn der ſich an den Bericht anſchließenden Diskuſſion nahm
als erſter Redner Gen Thiel e das Wort, um ſeine Stellung-
nahme auf dem Parteitage zu prägziſieren bezw. die Meinungs
verſchiedenheiten über den wichtigſten Punkt des Parteitages,
die Budgetbewilligung, näher und ausführlich zu beleuchten,
um ſo mehr, da die weitere Diskuſſion nach dem Parteitag dies
notwendig mache. Nicht als Delegierter
komme er in Betracht, ſondern als Redakteur des hieſigen Par

t

des Saalkreiſes

teiblattes. Er könne daher nicht in wenig Worten damit fertig
werden, um nachzuweiſen, daß ſeine Abſtimmung doch die rich
tige war. Soll jedoch die Ausſprache einen Zweck haben, muß
gefordert werden, die Gründe derer zu würdigen, die für die
Budgetbewilligung eingetreten ſind, ebenſo wie die Gründe
derer, die gegen die Budgetbewilligung ſind.

Keiner der in Betracht kommenden Genoſſen hat ſeine Mei-
nung geändert, es iſt keine Schwankung, ſondern eine nüchterne
Abwägung der beſtehenden Verhältniſſe, dabei das Auge auf
unſer Ziel, die Eroberung der Welt, richtend. Auch daran wer
den wir uns gewöhnen müſſen, gegen die zwar gleichſtrebenden,
aber abweichender Meinung ſeienden Genoſſen duldſamer zu
ſein, wenn unſere Kräfte nicht geſchwächt, wir nicht in unſerem
Fortſchreiten gehemmt ſein wollen. Das wolle er voranſchicken,
um ſeine abweichende Meinung zu rechtfertigen. Nichts kann
mir ferner liegen, als eine Verwäſſerung unſerer Parteiforde-
rungen, aber man muß von einem anderen Standpunkt aus die
Angelegenheit betrachten. Man muß ſich zuerſt klar werden
über die beiden Begriffe Prinzip und Taktik. Als Prinzip
unſeres Strebens haben wir die Eroberung der politiſchen
Macht, als Taktik treten wir für den Parlamentarismus ein,
trotzdem wir wiſſen, daß wir auf dieſem Wege allein unſere
Ziele nicht verwirklichen können. Nun huldigen wir aber nicht
etwa dem jeſuitiſchen Grundſatz: Der Zweck heiligt die Mittel,
aber in der parlamentariſchen Taktik müſſen wir oft zu Maß-
nahmen greifen, die nur durch die parlamentariſche Lage zu

en. J

Ausverkauf
wegen bevorstehenden VUmbaues.
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Wir sehen uns genötigt, unsere ganz Kolossalen Vorräte einsechliesslieh der in enormen Mengen hereingekommenen

Herbst und Winter Heuheiten vestehend in
Kostümon, Kleidern, Blusen, Kostümröckon, Paletots, Jacketts, Abendmänteln, Polzwaren,

Unterröcken, Morgenröcken, Matines, Kinderkleidern, Kinder u, Backfisch- Konfektion ote,

wegen bevorstehender Umbauten in unseren Geschäftsräumen möglichst zu räumen und eröffnen deshalb am

Mittwoch, den 30. September F. Aen gewen rer reelen AUISVerKdulf.

Sämtlieche Preise sind hierzu ganz bedeutend oft bis weit unter die Hälfte herab-
gesetzt und auf jedem Etikett neben den bisherigen deutlich mit Blaustift vermerkt.

P WVir viſten unsere Schaufenster zu beachten. W
Es bietet sich hiermit die seltene Gelegenheit, schon 2zu Beginn der Saison elegante, modernste Konfektion

im grösstor Auswahl zu solchen Preisen zu erwerben, Wie es sonst nur nach beendeter Saison bei den übriggebliebenen Restbeständen der Fall ist.

Wir bitten zum Einkauf auch möglichst die Vormittagsstunden 2u benutzen.

Sugen Freund e Co.,
Grösstes Spexialhaus für Damen- und Kinder Konfektion

NB. Vm unseren Werten Kunden, welche gewöhnt sind bei uns stets das Neueste vorzufinden, dieses auch weiter bieten zu können, werden wir auoh wahre ernd des
Ausverkeaufs täglich erscheinende Neuheiten hereinbekommen, jedoch auch diese um die Preise hierfr in Biaklang mit den anderen 2u bringen gleich von vornherein
mit bedeutend billigeren Prelsen neben den sonstigen versehen.
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begreifen und zu entſchuldigen ſind. Das kommt im Reich, inden Landtagen und in den Gemeinden vor. 8
Damit iſt ſchon geſagt, zu fragen, ob die Budgetbewilligung-

eine prinzipielle oder taktiſche e ſei. DerParteitag hat ſie als eine prinzipielle e See wie es
auch die heutige Reſolution tue. Redner ſei aber anderer Mei-
nung. Er ſehe ſie nur als eine rein taktiſche Frage an,
deshalb konnte er nicht für die Vorſtandsreſolution ſtimmen.
Schon der zweite Abſatz der Reſolution habe ihn und die
anderen dazu gebracht, dagegen zu ſtimmen, da er zu ver
ſchiedener Auslegung führen. Aber der dritte Satz ſei einfach
undurchführbar. Denn ſelbſt die Reichstagsfraktion könne nicht
darnach handeln. Man tue einer Regierung keinen Gefallen
damit, wenn man ev. für eine Regierungsvorlage eintrete,

ſondern habe immer nur den Vorteil der Arbeiter im Auge.
Und auch den Süddeutſchen könne und dürfe man keine ſolche
Vorwürfe machen. Aber auch der nächſte Satz ſei unannehmbar.
Denn ein etwaiges Eingehen auf eine Regierungsvorlage ſei
noch lange kein Entgegenkommen gegen die Regierung oder
33 ein Vertrauensvotum für die letztere. Aber die Haupi-
ſa e, weshalb Redner gegen die Vorſtandsreſolution ſtimnien
mußte, war die Feſtlegung der drei Staaten Baden, Bayern

und Württemberg. Weshalb dieſe drei Staaten herausgreifen,
wenn ſchon in anderen Staaten dasſelbe geſchehen ſei, was
man den Süddeutſchen vorwerfe, und was in anderen Staaten
noch vorkommen könne und werde? Alſo nicht alle Gegner der
Vorſtandsreſolution ſeien Befürworter der Budgetbewilligung,

wie er ja auch heute noch Gegner der Bewilli-
gung ſei.

Aber er t auch deshalb dagegen ſein, weil nach ſeiner
Auffaſſung dieſe Frage keine prinzipielle ſondern nur
eine taktiſche ſei. Sei das aber ein Prinzip, wenn es von

einer Mehrheit abhänge, ob es durch die Abſtimmung als
Prinzip oder Taktik entſchieden werden könnte? Hätten die
Süddeutſchen von jedem Kreiſe drei Delegierte geſchickt, ſo
wären 200 Delegierte mehr dageweſen, hätten alſo wahr-
ſcheinkich die Mehrheit gehabt, und dann wäre das Prinzip

eben ein anderes geweſen. So aber ſtanden den 66 ſüddeutſchen
Delegierten allein 75 aus Berlin und Umgegend gegenüber.
Er erlduterte dann die Gründe der Süddeutſchen, die ſie zur
Budgetbewilligung brachte. Das alles hätte ihn aber immer
noch nicht dazu bringen können, für ſie einzutreten. Nur weil
dieſe Frage keine prinzipielle, ſondern nur eine taktiſche ſei,
habe ſie ihn zu dieſer Stellungnahme veranlezßt. So lange wir

ie Partei der Freiheit ſeien, müſſe man Meinungsfreiheit
haben, ohne gleich verketzert zu werden. Seien nicht ſchon ver
ſchiedene Parteitagsbeſchlüſſe nicht gehalten worden, ohne gleich
ie Betreffenden als Parteiverräter hinzuſtellen? Die Teil-

nahme am Parlament ſei eben nur ein Mittel zum Zweck, kein
Selbſtzweck. Man müſſe deshalb den Süddeutſchen, ſelbſt wenn
man Gegner der Bewilligung wäre, zugeſtehen, daß ſie nur
Das Beſte für die Partei gewollt haben. Man könne ihnen
Yöchſtens fagen, ihr habt nicht recht gehandelt, aber die Süd

n ſeien wie wir alle ein Produkt der Verhältniſſe. Die
Verhältniſſe machen eben den Menſchen. Das Verhalten der

ſei aber keine Verwäſſerung, ſondern angewandte
enſchaft, wie es tagtäglich im gewöhnlichen Leben ſo viele-

male vorkommt. Ein Prinzip muß die verſchiedenartigſten
Fälle zuſammenfaſſen können und zu einem Ziele führen, des-
i ſei alſo ſchon dieſe Frage keine prinzipielle ſondern eine
taktiſche. Und dabei welche Verbitterung, die die Verkennung
dieſet Frage geſchaffen hat. Hervorgehoben muß noch werden,
daß die Süddeutſchen die Budgetbewilligung nicht zur Regelmachen woll d nur von Fall zu Fal Stellung hierzu

en. Geſch et hat die Budgetbewilligung der Partei ſicher

r der Streit hemmt uns in der Fortfntwicklung.
ne ſolchen in ſachlichen Fragen werden vir ja nie aus

W das liege in der Natur unſerer Partei und der
Stellungnahme gegenüber der herrſchenden Geſellſchaft. Redner

endet ſich dann gegen die vorliegende Reſolution, die eben von
alſchen Geſjchtspunkten ausgehe. Prinzip in Ehren, aber

man a nicht verbitternd wirken. Er ging dann auf
ſeinen Artikel Volksblatt ein, wodurch ihm vorgeworfen
werde, für die Süddeutſchen eingetreten zu ſein. Das ſei jedoch
wieder eine falſche Auffaſſung. Er derweiſe darin nur darauf,
was nun werden ſolle, da der Streit trotz Annahme der Vor-

olution beſtehen bleibe. Er erinnert daran, daß man
er aus Pringip gegen Teilnahme an den Reichstags-,
dtags und Kommunalwahlen geweſen ſei. Heute ſei das
enteil der Fall. Man ſehe alſo daraus, daß man den Ver-
iſſen Rechnung getragen habe und noch trage. War es bei

der Unterſtützung bei Maifeier-Ausſperrungen nicht
alls der Fall? Heute hat man die Unterſtützung längſt in
Bereich der Möglichkeit gezogen. Gieße man alſo nicht

unnütz Oel ins Feuer und verſuche den Süddeutſchen etwas zu
imputieren, was nicht ſei, nämlich Parteiverrat und Prinzi-
Pienloſigkeit. Schließlich bat Redner noch, eine von ihm noch
einzubringende Reſolution anzunehmen, die vorliegende aber
cbzulehnen, denn es ſei notwendig, die Einigkeit zu fördern.
Wer recht habe, werde die Zukunft lehren. Man müſſe dazu
Fommen, eine abweichende Meinung zu verſtehen, nicht aber ſie
phne weiteres zu verketzern. (Lebhafter Beifall.

Genoſſe Dreſcher: Nach dem Referat des Genoſſen Thiele
et es ſehr ſchwer, rein ſachlich zu diskutieren, denn in dem

Referat waren eine ganze Reihe perſönlicher Spiten enthalten.
Richtig geſtellt muß werden, daß gegen die Süddeutſchen Miß
trauen aus perſönlichen Motiven gehegt wird. Nur dahin iſt
es zu verſtehen, ob ſie den Grundgedanken des Parteiprinzips
h lten haben. Die Süddeutſchen ſeien nicht zu derb an
gegriffen worden. Zu dem Mißtrauen war ein ſehr berechtigter
Grund vorhanden, weil alle drei Redner der Süddeutſchen er-
klärten, es ſei ihnen unmöglich, ſich einem Parteitagsbeſchluß
in dieſem Punkte zu fügen. Sie erklärten, es ſür eine Blamage
anzuſehen, wenn ſie durch einen Parteitagsbeſchluß gebunden
würden. Genoſſe Thiele hat mit recht eigentümlichem Geſchick
augeführt, die Süddeutſchen hätten durch Ausnutzung ihrer
Delegicrtenzahl den Parteitagsbeſchluß zu ihren Gunſten be
einiluſſen können. Das ſtimmt nicht. Dann hätten die Nord-
deutſchen dasſelbe getan, wäre dasſelbe Verhärtmis der Mehr-
heit geblieben. Außerdem hot Genoſſe Thiele erklärt, daß er
nicht für die Budgetbewilligung zu haben ſer, weshalb nun den
Weg der Verneinung mit ſo eigentümlichen Gründen belegend,
nachdem er dafür eingetreten ſei? Auf den Artikel des Genoſſen
Thnele will er nicht eingehen, ſondern gleich zu der Verteidi-
gung Thieles der Süddeutſchen kommen. Die Süddeutſchen
hätten für die Vorſtandsreſolution nicht ſtimmen können, weil
ſie dadurch direkt getroffen wurden. Wolle man logiſch ſein,
müſſe man dazu kommen, daß die Reſolution gar nicht anders
gefaßt ſein könne, um Fehler etwaiger früherer Parteitags-
beſchlüſſe richtig zu ſtellen; um zu erklären, etwaige taktiſche
Fragen als nicht richtig zu bezeichnen und ſie zu korrigieren.
Genoſſe Bebel hat in ſeinem Referat ausdrücklich erklärt, w e s-
halb die Süddeutſchen auf Grund des Lübecker Beſchluſſes gar
nicht für die Budgets ſtimmen durften. Denn ſo lange es
die bürgerlichen Parteien für gut finden, für die Regierung
einzutreten, haben unſere Genoſſen keine Urſache, dieſe Re-
gierungen zu ſtützen durch unſere Budgetbewilligung. So loyal,
wie dieſer Parteitag gegen die Süddeutſchen gehandelt hat, iſt
es ungerecht, zu behaupten, der Parteitag habe die Süddeutſchen
majoriſiert, ſie in eine Zwangslage zu, bringen verſucht. Die
Ausführungen zweier ſüddeutſcher Landtagsabgeordneten habe
bewieſen, aus welchen Gründen die Süddeutſchen auch in der
Oeffentlichkeit hätten die Nichtbewilligung für berechtigt er-
klären können, ſo daß kein Genoſſe ihnen würde Vorwürfe
machen können. Genoſſe Thiele hat immer wieder hervorge-
hoben, die Budgetfrage ſei nur ein taktiſche Frage. Aber
er ſelbſt habe dann durch ſeine weiteren Ausführungen be
wieſen, daß durch das Verhalten der Süddeutſchen, für das
Geſamtbudget zu ſtimmen, das Prinzip verletzt worden
iſt. Nennen wir das Verhalten der Süddeutſchen gut, dann
machen wir dasſelbe, was die Liberalen tun. Wir machen da
durch aber die Arbeiterſchaft unklar, halten ſie über unſere
grundſätzliche Haltung dem heutigen Klaſſenſtaat gegenüber im
Dunkeln. Daß die Süddeutſchen nicht notwendig haben, ihren
Regierungen beſonders wohlwollend gegenüber zu ſtehen, be
weiſt das Verhalten dieſer Regierungen, die bei allen Gelegen
heiten mit der reaktionären preußiſchen Regierung Hand in
Hand gehen. Wirklich ernſtliche Gründe hatten alſo die Süd-
deutſchen n icht, die Budgets zu bewilligen. Deshalb mußte
dem Parteitag das Recht zuſtehen, ihnen zu ſagen, ihr habt
eine Dummheit gemacht, ihr habt gegen die Lübecker Reſolution
gehandelt. Statt deſſen erklären die Süddeutſchen nach An-
nahme der Reſolution, daß ſie zwar in Reichsfragen dem Par-
teifag das Recht zugeſtehen, Maßnahmen zu treffen, in den
Einzelſtaaten müßten ſie ſich aber freie Hand behalten. Das
war unverantwortlich und den Parteiintereſſen zuwiderlaufend.
Man hat dieſe Erklärung nur als eine Verlegenheitserklärung
angeſehen, aber nach der neuerlich gemachten Erfahrung und
nach der Haltung des Genoſſen Thiele muß man bedauern, daß
dieſe Erklärung nicht nochmals auf dem Parteitag erörtert
worden iſt. Auf alle Fälle hat der Parteitag ſo gehandelt, wie
er nicht anders handeln konnte und durfte.

Genoſſe Kunert: Die ſehr wichtige Tagesordnung und
einige perſönliche Gründe haben mich veranlaßt, nach hier zu
kommen. Den Ausführungen des Genoſſen Dreſcher könne er
ſich nur anſchließen, nicht ſo den Ausführungen des Genoſſen
Thiele, die zu einer Erwiderung Veranlaſſung geben müſſen.
Schon eine Notiz des Volksblattes vor dem Parteitag, der
Fränk. Tagespoſt entnommen, habe die Berliner in hämiſcher
Weiſe verdächtigt, und heute habe Genoſſe Thiele das, wenn
auch in vorſichtigerer Form, wiederholt. Jn Wirklichkeit haben
die Berliner, wenn man den Provorz in Anwendung bringe,
den Vorteil, haben aber auch ſchon heute wie die Süddeutſchen
von ihrem Rechte keinen vollen Gebrauch gemacht. Von einer
Uebervorteilung der Süddeutſchen könne alſo keine Rede ſein.
Dasſelbe ſei mit den übrigen von Genoſſen Thiele vorgebrachten
Gemeinplätzen. Er geht dann auf die übrigen Vorwürfe
Thieles ein, die er den Genoſſen bei Abänderung ihrer Taktik
in bezug auf die verſchiedenen Wahlen machte. Wenn Genoſſe
Thiele auf dem Standpunkte ſteht, wie er in ſeinem Artikel
ausführt, daß die Süddeutſchen mit ihrer Erklärung doch im
Rechte ſeien und zur Geltung kommen werdep, ſo muß man ſichverwundert fragen, weshalb er dann noch die Vudgetbewilligung

nicht klipp und klar gutheiße. Der Artikel war alſo provo-
zierend, auch der Reſolution des Parteivorſtandes gegenüber.
Ueber Prinzip und Taktik, wie ſich Genoſſe Thiele ausgeſprochen
hat, müſſe er bemerken, daß wir als Prinzip das auffaſſen,
was im Programm niedergelegt ſei. Den Begriff des Prin-

gips in wiſſenſchaftlie egie
einer Volksverſammlung möglich. D
ein Prinzip, ein Grundſatz, ſei wohl ausnahmefähig, das be
weiſe die Forderung im Programm über den Achtſtundentag,
des Proporzes und anderes. Die Taktik werde immer beherrſcht
vom Prinzip. Daß die Taktik den engſten Zuſammenhang hat
mit dem Prinzip unſeres Programms, haben die Süddeutſchen
überſehen, denn keine unſerer Programmforderungen werde
auch in Süddeutſchland erfüllt. Bei der Budgetbewilligung
haben die Süddeutſchen für die Zivilliſte des Monarchen ge
ſtimmt, für Ausgaben für die Kirche, für die Steuerfrage uſw.
Wie kann man alſo ein ſolches Geſamtbudget bewilligen?
Nun ſagt man aber, die ſüddeutſchen Regierungen hätten
keinen Einfluß auf Heer und Marine. Aber ſie haben doch Ver
treter im Bundesrat, und dieſe gehen mit der reaktionären
preußiſchen Regierung in dieſer Beziehung durch Dick und
Dünn. Auch die Potentaten ſeien ein Herz und eine Seele.
Man behaupte auch, eine Budgetverweigerung fände kein Ver-
ſtändnis bei den ſüddeutſchen Genoſſen. Das glaube kein
Menſch, oder man müſſe die Arbeiter dazu erziehen, daß ſie es
verſtehen lernen. Weiter wurde ausgeführt, Theorie und
Praxis liegen hart beieinander. Wenn man behaupte, daß die
Süddeutſchen recht gehandelt haben, dann ſei unſer Programm
nichts mehr wert, dann weg damit. Nein, Effekthaſcherei,
Heranziehung zweifelhafter Perſönlichkeiten ſeien die Urſachen
ſolcher Vorgänge. Das Verhalten Thieles ſei heute ein ganz
anderes als auf dem Parteitage, wie auch ſeine dort eingereichte
Reſolution beweiſe, die folgendermaßen laute: „Der Partei
tag erklärt, daß die Zuſtimmung oder ablehnende Haltung der
parlamentariſchen Fraktionen gegenüber dem Budget eine
Frage der Taktik iſt. Der Parteitag beſchließt deshalb, daß die
Entſcheidung in dieſer Frage den Fraktionen in demſelben Um
fange zuſteht wie die Stellungnahme zu allen anderen parla
mentariſchen Vorlagen und Geſetzentwürfen.“ Man vergleiche
nun das heutige Verhalten Thieles und ſeine heutige Reſo-
lution mit der obigen. Das ſei ein Widerſpruch, der zu denken
gebe. Ein Parteitagsbeſchluß müſſe ſo lange unverbrüchliches
Geſetz ſein, als er nicht durch einen anderen aufgehoben ſei.
Stehen Sie fernerhin zum Programm, dann wird es zum Vor
teil der Partei ſein. (Lebhafter Beifall.)

Die inzwiſchen eingegangene Reſolution des Genoſſen Thiele
lautet:

„Die heutige Verſammlung des Sozdem. Vereins für Halle
Saolkreis erklärt ſich mit den Beſchlüſſen des Nürnberger Par-
teitags einverſtanden. Wenn ſie auch anerkennt, daß die ſüd-
deutſchen Landtagsfraktionen bei der Budgetbewilligung ge
glaubt haben, damit den Intereſſen der Arbeiter und der Partei
am beſten zu dienen, iſt die Verſammlung doch der Ueber-
zeugung, daß es dem Weſen der ſozdem. Partei entſpricht, dem
Klaſſenſtaate die Mittel zu verweigern.“

Senoſſe Voß: Jn Nr. 212 des Vorwärts erſchien folgende
Notiz:

Eine am 2. September im Volkspark zu Halle tagende
Sitzung der Agitationskommiſſion des Regierungsbezirks
Merſeburg, an der außer den zur Kommiſſion gehörenden
Vorſitzenden der acht Wahlkreiſe auch die Redaktion des
Halleſchen Volksblatts teilnahm, unterzog die unklare und
jeder Direktive entbehrende Haltung des Halleſchen Volks
blatt in Sachen der Budgetbewilligung der ſüddeutſchen Land
tagsabgeordneten einer ſcharfen Kritik. Jn einer einſtimmig
gefaßten Reſolution ſprachen die Anweſenden ihre Mißbilli
gung über die Art und Weiſe der Behandlung dieſer äußerſt
wichtigen Frage aus.

Der anweſende Vertreter der Redaktion, Genoſſe Fröhlich,
erklärte, dafür beſorgt ſein zu wollen, daß Wandel geſchaffen
würde.Ich erwarte nun, daß ſich die Redakteure darüber äußern

und beantrage deshalb, daß der anweſende Redakteur Fröhlich
dazu ſpricht.

Genoſſe Reiwand ſtellte feſt, daß dieſe Notiz nicht von
Halle aus dem Vorwärts zugegangen ſei, ſondern daß auf Be
fragen Genoſſe Müller- Schkeuditz als der Einſender bezeichnet
worden ſei.

Genoſſe Albrecht erwidert dent Antragſteller Voß, daß ſich
bereits Genoſſe Däumig von der Redaktion gemeldet habe und
jetzt zum Wort kommen werde.

Genoſſe Voß war damit, wie er ſpäter erklärte, zufrieden,
und damit war der Zwiſchenfall erledigt.
Genoſſe Däumig bekennt ſich als Verfaſſer der Reſolution,

da der Vorſtand auf eine Anfrage keine ſolche verfaßt hatte,
was ſeine Pflicht geweſen wäre. Auf die Notiz im Vorwärts
habe er zu erklären, daß kein einziger Genoſſe in Halle Ver
faſſer derſelben ſei, ſondern der Genoſſe Müller in Schkeuditz.
Auch habe Gen. Fröhlich dieſe in der Notiz niedergelegte Aeuße-
rung nicht getan. Genoſſe Thiele ging davon aus, ſein
Standpunkt ſei der richtige, das iſt ſein gutes Recht. Aber auch
wir nehmen dieſes Recht für uns in Anſpruch, unſere ab
weichende Meinung über die Budgetfrage als die richtige an
zunehmen, da wir der Meinung ſind, daß in der Budgetbewilli-
gung ein Vertrauensvotum für die herrſchende Geſellſchaft liegt.
Da wir eine Welt erobern wollen, wie ſehr richtig Gen. Thiele
ſagt, können wir unmöglich der herrſchenden Geſellſchaft Kon
zeſſionen machen. Nicht nur die Norddeutſ ſeien unduld-
ſam geweſen ſondern auch die Süddeutſchen. Beide haben bei
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rer Kampfesweiſe über das Ziel dinausg eſchoſſen. Wundern

enmüſſe man ſich, daß Gen. Thiele ſich den Sprachſchatz der Süd
deutſchen zu eigen gemacht habe. Gewiß ſei unſer Wille unfrei,
wie Gen. Thiele ſagte, aber wir können unſere Willens rich
tung beeinfluſſen, ſonſt können wir unſer Programm,
Marx Theorie uſw., über den Haufen werfen. Unſer Prin
g i p iſt der Klaſſenkampf, aus dieſer Auffaſſung heraus
iſt meine Reſolution aufzufaſſen. Prinzip und Taktik ſind
nicht voneinander zu trennen. Die Taktik muß getragen ſein
vom Prinzip, ſonſt können wir keine poſitive Arbeit leiſten,
ſonſt iſt unſere ganze Arbeit auf unſere Ziele hin unmöglich.
Es iſt aber ein Unding, wenn die Süddeutſchen ſagen, unſere
Taktik in der Budgetbewilligung habe nichts mit dem Prinzip
zu tun. Vom rein prinzipiellen Klaſſenkampfſtandpunkt aus
dürfen wir dem Klaſſenſtaat keine Mittel bewilligen. Wenn die
Süddeutſchen glauben, im Jntereſſe ihrer Mandatgeber das
Budget bewilligen zu müſſen, ſo iſt zu fragen, ob das im Jnter-
eſſe der Geſamtarbeiterſchaft liegt. Das iſt nicht der
Fall. Denn wer den heutigen deutſchen Klaſſenſtaat vor Augen
hat, muß ohne weiteres zugeſtehen, daß gerade dieſer Klaſſen
ſtaat nur aus Vertretern der herrſchenden Geſellſchaft beſteht.
Durch ſolch ſchrittweiſes Entgegenkommen werde nur der
Klaſſenſtaat geſtärkt. Wenn Gen. Thiele nur deshalb gegen
die Reſolution geſtimmt haben will, weil gerade die drei Staa
ten Bayern, Baden und Württemberg herausgegriffen worden
ſeien, ſo muß man hierauf antworten, daß gerade die Genoſſen
dieſer Staaten durch ihr Verhalten dieſes Herausgreifen provo
ziert haben. Keiner der gegeneriſchen Genoſſen habe den Süd
deutſchen vor dem Parteitag den guten Willen abgeſprochen,
jetzt nach dem Parteitag und dem Verhalten der Süddeutſchen
müſſe man zu einer andern Meinung kommen. Wenn man uns
der Verhetzung der Süddeutſchen zeihe, ſo müſſen wir auch pro
teſtieren gegen die Bezeichnung Phraſendreſcher uſw. Von
einer Majoriſierung der Süddeutſchen könne ſchon deshalb keine
Rede ſein, weil der Parteitag das Sprachrohr der organi-
ſ ierten Genoſſen ſei. Aus der Erkenntnis heraus, daß man
die Erklärung der 66 Süddeutſchen als eine Notbrücke des Rück
zuges angeſehen habe, habe weder der Parteitag noch die nord
deutſchen Parteipreſſe den Süddeutſchen Vorwürfe gemacht.
Aber kurz nach dem Parteitag habe in den ſüddeutſchen Blät
tern die Erklärung geſtanden, daß man ſich dem Beſchluſſe nicht
fügen werde. Mit welchen Mitteln man da gearbeitet habe, ſei
von ſymptomatiſcher Bedeutung. Es ſeien alſo die Süddeutſchen
keine ſolchen Unſchuldslämmer, wie ſie Gen. Thiele hinzuſtellen
beliebte. Das bewies auch ihre Abſtimmung bei der Wahl des
Gen. Singer als Parteivorſitzender, der 67 Stimmen weniger
erhielt. Wenn behauptet werde, durch die Budgetverweigerung
verliere die Partei an Werbekraft, ſo ſei auch das nicht richtig
Daß durch ein ſolches Entgegenkommen der Genoſſen der
Klaſſencharakter nicht gemildert werde, beweiſen die verſchiede
nen Vorgänge, wo man Militär und Polizeiſäbel und -Ge
wehre gegen die Arbeiter angewendet habe (Fuchsmühl, Nürn
ders) und daß das Unternehmertum genau wie in Norddeutſch

land Feinde der Koalitionsfreiheit nicht nur der Arbeiter ſeien.
(Siehe Augsburg.) Wenn Gen. Thiele auf die jetzige Wahl
beteiligung zu allen Körperſchaften hinweiſe, ſo müſſe man doch

daß man da aus ganz andern Gründen daran
eteilige, als die Süddeutſchen für ihre Budgetbewilligung gel-

tend machen. Aus allen dieſen Gründen könne er kein Wort
von ſeiner Reſolution zurücknehmen, um ſo weniger, da die
Süddeutſchen durch ihre Erklärungen nach dem Parteitag und

Verhalten weniger norddeutſcher Genoſſen, wie es z. B. im
blatt für Anhalt Gen. Peus tue, den Parteitagsbeſchluß

als für ſie nicht bindend halten. Auch einige Gewerkſchafts
ſtehen auf demſelben Standpunkt. Einer Regierung

Mittel zu bewilligen, die für die alle Welt ruinierende,
ſäbelraſſelnde Militärpolitik und die preußiſchdeutſche Steuer
politik eintreten, iſt ein Verſtoß gegen unſer
Programm, gegen unſer Prinzip, und des-
halb zu verwerfen. Unſere Stellungnahme als Redak-

re des Volksblattes war bis zur Abſtimmung des
enoſſen Thiele in Nürnberg eine ſo friedliche, daß

wir alle aus dem Kreiſe des Verbreitungsbezirkes kommend die
Haltung des Blattes verurteilenden Aeußerungen willig hin-
genommen haben. Nach der Abſtimmung mußten wir aber
aus unſerer Reſerve hervortreten und haben dies in lohyalſter
Weiſe getan. Entſcheiden Sie aber, ob wir recht gehandelt
haben oder nicht. (Lebhafter Beifall.)

Ein Geſchäftsordnungsantrag des Gen. Koch auf Schluß der
Diskuſſion wird, nachdem Gen. Voß für Vertagung eingetreten
iſt, mit großer Mehrheit angenommen.

Hiernach wurde nach nochmaliger Verleſung die Reſolution
Däumig gegen 14 Stimmen angenommen. (Bravol)

Nach einigen perſönlichen Bemerkungen der Genoſſen Voß,
Thiele und Albrecht wurden als Delegierte zum Bezirkstag die
Genoſſen Reitwand, Oertel-Ammendorf, Heinrich Koch, Fromm-
hold und Schade gewählt. Daraufhin wurde die Verſammlung
346 Uhr geſchloſſen.

Anmerkung: Zu dem während der Verhandlung geſtell-
Antrag Voß, ich ſolle zu der Sache ſprechen, erkläre ich, daß

gar nicht in der Lage geweſen wäre, da ich mit der Ab-
faſſung vorliegenden Berichts beſchäftigt war und daher meine

e Aufmerkſamkeit darauf konzentrieren mußte. JmKbrigen erkläre ich mich mit den Ausführungen meines Kollegen

Däumig von Anfang bis zu Ende vollkommen einver-

ſtanden. O. Fröhlich.
Zum beſſeren Verſtändnis der gepflogenen Debatten, und

damit ſich die Leſer auch über die betr. Reſolutionen hierbei
gleich informieren können, laſſen wir nachſtehend den auf die
Debatten bezugnehmenden Teil der Reſolution vom Dresdener
Parteitag und die mit Zweidrittelmehrheit angenommene Vor
ſtandsreſolution des Nürnberger Parteitages folgen

Dresdener Reſolution:
Der Parteitag verurteilt aufs entſchiedenſte die reviſioniſti

ſchen Beſtrebungen, unſere bisherige bewährte und ſieggekrönte,
auf dem Klaſſenkampf beruhende Taktik in dem Sinne zu
ändern, daß an Stelle der Eroberung der politiſchen Macht durch
Ueberwindung unſerer Gegner eine Politik des Entgegenkom-
mens an die beſtehende Ordnung der Dinge tritt. Die Folge
einer derartigen Taktik wäre, daß aus einer Partei, die auf die
möglichſt raſche Umwandlung der beſtehenden bürgerlichen in die
ſozialiſtiſche Geſellſchaftsordnung hinarbeitet, alſo im beſten
Sinne des Wortes revolutionär iſt, eine Partei tritt, die ſich
mit der Reformierung der bürgerlichen Geſellſchaft begnügt.
Daher iſt der Parteitag im Gegenſatz zu den in der Partei vor
handenen reviſioniſtiſchen Beſtrebungen der Ueberzeugung, Laß
die Klaſſengegenſätze ſich nicht abſchwächen, ſondern ſtetig ver
ſchärfen, und erklärt, daß die Partei die Verantwortlichkeit ab
lehnt, für die auf der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe be
ruhenden politiſchen und wirtſchaftlichen Zuſtände, r ſie
deshalb jede Bewilligung von Mitteln verweigert, we che ge
eignet ſind, die herrſchende Klaſſe an der Regierung zu er-
halten.

Nürnberger Reſolution.
Der Parteitag beſtätigt von neuem die Reſolutionen von

Lübeck Dresden, die ausſprechen:

m

daß der Staat, ſolange er ſich in den Händen der beſitzenden
Klaſſen befindet, ein Organ der Klaſſenherrſchaft darſtellt
und ein Mittel zur Niederhaltung der beſitzloſen Volks
maſſen bildet, daß die politiſche Aufgabe des proletariſchen
Klaſſenkampfes die Eroberung der Staatsgewalt durch Ueber
windung der Gegner iſt, daß jede Politik des Entgegen-
kommens an die beſtehende Staats und Geſellſchaftsordnung
abgelehnt werden muß.

Als notwendige Folge dieſer grundſätzlichen Auffaſſung
und angeſichts der Tatſache, daß die Geſamtabſtimmung über
das Budget als Vertrauensvotum für die Regierung aufgefaßt
werden muß, iſt jeder gegneriſchen Regierung das Staatsbudget
bei der Geſamtabſtimmung zu verweigern, es ſei denn, daß die
Ablehnung desſelben durch unſere Genoſſen die Annahme eines
für Arbeiterklaſſe ungünſtigeren Budgets zur Folge haben
würde.

Die Bewilligung des Budgets in den Landtagen von Würt-
temberg, Baden und Bayern iſt daher unvereinbar mit den
Reſolutionen von Lübeck und Dresden.

Die grundſätzliche Verweigerung des Budgets entſpricht voll
kommen der Klaſſenlage der beſitzloſen Volksmaſſen, die eine
unverſöhnliche Oppoſition gegen die beſtehende, dem Kapitalis-
mus dienende Staatsgewalt notwendig macht.

Die arbeitenden Klaſſen immer wieder nachdrücklich darüber
h aren, iſt eine unerläßliche Aufgabe unſerer agitatoriſchen

rbeit.

Zur Kenntnisnahme. Durch Annahme des Antrags auf
Schluß der Debatte bin ich außerſtand geweſen, die zahlreichen
Jrrtümer in den Erwiderungsreden der Genoſſen Dreſcher,
Kunert und Däumig zurückzuweiſen. Jch halte es daher für
notwendig, an dieſer Stelle zu erklären, daß ich die Einſetzung
eines Schiedsgerichts zwiſchen dem Genoſſen Kunert und mir
beantragt habe.

Halle, 28. Sept. 1908 Ad. Tgiele.
Halle und Saalkreis.

Halle, den 28. September.
Wie man den landwirtſchaftlichen Arbeitern die Liebe zum

„Dienen“ beibringt,
dafür mögen zwei Urteile als Be ſpiel dienen, die das Schöffen
gericht Wettin gefällt hat un die wir der Wettiner Ztg.
entnehmen. Bemerkungen brauch van hierzu mit zu machen,
die Urteile ſprechen für ſich ſelbſt.

Der landwirtſchaftliche Arbeiter Guſtav Helbig erhielt durch
die Landwirtſchaftskammer mit ſeiner Familie Stellung beim
Gutsbeſitzer Linekampf in Lettewitz. Dort wurden ihm ein
paar Pferde übergeben, mit denen er Dünger fahren ſollte. Am
20. Mai, dem Tag nach ſeinem Dienſtantritt, ſo ſchilderte der
Angeklagte, habe er einen ihm zugewieſenen Wagen beſpannen
wollen, jedoch ſeien an demſelben keine Spannketten geweſen.
Er habe längere Zeit herumgeſucht, um welche aufzutreiben.
Von dem hinzugekommenen Arbeitgeber ſei er in ungehöriger
Weiſe angeſchnauzt worden, was er noch auf dem Hofe mache.
Er habe ſich den Ton, in dem Linekampf mit ihm ſprach, ver
beten und darauf ſei ihm geantwortet worden: „Er ſolle ruhig
ſein, ſonſt könne er noch was erleben.“ Auch habe L. zu H.'s
Frau geſagt: „Verfluchtes Aas, wenn Du nicht ruhig biſt, ſo
ſchmeiße ich Euch raus.“ Auf ſolche Aeußerungen, die er nicht
gewöhnt ſei, habe er die Arbeit am zweiten Tage ſeines Dort-
ſeins verlaſſen. Linekampf erſtattete Anzeige wegen unbe
rechtigten Verlaſſens des Dienſtes ohne geſetzmäßigen Grund
und Helbig erhielt eine Strafverfügung über 15 Mk., gegen
welche er Berufung einlegte. Als einziger Zeuge war Guts
beſitzer Linekampf geladen, welcher bekundete, er hätte dem
Angeklagten allerdings in etwas ſcharfem Tone geſagt,
was er noch auf dem Hofe mache; dieſer habe ihm aber nieder
trächtig und gemein geantwortet; auch ſei es nicht wahr, daß er
die Frau des Angeklagten beſchimpft habe. Das Gericht be
ſtätigte die Strafverfügung und der Vorſitzende führte be
gründend aus, das Geſetz vom 24. April 1854 hätte die Gründe
ganz genau angegeben, welche das Geſinde berechtigen, den
Dienſt zu verlaſſen.

Wegen gemeinſchaftlicher Körperverletzung, begangen an dem
Schäfer Gottfried Jäckel, ſtanden der Jnſpektor Alois Ridder,
ein noch junger kräftiger Mann, der bei den Garde du Korps
geſtanden hat, und. der Kutſcher Otto Reinecke aus Trebitz unter
Anklage. Sämtliche vorgenannten Perſonen ſind auf dem
dortigen Brandtſchen Gute beſchäftigt. Am 7. Juli machte der
Jnſpektor dem Jäckel darüber Vorhaltungen, daß ſein ebenfalls
bei Brandts beſchäftigter Sohn bereits um 11 Uhr zu arbeiten
aufgehört habe, derſelbe hätte bis 412 Uhr auf dem Hofe zu
bleiben. Jäckel erwiderte darauf, er hätte ſeinem Jungen ge
ſagt, wenn er bloß bis elf Uhr bezahlt bekäme, brauche er
nicht länger dazubleiben. Aus dieſen Auseinanderſetzungen
entſpann ſich ein heftiger Wortwechſel, an dem ſich auch der
hinzugekommene Reinicke beteiligte. Nach Jäckels Angabe ſoll
der Jnſpektor zu R. geſagt haben: „Schlagen Sie los.“ Darauf-
hin will J. mit einer Miſtgabel ſo heftig über den Kopf ge-
ſchlagen worden ſein, daß er zu Boden fiel und ehe er ſich
wieder erhoben habe, ſei er von Ridder mehrmals mit Füßen
getreten und an den Ohren geriſſen worden; er ſei längere Zeit
arbeitsunfähig geweſen. Die Angeklagten hingegen wollen von
Jäckel mit einem offenen Meſſer und mit einem Stocke bedroht
worden ſein und in der Notwehr gehandelt haben. Der
Amtsanwalt hielt die Anklage wegen gemeinſchaftlicher
Körperverletzung aufrecht und beantragte gegen jeden der An
geklagten 50 Mk. Geldſtrafe. Dieſem Antrag ſchloß ſich der
Vertreter des als Nebenkläger zugelaſſenen Verletzten an; zu
gleich bat derſelbe, dem Nebenkläger eine Buße von 100 Mk.
zuzuerkennen. Der Verteidiger der Angeklagten beantragte
nach langen Ausführungen die Freiſprechung ſeiner Klienten,
da dieſelben in der Notwehr (7?) gehandelt hätten. Das
Gericht ſprach nach langer Beratung die Angeklagten frei
und der Vorſitzende führte begründend aus, die Ausſage des
Verletzten ſei mit Vorſicht aufzunehmen, weil er an
dem Ausgang dieſes Prozeſſes ein pekuniäres Jnter-
eſſe habe; mit Vorbedacht hätten die Angeklagten nicht ge
handelt, denn es kämen deren Perſönlichkeiten in
Betracht, und andernfalls die des Zeugen; dieſer ſei
aggreſſiv aufgetreten und es ſei den Angeklagten zu glauben,
daß ſie in Notwehr gehandelt hätten und eine Ueberſchreitung
derſelben habe nicht ſtattgefunden. Reinecke ſei ohne weiteres
freizuſprechen. Ridder habe die Notwehr zwar überſchritten,
denn er habe Jäckel, als er zur Erde lag, getreten reſp. ge
ſchlagen. Die Notwehr bleibe aber ſtraffrei, wenn ſie wegen
Furcht oder Schrecken geſchehe. Hier beſtehe die Mög-
lich keit, daß Ridder in der Beſtürzung gehandelt habe, und
da dieſe Wahrſcheinlichkeit vom Gericht angenommen ſei, ſo
war auch dieſer Angeklagte freizu ſprechen. Buße könne
dem Verletzten nach der Sachlage nicht zuerkannt werden.

Und da wundern ſich die Agrarier noch, wenn ſie unter ſol-
chen Umſtänden, die ſich täglich dutzendmale wiederholen, keine
Arbeiter mehr bekomme-

c ATTITI T7 v hSozialdemokratiſcher Verein. Den Mitgliedern des 18. Di
ſtrikts zur Nachricht, daß die für morgen Dienstag ngeſegie
Fihnng Umſtände halber nicht ſtattfindet, ſondern erſt Don
nerstag abend.

BauarbeiterSchutzkommiſſion. Den Mitgliedern zur
Nachricht, daß nächſten Mittwoch, den 30. September, abends
814 Uhr, bei Gen. S Alter Markt, Sitzung iſt. Es iſt
notwendig, daß jeder Delegierte kommt. Vom 1. Oktober ab
befindet ſich die Wohnung des Obmannes Gräfe, Schwemme
Nr. 2 I. Dieſes den Gewerkſchaftsmitgliedern zur Nachricht.

Die fünfte diesjährige Schwurgerichtsperiode erreichte am
letzten Sonnabend Ende. Es wurden verhandelt in ſechs
Sitzungstagen ſieben Sachen gegen Ange agte und zwar:
2 Fälle Sittlichkeitsverbrechen, 1 Fall Meineid, I Fall Brand
ſtiftung, 1 Fall Amtsverbrechen, 1 Fall Körperverletzung mit Todes
erfolg und 1 Fall betrügeriſchen Bankerott. An Strafen wurden
insgeſamt verhängt: drei Jahre Zuchthaus, zwei Jahre fünfMonate Gefängnis und 13 Jahre Ehrverluft. Freiſprechungen
erfolgten ſechs.

Bei allen Umzügen ſei zu bedenken, daß nach der hier be
tehenden Polizeiverorduung der Umzug bei Wohnungen zum
ahresmietszins: a) bis zu 300 Mk. bis 8 Uhr abends des erſten
erktages, W von mehr als 300 bis 600 Mk. bis 8 Uhr abends

des zweiten Werktages, e) von mehr als 600 Mk. bis 8 Uhr abends
des dritten Werktages nach Ablauf der Miete beendet ſein muß.
Der Auszug iſt derart zu fördern, daß der einziehende Mieter
vom erſten Umzugstage an Sachen in die gemietete Wohnung
ſchaffen laſſen und ungehindert bis zum Ablauf der Räumungs
friſt den Umzug vollenden kann. u dieſem Zwecke muß im
Falle b am erſten Werktage mindeſtens die Hälfte, im Falle e an
jedem der drei Räumungstage mindeſtens je ein Drittel der
Räume zur Verfügung des einziehendeu Mieters ſtehen.

Ausgeſchrieben werden vom Hochbauamt die Dachdecker
arbeiten für den Erweiterungsbau der Volksſchule an der
Freiimfelderſtraße. Bewerbungen t bis 5. Oktober an dasVDureau 1, Zimmer 23, des Wagegebäude zu richten.

Halleſches Adreßbuch 1909. Der Ferrag unſeres Adreß-
buches hat den Herren Hauseigentümern und Verwaltern die
Hauſe für den Jahrgang 1909 zur Verteilung an die

aushaltungsvorſtände ſoeben zugehen laſſen. Es iſt z r
geboten, daß die Haushaltungsvorſtände die Liſten
perſönlich ausfüllen, weil nur dadurch die genaue
Schreibweiſe des Namens verbürgt wird und weil nur auf dieſe
Weiſe die Wünſche der Eintragenden (Zuſätze zur Berufs oder
Standesbezeichnung, Angabe der Sprechſtunde uſw.) zuverläſſig
erfüllt werden können. Auch diejenigen Gewerbetreibenden,
denen eine beſondere Eintragungskarte für ihr Gewerbe nicht
zugeſtellt wurde, mögen au rn e Ausfüllung der ein-
elnen Rubriken achten, da dieſe Angaben auch als Grundlagefür die Aufnahme im Gewerbenachweis dienen ſollen. Die

Abholung der Liſten beginnt bereits Freitag, den 2. Of-
tober, weshalb ſofortiges Ausfüllen der Liſten angezeigt er
cheint. Es empfiehlt ſich ferner, Vorbeſtellungen auf das

Adreßbuch gleichzeitig in die dafür vorgeſehene Spalte der
Hausliſte einzutragen, da mit Schluß des Vorbeſtelltermins
31. Oktober der um 1 Mark höhere Ladenpreis in Kraft tritt.
Jm übrigen verweiſen wir auf das Jnſerat des „Halleſchen
Adreßbuch 1909“ in der heutigen Nummer.

Der Blitz iſt wieder da. Jm Verlage der Firma M. u.
R. Zocher in Dresden erſchien die Winterausgabe 1908/09 des
Blitz-Fahrplanes für das Königreich Sachſen, welche in den
Buch und Papierhandlungen, Bahnhofsbuchhandlungen uſw.
für 25 Pfg. käuflich iſt. r Blitz-Fahrplan iſt mit dem be
kannten dauerhaften gelben Umſchlag und der ausgeſtanzten
Regiſtereinteilung verſehen, welche ſeine Benutzung ſo ſehr er
leichtert; er umfaßt nicht nur die ſächſiſchen Staatsbahnlinien,
ſondern auch ſämtliche Linien Thüringens, des Harzes, des
Rieſengebirges und Nordböhmens, außerdem aber alle wich
tigen Anſchlüſſe Deutſchlands und Oeſtreichs. Auf Seite 509 be
findet ſich der Fahrplan der elektriſchen rer Nieder
ſedlitz-Lockwitz-Kreiſcha, die urß mit Perſonenbeförderung
auf Seite 59-, die Angaben über Fahrpreiſe und Fahrkarten
ſteuer auf Seite 1 und der Gepäcktarif auf Seite 2, gute
Eiſenbahnkarten und die Hoteltafel ſind im Blitz wieder bei
v Der Blitz iſt auch durch die Volksbu dlung zu

egziehen. xGehausſucht wurde am Sonnabend beim S ireg fna v 39 der anarchiſtiſchen Wochenſchrif Der el
Arbeiter. Beanſtandet wurde der Leitartikel „An die Rekruten.“
Gefunden wurde nichts.

Wieder ein Straßenbahnunfall. Heute vormittag 210 Uhr
wurde von einem Motorwagen der Stadtbahn auf der Trothaer
ſtraße, gegenüber dem Hauſe des Barbiers S eine alte
Frau überfahren und am Kopf (der ganz aufgeriſſen war) und
im Geſicht ſo ſchwer verletzt, daß ſich die Ueberführung nach der
Klinik notwendig machte. Die Verletzungen ſcheinen lebens
gefährlicher Natur zu ſein.

Rowydyſtreiche. Ein junger Mann wurde vergangene Nacht
gegen 12 Uhr auf der Geiſtſtraße von einem entgegenkommenden
Mann mit einem derben Stock und Meſſer ſo bearbeitet, daß
der junge Mann blutüberſtrömt r ach. Der ohne
alle Urſache ſo rabiat auftretende Meſſerheld wurde gen
zu ſeinem Glück, denn die ſich anſammelnden Paſſanten hätten
ihn ſonſt wahrſcheinlich „gelyncht“. Der übel zugerichtete junge
Mann wurde nach der Klinik gebracht.

Jhre eigenen Landslente überfielen mehrere polniſche Ar
beiter am Kanenger Wege und raubten ihnen die Uhren.
Geld und anderes, worauf die Räuber flüchteten. Zwei der
Straßenräuber wurden auf dem Bahnhof verhaftet.

Langfinger haben der Wohnung des Fleiſchermeiſters
Schliack, Geiſtſtraße 18, einen Beſuch abgeſtattet und dabei
Schmuckſachen im Werte von 200 Mk. und 70 Mk. bares Geld
mitgehen heißen.

Ein vorſorglicher Gauner der Burſche zu ſein, der
bei einem Fahrraddiebſtahl auf friſcher Tat ertappt und ver
t erwerben konnte. Er hatte nämlich drei Jnvalidenkarten

ei ſich.
Aus dem Bureau des Stadttheaters. Am Dienstag Kuro

der Schwank Das Tal des Lebens zur vierten Wieder
bolung. Mittwoch: zum 27. Male Ein Walzertraum.
r Luſtſpiel-Novität Onkel Bernicke von Guſtav
Kadelburg.

Sonntag: 2. Volksvorſtellung. Ausgabe der Billetts gegen
Vorzugsſcheine ab Donnerstag 10 Uhr an der Theaterkaſſe:

HanſaTheater. Wie aus dem Jnſeratenteil der heutigen
Nummer erſichtlich, wird heute im Hauſe Ranniſcheſtr. 11, am
Franckeplatz, ein Theater lebender Bilder eröffnet.
Da bei dieſer Neugründung wieder die neueſten Erfindungen
der Technik angewandt werden ſollen, die Leitung des Unter
nehmens ſich auch in bewährten Händen befindet, ſo iſt den Be
ſuchern jedenfalls ein angenehmer Aufenthalt von vornherein

garantiert. e
Böllberg, 26. September (E. B.) Wie man Diebſtahl,

Mundraub und Hausfriedensbruch begehen kann.
Eine recht verwickelte Sache, die durch eine Anzeige des Ritter
gutspächters, Amtsvorſtehers und Hauptmanns Rehfeld von hier
entſtanden war, beſchäftigte heute das Halleſche Schöffengericht.
Angeklagt war die Haushälterin Anng Becker von hier, die aus
einem dem Amtsvorſteher gehörigen Brunnen zwei Eimer Waſſer
entwendet haben ſoll. Der Brunnen ſteht auf dem eing ten
Gute Rehfelds und er will ihn aus Bequemlichkeit für die bei ihm
beſchäftigten Arbeiter errichtet haben. Der Gemeindebrunnen iſt
etwa 100 Meter davon entfernt. Mehrere in der Nähe von Reh
felds Privatbrunnen wohnende Arbeiterfamilien, die nicht bei ihm
im Dienſte ſtehen, ſollen wiederholt aus Bequemlichkeit aus Reh
felds Born geſchöpft haben, infolgedeſſen der Brunnen abends t

en
weilen leer geweſen ſei. Hierdurch fühlten ſich die in Reh
Dienſten ſtehenden Arbeiterfamilien, die dort in zehn

untergebracht ſind, benachteiligt. Jn dem
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in er Zeit nur eine beſtimmte Quantität Waſſer. Schabernid e ute ſollen auch mal einen in Brunnen
geworfen haben. Hauptmann Rehfeld ließ deshalb an ſeinem
Brunnen bekannt machen, Unbefugte dürfen aus dem Brunnen
Waſſer nicht entnehmen. Gegen dieſe Anordnung hatte nun

rau Becker geſündigt, die aber mit keinem Gedanken bei der
ntnahme des Waſſers daran t hat, ſich des Dieb

ſt a hl s ſchuldig zu machen. Auch dem Staatsanwalt wollte
es nicht in den Sinn, wegen des Waſſerdieb en die Frau
in das Gefängnis zu ſtecken, da doch bei Diebſtahl nur auf
Gefängnis erkannt werden kann. Er deduzierte ſchließlich ſo:
Allerdings ſei Waſſer eine h bewegliche Sache. aſſer
ſei aber auch ein Nahrungsmittel und ſo könne die Angeklagte
wegen Mündraubes beſtraft werden, infolgedeſſen eine Geld-
ſtrafe von 10 Mk. beantragt wurde. Das Gericht kam aber
noch auf einen anderen Gedanken. Es erachtete weder Dieb-
ſtahl, noch Mundraub, ſondern Hausfriedensbruch als vorlie-
gend, da die Angeklagte unbefugt das Gehöft des Hauptmanns
Rehfeld betreten habe, um widerrechtlich Waſſer zu entnehmen.
Das ſchwierige Problem wurde dadurch gelöſt, daß die Ange
klagte zu 3 Mk. Geldſtrafe verurteilt wurde.

Wettin, 26. Sept. Das leidige Spielen mit Petroleum und
Streichhölzern hat hier wieder Unglück angerichtet. Ein acht-
jähriges Mädchen einer Arbeiterfamilie war mit ſeinen jünge-
ren Geſchwiſtern allein zu der Wohnung zurückgelaſſen worden.
Da ſchütteten zum Zeitvertreib die Kinder Petroleum in ein
Emaillewaſchbecken und zündeten das Petroleum nach vielen
vergeblichen Verſuchen endlich an. Dabei wurde das Mädchen
von der Flamme erheblich am Arm und Rücken verbrannt,
ebenſo das Haar. Glücklicherweiſe ſcheinen die Verletzungen
keine ſchweren zu ſein. Welches Unglück hätte aber entſtehen
ne wenn das Feuer auch die anderen Kinder ergriffen

ätte

Stadt-Cheater.
Der Beſuch der geſtrigen Vorſtellung, des erſten Operetten

abends in dieſer Saiſon, könnte den Schluß zulaſſen, daß die
Operette Ein Walzertraum von Oskar Straus ihreg. kraft eingebüßt habe und daß das Publikum von den

Melodien, die jetzt jeder Phonograph und jeder Muſikautomat
in die Welt quäckt und dudelt, überſättigt ſei. Wir können
aber noch nicht ſo recht an dieſe Ueberſättigung glauben und
führen den ſchwachen Beſuch der geſtrigen Vorſtellung nicht
auf eine Korrektur des Geſchmackes ſondern auf die Auſhebung
des Abonnements, das freundliche Sonntagswetter und andere
Umſtände zurück. Obwohl die Operette in der rigen Spiel-
eit ein volles Viertelhundert Aufführungen erlebt hat, wird

ſie auch in dieſer Saiſon noch Liebhaber genug G eine
Walzermelodie und Operettenſpäße ziehen beim Durchſchnitts-

immer noch mehr als Erzeugniſſe echter dramatiſcher
unſt.
Die geſtrige Aufführung der Operette litt an mancherlei

„Unſtimmigkeiten“. Vor allem fehlte ſehr oft der nötige Kon-
takt zwiſchen Orcheſter und Bühne. Es kam ſogar, beſonders
am Schluß des zweiten Aktes, zu recht peinlichen Schwankun-
gen. emgegenüber waren die Einzelleiſtungen recht gut. Vor
allem iſt hier Frau von Böer zu nennen, deren Stimme an
Reinheit und Wohllaut gewonnen hat, und die in ihrem Spiel
die ſich nach Liebe ſehnende Prinzeſſin Helene in echt frauen-
Laft und ſympathiſcher Weiſe r verkörpern wußte. Auf der
alken Höhe ſtand auch Herr Landory als Leutnant Niki,
der in ſolchen flotten Schwerenöterrollen ſtets brilliert. Das
Zuſammenſpiel mit der Franzi von der Damenkapelle war
zwar noch nicht ein ſo abgerundetes und ungezwungenes wiemit der früheren Vertreterin dieſer Rolle, Ken Klerwin,

doch birgt ſchon die geſtrige Leiſtung des Fräul. Mertes
dafür, daß in dieſer Beziehung bald nichts mehr zu wünſchen
übrig bleibt. Fräulein Mertes ſpielte die Franzi mit großer
Natürlichkeit und verſtand die ſchalkhaften und ſentimentalen
Seiten dieſer Rolle gut herauszuarbeiten. Auch ſtimmlich iſt
ſie recht gut ausgeſtaktet, wenn ihr Organ in den hohen Lagen
auch etwas ſcharf und unrein klang. Jedenfalls hat ſich die
neue Soubrette geſtern recht gut eingeführt. Dasſelbe gilt auch
von Frau Walter-Hörig, die als Oberkammerfrau
r eke lebendiges Spiel und eine umfangreiche und wohl-
autende Stimme zeigte. Herr Len z und Herr Stahlberg

taten wieder ihr möglichſtes, drollige Sereniſſimus-Figuren und
Kalauer zu produzieren. Auch die kleineren Rollen waren
durch die Damen Amberg, Meyer und die Herren Nico-
lai, Lübben uſw. gut beſetzt. Die Chöre verloren hier
und da, aber nicht durch ihre Schuld, die Fühlung mit dem
Orcheſter, hielten ſich aber ſonſt recht gut. Die Ausſtattung

war wie immer pompös. E. D.
Parteinachrichten.

Die Bayern unterwerfen ſich nicht der Budgetreſolution.
Der Landesvorſtand der bayeriſchen Sozial-

demokratie erläßt folgenden Aufruf:
Sozialdemokratiſche Partei Bayernsl Der Vorſtand der

Geſamtpartei hat einen Aufruf erlaſſen, in dem die Partei-
genoſſen aufgefordert werden, die Beſchlüſſe des Nürnberger
Parteitages in die Tat umzuſetzen und den gemeinſamen
Kampf für die Befreiung des arbeitenden Volkes mit ver-
ſtärkter Kraft fortzuſetzen. Wir können uns dieſem Aufruf
nur anſchließen und die Mitglieder unſerer Landesorgani-
ſation zu ſeiner Befolgung auffordern. Nur ein Punkt
bedarf einer Klärung und Richtigſtellung. Er
betrifft die Frage der Budgetbewilligung. Der Vor-
ſtand. der Geſamtpartei ſpricht die Erwartung aus, daß der
vom Parteitage in dieſer Frage gefaßte Beſchluß von allen
Genoſſen beachtet werde. Dies wird auch unſererſeits ſicher
geſchehen, da der Meinungsausdruck einer Parteitagsmehr-
heit ſtets Anſpruch darauf hat, mit Aufmerkſamkeit
gehört zu werden. Auch da, wo er nicht bindend
wirken kann, und das iſt in bezug auf die
Budget bewilligung der Fall. Jn Uebereinſtim-
mung mit der von den ſüddeutſchen Delegierten in Nürnberg
abgegebenen Erklärung erkennen wir dem deutſchen Partei-
tage als der legitimen Vertretung der Geſamtpartei die
oberſte Entſcheidung zu in allen prinzipiellen und in den
taktiſchen Angelegenheiten, die das ganze Reich berühren.
Wir ſind aber auch der Anſicht, daß in allen ſpeziellen An
gelegenheiten der Landespolitik die Landes-
organiſation die geeignete und zuſtändige Jnſtanz iſt,
die auf dem Boden des gemeinſamen Programmes den Gang
der Landespolitik nach den beſonderen Verhältniſſen ſelb-
ſtändig zu beſtimmen hat und daß daher die jeweilige Ent-
ſcheidung über die Budgetbewilligung dem pflichtgemäßen
Ermeſſen der den Landesorganiſationen verantwortlichen
Landtagsfraktionen vorbehalten bleiben muß

München, 26. September 1908.
Mit Parteigruß

Der Landesvorſtand.
Der Vorwärts knupft hieran folgende Bemerkung, der wir

in vollem Umfange zuſtimmen:
„Dieſer Aufruf des bayeriſchen Landesvorſtandes iſt im

weſentlichen eine Wiederholung der Erklärung der 66, die da-
durch nicht beſſer wird. Wir können daher auch nur mit aller
Schärfe wiederholen, daß wir zur Erklärung der 66 und zu der
Auslegung, die die Parteiorgane von München, Nürnberg und
Mannheim ihr und dem Schweigen des Parteitags nach ihrer

Abgabe gaben, bereits geſagt haben: „Die Partei würde

ſich ſelbſt aufgeben, wenn ſie die Geltung des
Majoritätsprinzips innerhalb ihrer Organi-
ſation antaſten ließe.“

Ganz verfehlt iſt die Behauptung des Landesvorſtandes, daß
über die Haltung der Landtagsfraktionen, überhaupt über die
Landesangelegenheiten nur die Landtagsorganiſationen, nicht
die Geſamtpartei zu entſcheiden habe. Jn die Einzelheiten
der Landesangelegenheiten wird die Vertretung der Geſamt
partei ſelbſtverſtändlich niemals hineinreden. l aber hat
ſie das Recht, darüber zu urteilen, ob ſich die Betätigung der
Landesorganiſation innerhalb des Rahmens der Parteigrund-
ſätze und der Beſchlüſſe der Geſamtpartei hält. Die Landes
organiſationen und die Landtagsfraktionen können ſelbſtändig
ſein nur innerhalb der Grenzen, die durch Parteigrundſätze und
Geſamtparteibeſchlüſſe gezogen werden. Reichsrecht geht vor
Landesrecht auch in der Parteil Das iſt ſelbſtverſtändlich
und wer die Einheit der deutſchen Sozialdemo-
kratie will, der darf daran nicht rüttelnl“

Jn Solingen hielten am Sonntag vor acht Tagen und am
letzten Mittwoch die Preßkommiſſionen der Bergiſchen
Arbeiterſtimme und der Remſcheider Arbeiter-
zeitung unter Beteiligung von Vorſtand und Aufſichtsrat
der Genoſſenſchaftsdruckerei über die Stellungnahme der Ar-
beiterzeitung Sitzungen ab. Zu der Sitzung am Mittwoch
waren auch die Parteileitungen von Remſcheid und Solingen
hinzugezogen worden. Es wurde folgender Beſchluß gefaßt:

Die heutige Sitzung der Preßkommiſſion und Parteifunk-
tionäre ſteht auf dem Standpunkt der Dresdener und Nürn-
berger Parteitagsbeſchlüſſe, erklärt die bisherige Taktik, wie
ſie die Mehrheit der Partei beſchloſſen, für die Genoſſen für
bindend und verlangt für die Folge, daß in dieſer Auffaſſung
die Bergiſche Arbeiterſtimme redigiert wird.

Der politiſche Redakteur, Genoſſe Hildebrand, hatte
vorher die Erklärung abgegeben, daß er nicht in der Lage ſei,
die Nürnberger Reſolution zu vertreten. Durch den Beſchluß
der Aufſichtsinſtanzen wird ſomit eine Aenderung in der Zu-
ſammenſetzung der Redaktion notwendig.

Der ſozialdemokratiſche Verein Augsburg nahm am Frei-
tag in ſehr gut beſuchter Verſammlung den Bericht der Dele-
gierten vom Nürnberger Parteitag entgegen. Genoſſin Grei-
fenberg und Genoſſe Walter legten die Gründe, die ſie
für die Reſolution des Parteivoxſtandes und der Kontroll
kommiſſion zu ſtimmen veranlaßten, in eingehender Weiſe dar.
Landtagsabgeordneter Genoſſe Rollwagen vertrat mit
Wärme den Standpunkt der Minderheit. Nach einer Reihe von
Rednern, die teils für, teils gegen die Stellungnahme der Süd-
deutſchen ſprachen, die aber alle für ſtrikte Durchführung der
Parteitagsbeſchlüſſe eintraten, wurde die Verſammlung ab
gebrochen, und ſoll ſie am 3. Oktober zu Ende geführt
werden.

Volkswirtſchaftliches.
Prämien-Getreide.

Was bei dem günſtigen Ausfall der Ernte zu erwarten war,
iſt eingetroffen: die Ausfuhr von Getreide nimmt einen be
ängſtigenden Umfang an. Rieſenmengen von Brotgetreide
ſind ſeit dem Auguſt dieſes Jahres bereits exportiert worden,
unbehindert hält dieſe ſtürmiſche Ausfuhrtätigkeit an. Die
Eiſenbahnen vermögen den gewaltig geſteigerten Verkehr auf
den in Frage kommenden Linien vielfach nicht mehr zu be
wältigen, ſchon ſeit einiger Zeit erfolgen Transportſtockungen,
beſonders auf den nach den Oſtſeehäfen führenden Strecken. Jn
Danzig und Stettin wurden Ausnahmeſperren erlaſſen, weil
die anlangenden Getreidewaggons nicht entladen werden
konnten. So beſtand für Danzig die Sperre vom 8.--10. Sep
tember, ſie mußte für die Zeit vom 16.--19. September erneuert
werden, alle Maßnahmen der Eiſenbahnverwaltung zur Be-
wältigung des Ausfuhxverkehrs blieben unzureichend.

Die Folgen des durch Exportprämien und billige
Exporttarife verſchärften Zollwuchers beginnen ſich in der
Preisgeſtaltung erſt langſam zu äußern, da in der erſten Zeit
nach der Ernte das Jnlandsangebot auf den heimiſchen
Märkten naturgemäß noch ſtark genug iſt, um einer rapiden
Preisſteigerung vorzubeugen. Doch in den nächſten Monaten
werden die Wirkungen der gewaltſamen Ausfuhr von Brot-
getreide auf den deutſchen Märkten um ſo ſchärfer hervortreten.
Der enorme Exportverkehr ſchaltet den regulierenden Einfluß
des guten Ernteausfalles völlig aus, er entblößt' die heimiſchen
Märkte von inländiſcher Ware ſo ſtark, daß dem ſchlimmſten
Wucher Tor und Tür geöffnet wird. Jn der Zeit vom 1. Auguſt
bis 10. September wurden in Doppelzentnern ausgeführt:

1908 1907
Roggen 912 660 222 260
Weizen 290 102 1565 116

Die Roggenausfuhr hat ſich ſeit dem 1. Auguſt gegenüber dem
Vorjahr verfünffacht, daß die Weizenausfuhr gegenüber dem
Vorjahr nicht noch erheblichere Steigerungen aufweiſt, iſt ledig
lich darauf zurückzuführen, daß noch eine gewiſſe Unſicherheit
über den Ausfall der Qualität beſteht, da für den Export nur
die beſte Ware verwendbar iſt. Die bisher ausgeführten
Mengen beſtehen alſo aus den beſten Sorten, die dem Auslande
zu billigen Preiſen reſerviert bleiben, während das deutſche
Volk für mindere Qualitäten des im eigenen Lande erzeugten
Brotgetreides Hungerpreiſe bezahlen muß.

Um die Gemeingefahr des wilden Getreideexportes zu er
kennen, bedarf es nur des Hinweiſes, daß bei einer guten
Ernte Deutſchland mindeſtens ein Drittel ſeines Weigzen-
konſums im Auslande decken muß, und daß ſelbſt unter ſehr
günſtigen Verhältniſſen die inländiſche Roggenerzeugung nicht
zur Befriedigung des Bedarfs ausreicht. Außer der normalen
Einfuhr wird in dieſem Jahre Erſatz für das in Maſſen künſt
lich nach dem Auslande herausgeſchaffte Brotgetreide einge-
führt werden müſſen, damit iſt die von den Brotwucherern an
geſtrebte Vorbedingung erreicht, um den Preis auf den deut
ſchen Märkten ſtändig um die Höhe der deutſchen Zollſätze über
den Weltmarktpreis zu halten.

Jnmitten der wirtſchaftlichen Kriſe wird dieſe Beraubung
des erwerbstätigen Volkes unternommen, dem Elend der Ar-
beitsloſigkeit, der Schmälerung des Einkommens geſellt ſich
der ſtaatlich konzeſſionierte und mit Staatsmitteln prämiierte
Brotwucher hinzu. Es gibt kein zweites Land in der ganzen
Welt, das wie Deutſchland Rieſenmengen Brotgetreide expor-
tiert, obwohl es zur Deckung ſeines Konſums auf eine ſehr be
deutende Einfuhr angewieſen iſt. Keine zweite Regierung der
Welt würde es wagen, die Getreideausfuhr durch Export
prämien, die ſich für die Tonne Weizen auf 55 Mark, auf die
Tonne Roggen auf 50 Mark belaufen, und durch billige Export
tarife für die brotwuchernden Exporteure lohnend zu geſtalten.

Was durch die hohen Zölle und die Exportprämien noch nicht
ganz erreicht wird, wird den Großgrundbeſitzern und den Ge
treidehändlern in den Seeſtädten durch die billigen Export
tarife gewährt. „Bezieht der Fremde, ſo ſchreibt die block-
liberale Voſſiſche Zeitung in ihrem Handelsblatt, Roggen und
Weizen oder Hafer aus der Provinz Poſen, Pommern oder

bahnfiskus die

ach rea rentobel zur chiffung zu bringen, das
die billige Fracht, die wahrſcheinlich kaum mehr, wenn über
haupt, die Koſten deckt.“

Der Winter naht, das Heer der Arbeitsloſen wächſt, zahlloſe
amilien, Frauen und Kinder ſtehen dem grauen Elend gegen

r, zu deſſen Linderung bisher Regierungen und Gemeinden
wenig oder gar nichts getan haben. Dieſer Verſäumnis der
dringendſten ſozialen Verpflichtungen ſteht die Tatſache g
über, daß im Jntereſſe des Großgrundbeſitzes ungezählte
Millionen aus Staatsmitteln gezahlt werden, um dem Volke
das Brot zu verteuern. Zweifach zahlt das Volk dieſe Koſten,
einmal in Form der Exportprämien und billigen Eiſenbahn
tarife, dann durch die damit zur Wucherhöhe heraufgetriebenen
Getreidepreiſe.

Die Reichsregierung hat erſt vor kurzem erklären laſſen, vag
an eine Aufhebung der Exportprämien und der Getreideaus
fuhrtarife nicht zu denken ſeil! Noch iſt es Zeit, um durch eine
machtvolle Proteſtbewegung des werktätigen Volkes die
ſchlimmſte Gefahr zu verhüten, überall ſollte der Sturmruf er

tönen: Hilfe für die Arbeitsloſen, fort mit dem Getreide
wucher, den Exportprämien und Ausfuhrtarifen.

Aus dem Keiche.
Dresden. die Reichsverbandsliſte. Der erſte

Gemeindeälteſte (Vertreter des Gemeindevorſtandes) Kadner
in Rathen (Sächſ. Schweiz), der noch dazu Mitglied der Steuer
einſchätzungskommiſſion war, wurde wegen ar r
Steuerhinterziehung zur Nachzahlung von 1200 Mk.

Steuern „verurteilt“, bleibt aber im Beſitz aller
hrenämter und auch Mitglied der Steuereinſchätzungskom

miſſion. K. ift ein enragierter Gegner der Sozialdemokratie.
Kaſſel. Der S 175. Das Kriegsgericht der 22. Diviſion

verurteilte den Leutnant Adamy vom 83. Jnfanterieregiment
wegen Vergehen gegen S 175, begangen an Untergebenen, zu
drei Monaten Gefängnis und Verluſt des Offizierspatents.

Düſſeldorf. Chikagoer Zuſtände. Die Strafkammer
verurteilte den Metzgermeiſter Sebaſtian Weske, bei dem ver
dorbener Schinken und Speck im Gewichte von mehr
als 10 000 Pfund beſchlagnahmt worden waren, en
wiſſentlicher Nahrungsmittelfälſchung zu einem Monat Ge

Vermiſchtes.

fängnis.

Eiſenbahnunglück in Amerika. Auf der Nordpacifikbahn
verunglückte bei Youngspoint ein Eiſenbahnzug. 19 Perſonen
wurden getötet, viele verletzt. Die Trümmer des Zuges ge
rieten in Brand.

Eiſenbahnunglück in Ungarn. Bei Neupe e reiGüterzüge zuſammen, drei Bahnangeſtellte wurden ver

Berlin, 28. Sept. Zu der Kataſtrophe auf der
Hochbahn wird noch weiter gemeldet: Die Toten ſind jetzt
ſämtlich im Schauhauſe untergebracht. Die entſetzlich verſtüm
melten Leichen ſind vorläufig beſchlagnahent, aber im Laufe
des heutigen Tages freigegeben worden. Die Beerdigung der
einzelnen Toten wird vorausſichtlich am Mittwoch oder Don-
nerstag ſtattfinden. Von den Schwerverletzten dürften zwei
kaum mit dem Leben davonkommen. Jm Befinden der übri
gen Patienten iſt im Laufe des geſtrigen Tages eine Beſſe
rung eingetreten. Die Urſache der Kataſtrophe kann jetzt als
völlig aufgeklärt gelten. Durch die polizeiliche Vernehmung
des Motorwagenführers Schreiber und des Mitfahrers Mende
wurde geſtern feſtgeſtellt, daß die beiden in Betracht kommen
den Signale für den Zug vom Leipziger Platz auf Halt ge
ſtanden haben. Während Mende ſeine Mitſchuld bald einſah,
macht Schreiber Einwendungen. Nach längerer Zeit geſtand er
aber, daß ihm die Hauptſchuld treffe. Daraufhin wurden beide
verhaftet und dem Unterſuchungsgefängnis zugeführt.

Graudenz, 28. September. Das Kriegsgericht der 35. Divi
ſion verurteilte nach dreitägiger Verhandlung den Sergeanten
Zühlke vom 129. Jnfanterie- Regiment wegen Mißhandlung
und Veleidigung Untergebener zu einem Jahre Gefängnis und
Degradation. Die Mißhandlungen erfolgten innerhalb dreier
Jahre an 153 Leuten in über 500 Fällen. Der Feldwebel
Liebig wurde wegen Unterdrückung einer ihm wegen Zühlke
gemachten Meldung zu ſechs Wochen, ein Vigzefeldwebel zu vier
Wochen gelinden Arreſt verurteilt.

Petersburg, 28. Sept. 88 Soldaten des Eiſenbahnbataillons
wurden vorgeſtern von Firuſa mit der transkaſpiſchen Eiſen
bahn nach Aſchabad geſandt. Auf einem ſtarken Gefälle wurde
der Wagen, um ſchneller zum Ziel zu gelangen, abgekoppelt.
Mit Blizzesſchnelle raſte der Wagen dahin, entgleiſte aber bei
einer Kurve. 70 Soldaten wurden furchtbar zugerichtet; 18
tödlich verwundet. Faſt alle haben Bein, Arm und Rippen
brüche erlitten.

Brſefkaſten der Redaktion.
Treuer Abonnent. Sie müſſen erſt den Schuldner veriagen um ein vollſtreckbares Urteil in Händen zu haben, dann

ergin geh das Geld bis zur Befriedigung Jhrer Forderungen
ahmen.W r Haben den Brief erhalten, muß aber

t rbeitet werden.g. Ammendorf Solche Privatangelegenheiten eignen ſich
nicht

J

ür das Blatt.
in A. Dieſer Schaden hat der Wirt zu tragen.

Versammlungs-Anzeiger.
Jm Jnſeratenteil der heutigen Nummer werden folgende Ver

ſammlungen veröffentlicht
alle: Allgem. Konſumverein, Sonntag, 4. Oktober.
lſterwerda: Gewerkſchaftskartell, Mittwoch, 30.

Sozialdem. Verein, Donnerstag, 1. ber.
Weißenfels: Schuhmacher, Dienstag, 29. September.De re u. e r 4. Oktbr
vVerantwortlicher Redakteur: Ernſt Däumig in Halle.

Zeit- und Kraft- e u erielung einer blendend weißen Wäſche auch ohne Bleiche, das ſin
die Hauptvorzüge des Dr. Thompſons Seifenpulver,
Marke Schwan. Beweis Millionen von Hausfrauen brauchen
es täglich! Ueberall zu haben.
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Verbrechen und Strafe.
Ueber die Urſachen des Verbrechens und die Mittel zu ſeiner

Bekämpfung hat die kriminaliſtiſche Wiſſenſchaft in den letzten
Jahrzehnten hervorragende Forſchungen gemacht, deren Ergebniſſe
eine gründliche Reviſion der noch heute herrſchenden Auffaſſung
über das Weſen des Verbrechens und der Verbrecher und eine
gönzliche Revolutionierung unſerer Juſtiz verlangen. Denn
unſere heutige Juſtiz iſt noch aufgebaut auf ganz mittelalter-
lichen Anſchauungen vom Verbrechen und auf dem Vergel-
tungsgedanken, ſie trägt daher auch noch ein wenig menſchliches
Gepräge, das den Menſchen der Zukunft zweifellos nicht min
der barbariſch erſcheinen wird, als uns heutigen Menſchen die
mittelalterliche Juſtiz. Die Sozialdemokratie hat von jeher
die Anſchauung vertreten, daß die Verbrechen ihre Urſachen in
den ſozialen Zuſtänden einer Zeit haben, die Verbrecher Pro-
dukte, Opfer der jeweilichen Geſellſchaftsordnung ſind und die
Beſeitigung der Verbrechen nur durch die Beſeitigung der un-
geſunden ſozialen Zuſtände erreicht werden kann. Alle wiſſen
ſchaftlichen Forſchungen der jüngſten Zeit haben dieſe Anſchau-
ungen beſtätigt und nun kommt auch ein deutſcher Staats-
anwalt, der in einem großen viſſenſchaftlichen Werke die Er-
gebniſſe aller dieſer Forſchungen einheitlich zuſammenfaßt und
ſie geſichtet und geordnet wiedergibt, zu dem Reſultat Die
Verbrechen ſind eine ſoziale Notwendigkeit, die Strafen ſind
wirkungslos und daher ungerecht, unſere heutige Geſellſchafts-
ordnung iſt unſittlich, ſie erzeugt die Verbrechen, der kommende
ſoziale Staat wird ſie im weſentlichen überwinden!

Das ſoeben von dem Dresdener Staatsanwalt Dr. Erich
Wulffen herausgegebene Werk über die Pſychologie der
Verbrecher*) kommt ſehr gelegen vor. den Beratungen über die
Reform des Strafrechts. Daß ein deutſcher Staatsanwalt aus
ſeiner wiſſenſchaftlichen Erkenntnis heraus und voll echter, un
gekünſtelter Menſchenliebe ſich der Rechtsbrecher annimmt, die
wuchtigſten Anklagen der Geſellſchaft, den Herrſchenden und
Beſitzenden und dem Staate ins Angeſicht ſchleudert und eine
gänzliche Beſeitigung unſeres heutigen Strafrechtes verlangt.
an deſſen Stelle ein mildes, humanes Sicherungsſyſtem treten
müſſe, iſt ſchon ein nicht geringes Ereignis, das in der Welt
der Juriſten nicht ohne Eindruck bleiben wird. Aber das ſtreng
wiſſenſchaftliche Werk enthält auch eine Menge ſo beweis-
kräftigen Materials, daß die alte, überlebte, aber immer noch
herrſchende Auffaſſung über das Verbrechen dagegen nicht mehr
ſtandhalten kann.

Der Staatsanwalt Dr. Wulffen iſt Ethiker, was bei der Be
urteilung ſeiner Arbeit berückſichtigt werden muß. „Es gibt

Pſychologie des Verbrechers. Ein Handbuch für Juriſten,
Aerzte, Pädagogen und Gebildete aller Stände. Von Dr. Erich
Wulffen, Staatsanwalt in Dresden. Zwei Bände, Preis 25,
geb. 80 Mk. Verlegt bei Dr. P. Langenſcheidt, Groß-Lichter
felde-Oſt.

iur eine Menſchenart. Wir haben keinen Anlaß, den Ver-
brecher zu verdammen oder gar zu verachten. Aber das ſoziale
Mitleid, die reifſte Frucht der Kultur, werde ihm zuteil.“ Das
iſt ſein Glaubensbekenntnis, das er bereits in der Einleitung
ablegt. Das phyſiſche Weſen der menſchlichen Kriminalität er
klärt er aus den pſhche ogiſchen Grundgeſetzen, Unſittlichkeit
und Verbrechen lägen nahe bei einander, aber aus den ſozialen
Zuſtänden heraus entſtänden mit Not wendigkeit die
meiſten Verbrechen. Wir haben, ſagt er in ſeinem Schluß-
kapitel, nachdem er ſeine Behauptungen mit einem großen
wiſſenſchaftlichen Material belegt hat, „das Unſittliche und das
Verbrechen als eine pſychologiſche und ſoziale Notwendigkeit
innerhalb Kultur und Geſchichte kennen gelernt. Die Unvoll-
kommenheiten der menſchlichen Geſellſchaftsordnung „bedingen
und erzeugen das Verbrechen“. „Die Strafen ſind gegenüber
der pſychologiſchen und ſozialen Notwendigkeit des Verbrechens

wirkungslos und i nicht gerecht. Sie ſind gar
nicht imſtande, im allgemdinen abzuſchrecken oder zu beſſern,
wennſchon ſie im Einzelfalle erſteres öfter, letzteres zuweilen
bewirken. Das Verbrechen geht gleichwohl unerſchütterlich
ſeinen Weg. Was die Strafen durch Abſchreckung und Beſſe-
rung Gutes wirken, machen ſie mit einer anderen Wirkung
der Erbitterung der Beſtraften wieder zunichte. Nicht die
Beſtrafung des Verbrechers, ſondern die ſittliche Evolution des
Menſchengeſchlechtes „beſſert“ den Menſchen und „ſchreckt ab“
vom Verbrechen. Es wird eine wehmütige Erkenntnis künftiger
Jahrhunderte werden, wenn' ſie angeſichts dieſer Wahrheit die
barbariſchen Strafen der jetzigen Zeit an ſich vorüberziehen
laſſen, wie wir es heute'mit der Vergangenheit tun.“ (Seite 527,
Band II.)

Aus dem Munde eines deutſchen Staatsanwaltes haben wir
zuvor ſolche Worte noch nicht vernommen! Entſprechend dieſer
Anſchauung, verlangt Wulffen die Behandlung der Rechts-
brecher. „So haben wir den Standpunkt gewonnen, von dem
allein wir die zweckmäßige und ethiſche Behandlung des Ver-
brechers ableiten können: aus dem Verhältniſſe des Menſchen
zum Mitmenſchen, aus der allgemeinen Menſchenliebe.“ Die
Geſellſchaft müſſe darauf verzichten, dem Rechtsbrecher, der ſich
ſchon ſelbſt entehrt habe, noch eine entehrtende Strafe aufzu-
erlegen. Der Rechtsbrecher müſſe angehalten werden, den an-
gerichteten Schaden wieder gut zu machen, wo aber eine
Schädigung nicht vorliege oder geltend gemacht wurde, ſei auch
eine Verfolgung nicht angebracht. Gegenüber gefährlichen Ver
brechern könne nur eine Sicherungsinternierung in Betracht
kommen, wie ſie gegenüber Geiſteskranken beſteht. Für die
nächſte Zeit ſchweben Wulffen Einrichtungen vor, wie ſie bereits
in Jackſon und Elwira in den Vereinigten Staaten von Nord-
amerika beſtehen. Das Reformatorium von Elwira baſiert be
kanntlich einzig und allein auf der Jdee, daß der Menſch, welcher
Böſes tut, ein Kranker iſt, der in den meiſten Fällen geheilt
werden kann. Das Wort „Gefängnis“ oder „Gefangener“
wird nicht gebraucht; man ſpricht von dem „Reformatorium“

und ſeinen Bewohnern. Die Jnternierten erhalten eine vor
treffliche Verpflegung, ſie genießen viel Freiheit und die Ge
legenheit zu einer beruflichen Ausbildung. Konzerte und
Theatervorſtellungen werden ihnen geboten uſw. Die Erfolge
ſollen ganz überraſchend ſein. Nur eine derartige Jnternierung
von gemeingefährlichen Rechtsbrechern hält Wulffen für zweck
mäßig und gerechtfertigt.

Die Kriminalität eines Volkes kommt nach Wulffen nicht im
richtigen Maße zum Ausdruck in den Rechcsbrüchen, auch die
„latente Kriminalität“, das ſittliche Niveau müſſe in Betracht
gezogen werden. Der wirtſchaftlich Stärkere nutze die ihm dienſt-
bar gewordenen Kräfte des wirtſchaftlich Schwächern vielfach
mit einer Rückſichtsloſigkeit aus, welche den Stempel der Un-
ſittlichkeit trage und die körperliche und pſychiſche Ausnutzung
füge den „Betroffenen oft größeren Schaden zu, als eine nach
dem Geſetze ſtrafbare Körperverletzung“. Der Staat handelt
aber gar nicht anders. „Wie hat der frühere Staat nach Kräften
die ſittliche Evolution zu hemmen geſucht. Wie hat er ſich der
geiſtigen Aufklärung mit allen Kräften widerſetzt, ſo daß ſie
das Volk ihm erſt im Blutbade der Revolution abringen mußte.
Nicht die Völker, ſondern die Staaten haben die Revolutionen
gemacht.“ (Seite 68, Bd. II.) Auch der moderne Staat ſei vom
ſittlichen Jdeal noch ſehr weit entfernt. Er beute ſeine unteren
Beamten und Arbeiter nicht minder aus, wie der private Unter
nehmer, er bereichere ſich von dem unſittlichen Gewerbe, fördere
Spiel und Wetten, zwinge gewiſſe Berufsklaſſen zum Zwei-
kampf uſw. Wulffen weiſt auch auf die Kinderarbeit, den Zu
ſammenhang zwiſchen Nahrungsmittelpreiſen und Verbrechen
hin und erklärt dann, die Entſchuldigungen, die der Staat für
ſich reklamiere, daß er auch nur eine Etappe in der Aufwärts
entwickelung ſei und ſich in einer Zwangslage befinde, müßten
auch für die Rechtsbrecher gelten: „Jch beanſpruche nur, daß
der Verbrecher mit demſelben Maße gemeſſen und daß ſeine Un
ſittlichkeit immer im Rahmen der ſtaatlichen Sittlichkeit, von der
ſeine eigene Sittlichkeit nur ein Teil ſein kann, geſehen wird.
Da eben alles Verbrecheriſche als die Verletzung eines „ethiſchen
Minimum“, aus dem Unſittlichen hervorgeht, ſo müſſen wir bei
der Jnterpretation des Verbrechens als einer Auflehnung des
Jndividualwillens gegen den geſchriebenen Gemeinwillen mit
Vorſicht und Nachſicht verfahren.“ Und es dränge ſich die Frage
auf, ob denn der Verbrecher wirklich eine ſo ſtarke Abweichung
von der Norm ſei.

Jntereſſant iſt auch, was Wulffen von dem Einfluß der Ar-
beit auf die Ethik des Proketariers ſagt. Dem Proletarier
fehle der Segen der regelmäßigen Arbeit, auch inſofern, als der
Proletarier in zahlloſen Fällen keine regelmätzige Arbeit hat.
Auf eine Kündigung von vierzehn oder acht Tagen, oder auf
gar keine Kündigung geftellt, ſteht er immer vor der Gefahr,
ſeine Arbeit zu verlieren. Unter ſolchen Umſtänden kann die
Arbeit dem Charakter keinen Segen bringen. Die Arbeitsvet
hätlniſſe des Proletariers ſind es alſo, welche ſeinen Charakter
nachteilig beeinfluſſen müſſen. Gs iſt ganz klar, daß die Vor

Die Hausliſten für den Jahrgang 1909 ſind den Herren Hauseigentümern bzw. Verwaltern zur Weiter

gabe an die verehrlichen Haushaltungsvorſtände zugegangen. ete:
genau und deutlich in die Hausliſten einzutragen und dieſe ſo ſchnell wie möglich weiterzugeben.

Letztere werden gebeten, die erforderlichen Angaben
Diejenigen

Gewerbetreibenden, denen eine beſondere Eintragungskarte für ihr Gewerbe ni ch t zugeſtellt wurde, mögen auf ſorg

Aufnahme im Gewerbenachweis benutzt werden. Da die

Abholung ver Hausliſten Freitag, den 2. Oktober,
beginnt, ſo richten wir an diejenigen Haushaltungsvorſtände, denen die

das Erſuchen, bei ihren Hauseigentümern oder Verwaltern wegen der Liſ
ſchleunige Eintragung Sorge zu tragen oder uns

fältiges Ausfüllen der einzelnen Rubriken in der Hausliſte achten, weil dieſe Angaben auch als Grundlage für die

Hausliſten bisher noch nicht vorgelegt wurden,

te Nachfrage zu halten und für eine
ihre Angaben unverzüglich direkt zugehen zu laſſen. Es empfiehlt

ſich, die Vorbeſtellung auf Adreßbücher gleichzeitig in die dafür vorgeſehene Spalte der Hausliſte einzutragen, da

mit Schluß des Vorbeſtelltermins 31. Oktober der um 1 Mark höhere Ladenpreis eintritt.
Da die Bewohner von Halle a. S. das größte Intereſſe daran haben, das Adreßbuch ſo vollkommen und

zuverläſſig wie nur möglich geſtaltet zu ſehen, dürfen wir wohl erwarten, daß a Einwohner durch genaue Ausfüllung der
Hausliſten und durch deren ſchleunige Weitergabe unſere mühevolle und koſtſpielige Zuſammenſtellung unterſtützen.

Halle a. S., den 28. September 1908.
Große Steinſtraße 11. August Scherl,

Deutsche Adreßbuch Gesellschaft m. b. H.



ausſetzungen für eine ethiſche entwickelung ungemein
günſtige ſind, wenn der Menſch in ter ſogialer und
finanzieller Poſition befindet. Wir, wir Beſitzende

haben,unſeren jahrelangen Kontrakt ſozuſagen in der
ndigung
chreckend

ſollten nur einmal auf vierzehn oder achttägige
geſetzt werden. Das Niveaun unſerer Ethik würde erſ
hinabſchnellen.“

So erkennt dieſer Staatsanwalt, daß die Beſitz und Arbeits
verhältniſſe im Staate „die Motive des
lichen ganz weſentlich zu verſtärken geeignet ſind“, alſo die Ver

brechen verurſachen, und er hofft, daß „der ſogiale Staat
kommen würde, welcher jedem Arbeitsfähigen ein Recht und eine
Pflicht zur Arbeit und ein Recht auf den vollen, auskömmlichen
Arbeitsertrag zuerkennen würde, womit nicht alle Verbrechen
verſ.)winden, wohl aber eine ganz weſentliche Milderung der
Kriminalität eintreten werde.“

Daß die Hoffnungen dieſes ethiſchen Staatsanwaltes ſich nur
mit dem Siege des ſozialiſtiſchen Klaſſenkampfes erfüllen
können, hat unſeres Erachtens Herr Wulffen in ſeinem inter
efſanten Kapitel über den Staat ſelbſt beſtätigt

Ein Kulturdokument wirtſchaftlicher Abhängigkeit

iſt der Vertrag, den die Stadtbahn Halle ihren Angeſtellten auf-
zwingt. Derſelbe lautet folgendermaßen:

Verhandelt
Halle a S., den

bei der
Allgemeine Elektrizitäts- Geſellſchaft Stadtbahn Halle.

Auf Grund ſeiner Bewerbung vorgeladen, geſtellte ſich heute

der bisherige geboren am.an Kreis verheiratet, Vatervon Kindern, zurzeit wohnhaft verſichertzu ſein, ſteht im Militärverhält-

und erklärt:
noch nicht gerichtlich beſtraft
niſſe als:

1. Nachdem ich heute als für den Dienſtder Allgemeinen Elektrizitäts- Geſellſchaft Stadtbahn Halle an-
genommen bin, verſpreche ich in dieſer Stellung treu und gehor-

ſam zu ſein und alle mir vermöge meiner Stellung obliegenden
Pflichten nach beftem Wiſſen und Gewiſſen genau zu erfüllen.

Die für den Straßenbahndienſt erlaſſene Polizeiverordnung
vom 2. Juni 1899 und die Dienſtanweiſung für die Führer
elektriſcher Motorwagen vom Jahre 1901, mit deren Jnhalt ich

bekannt ſein muß, ſowie die zu denſelben etwa noch zu er
laſſenden Nachträge verſpreche ich gewiſſenhaft zu beobachten.

2. Während der Dauer meiner Beſchäftigung iſt die Geſell
ſchaft täglich zu meiner Entlaſſung berechtigt, ſobald meine
Dienſtführung dazu Veranlaſſung bietet, während ich nur des
Montags nach vorgängiger achttägiger Kündigungsfriſt aus
dem Dienſt treten darf.

2a. Außer dem Fall unter Nr. 2. hält ſich die Allgemeine
Elektrizitäts- Geſellſchaft Stadtbahn Halle auch an eine acht-
tägige Kündigung gebunden.

3. Für meine Dienſtleiſtung habe ich täglich 2,50 Mark Lohn
und 3 Prozent Anteil meiner Fahreinnahme zu erhalten,
außerdem die Zuweiſung eines Dienſtanzuges zum Tragen im
Dienſte, der jedoch Eigentum der Geſellſchaft bleibt.

4. Auf Tagegelder und auf Gewährung des Dienſtanzuges
habe ich erſt von dem Tage ab Anſpruch, welchen die Direktion

der Allgemeinen Elektrizitäts- Geſellſchaft Stadtbahn Halle be
ſtimmen wird. Für die Verſäumnis, welche ich durch die Mel
dung habe und während Erlernung des Dienſtes erwachſen
wird, darf ich unter keinen Umſtänden Vergütung beanſpruchen.
5. Ohne dieſerhalb einen Tagegelderabzug zu erleiden, hoffe
ich innerhalb eines Monates zwei volle Tage vom Dienſt frei zu
ſein, deren Beſtimmung der Verwaltung zuſteht. Jch bin
jedoch verpflichtet, auch an den freien Tagen auf Verlangen der
Verwaltung unweigerlich Dienſt zu tun.

Ausbleiben vom Dienſte an anderen Tagen ohne Urlaub,
oder ohne daß ich krank bin, berechtigt die Direktion nicht allein
zur Einbehaltung der Tagegelder für die Dauer dieſer Ver
ſäumnis, ſondern auch zu meiner ſofortigen Dienſtentlaſſung.

5a. Jch erkläre hierdurch ausdrücklich, daß, wenn ich, ohne
vrdnungsmäßig gekündigt zu haben, meinen Dienſt verlaſſe
(oder meine Arbeit niederlege) meine Kaution S 9 vhne
weiteres der Allgemeinen Elektrizitäts- Geſellſchaft Stadtbahn
Halle als Vertragsſtrafe zufallen ſoll.

6. Jch verpflichte mich, der eingerichteten Krankenkaſſe beizu-
treten und die ſtatutengemäßen Krankenkaſſenbeiträge zu zah-
len, ermächtige auch hiermit die Direktion, ſolche bei den Lohn-

zahlungen in Abzug zu bringen und für mich an die Kranken-
kaſſe abzuliefern.
T. Die von den Fahrgäſten zu zahlenden Fahrgelder ſind mir
„anvertrautes Eigentum der Geſellſchaft, ſo daß ich zu deren
treuen und gewiſſenhaften Ablieferung verpflichtet bin. Auch
bin ich belehrt, daß ich durch Mitnahme von Fahrgäſten, die
keinen Anſpruch auf freie Beförderung haben, ohne Erheben von
Fahrgeld abſichtlich über Vermögensanſprüche der Geſellſchaft

zu deren Nachteil verfügen würde und wegen Untreue nach
S 266 Nr. 2 des Strafgeſetzbuches beſtraft werden könnte.

8. Zu meinen Dienſtobliegenheiten gehört, wie ich hiermit
ausdrücklich anerkenne, die pünktliche und gewiſſenhafte Befol-

gung der beſtehenden oder etwa noch zu erlaſſenden Diszipli
narordnungen für die Bedienſteten der Stadtbahn Halle, mit
deren Jnhalt, ſowie dieſelben bereits beſtehen, ich bekannt bin.
Jeder Fall meines Zuwiderhandelns würde ſich als eine Ver-
letzung meines Dienſtvertrages durch die nicht gehörige Er-
füllung kennzeichnen.

Jch verpflichte mich hierdurch, für jedes einzelne Zuwider-
handeln gegen eine beſtehende oder zu erlaſſende Dienſtvor-
ſchrift ein Reugeld von 1 bis zu 10 Mark zu zahlen und er-

mächtige die Direktion, deſſen Höhe zu beſtimmen, den feſtge
ſtellten Betrag mir vom Gehalt zu kürzen und für mich an die

Unterſtützungskaſſe abzuliefern, und entſage hiermit ausdrück-
lich jeder gerichtlichen Entſcheidung darüber. Ueberhaupt unter-
werfe ich mich für mein Zuwiderhandeln gegen eine Dienſt-
vorſchrift der dafür vorgeſehenen, von der Direktion gegen

mich feſtzuſetzenden Strafe
9. Jch bin verpflichtet

a) zur treuen Abführung in den Wagen zurückgebliebener
oder auf andere Weiſe kraft meiner Stellung in meinen
Beſitz bezüglich meinen Gewahrſam kommender Gegen

J ſtände jeglicher Art
b) der Stadtbahn Halle für alle diejenigen Schäden und

Koſten aufkommen, welche ihr aus meiner Dienſtfüh-
rung auch während der Lehrzeit unmittelbar oder mittel-
bar erwachſen werden. Deshalb beſtelle ich für alle von

S mir zu vertretenden Schäden und Koſten Einhundert-
v ſiebzig Mark Kaution, welche mir in monatlichen Raten

von zehn Mark vom Gehalt gekürzt werden.
Dieſe Kaution ſoll außer in dem im F da erwähnten Falle

auch ſchon dann als Konventionalſtrafe verfallen ſein, falls mir
eine Veruntreuung nachgewieſen wird, unbekümmert um die

Höhe des Betrages. Auf keinen Fall bin ich berechtigt, die Kau
tion während eines ſchwebenden Unterſuchungs oder Ermitt-

r unbeſchadet ſeiner Dauer oder vor Ablauf von
drei Monaten nach Beendigung meines Dienſtverhältniſſes
zurückzufordern.

10. Schließlich erkenne ich an, daß mir
a) Folgſamkeit und unbedingter Gehorſam gegen alle

Vorgeſetzte, Höflichkeit gegen ſämtliche GeſellſchaftsBe
amte.

d) anſtändiges, ruhiges und zuvorkommendes Benehmengegen die Fahroeſte

o) Vermeidung von Zank und Streit mit NebenAngeſtell
ten aller Dienſtklaſſen,

d) vollſtändige Nüchternheit ausdrücklich zur Pflicht ge
macht iſt und ich im Zuwiderhandlungsfalle dagegen,
ganz beſonders aber im der Trunkenheit, mit un
nachſichtlicher ſofortiger Dienſtentlaſſung bedroht bin,

e) auch andere Beſchäftigungen als die, welche gewöhnlich

einem. huzukommen pflegen über
tragen werden dürfen, ohne daß mir dafür eine be-
ſondere Vergütung zuſteht, und daß ich vor definitiver
Anſtellung als Schaffner den Wagenführerdienſt unter
den im S 4 genannten Vedingungen erlernen muß.

11. Sollte ſeitens der eiſenbahntechniſchen Aufſichtsbehörde
aus irgend welchen Gründen meine Entlaſſung von der Stadt
bahn Halle verlangt werden 62. II. der Bau und Betriebs
vorſchriften für Straßenbahnen mit Maſchinenbetrieb vom
26. IX. 1906), ſo habe ich aus dieſem Vertrage keine weiteren
Rechte herzuleiten und kann ſofort zntlaſſen werden, ohne daß
die Direktion mir länger Gehalt zu zahlen braucht, als meine
Dienſtzeit gedauert hat.

12. Jch verpflichte mich in der mir gelieferten Dienſttaſche
ſtets 30 Mark Wechſelgeld zu führen.

13. Jch erkenne hiermit an, daß ich ohne Genehmigung der
A. E.-G. Stadtbahn Halle private Nebenbeſchäftigung nicht
haben darf..

Allgemeine Elektrizitäts- Geſellſchaft Stadtbahn Halle.

n unierſchrift

Wir ſagen ausdrücklich: aufzwingt, denn wer den Ver-
trag nicht unterzeichnet, wird nicht angeommen. Nun könnte
man einwenden, einen ſolchen Vertrag, wo die Direktion alle
Rechte hat, den Angeſtellten aber alle Pflichten aufge-
halſt werden, dürfte niemand unterſchreiben, wenn er ihn vor
dem Unterſchreiben zu leſen bekäme. So wird er aber meiſt
mehreren Angeſtellten zu gleicher Zeit und in der Regel dann,
wenn ſie bald zum Dienſt müſſen, vor geleſen, recht ſchnell,
ev. auch nicht recht deutlich, ob alles vorgeleſen wird, kann
niemand nachher beſchwören, und mit dieſer „Kenntnisnahme“
des Vertrages wird unterſchrieben. Jn die Hände bekommt der

Angeſtellte den Vertrag in der Regel erſt dann, wenn er ent
laſſen wird und nun glaubt, Anſprüche machen zu können. Da
präſentiert man ihm den unterzeichneten Vertrag, worin er
ſich aller Rechte begeben hat. Wird der Angeſtellte dann unge
mütlich, daß man ihm den Vertrag nicht vorher gegeben hat,
dann heißt es: Warum haben Sie ihn nicht verlangt?

Nun zu dem Vertrag ſelbſt. Daß die Unterſchrift auf die
von uns geſchilderte Art erlangt wird, beweiſt ſchon, daß die
Rubrik Verhandelt; Halle, den nicht ausgefüllt iſt,
weil eben keine „Verhandlung“ ſtattfindet.

Daß der Vertrag geſetzwidrig, den guten Sitten nicht ent-
ſprechend iſt, beweiſt Punkt 2, wo die Direktion jederzeit zur
Entlaſſung berechtigt iſt, während der Angeſtellte nur Montags
auf acht Tage kündigen darf, denn das unter 2a Geſagte kommt
in Wirklichkeit gar nicht in Frage, weil bei einem Angeſtellten,
der entlaſſen werden ſoll, eben ſt et s etwas gefunden werden
kann, das zur ſofortigen Entlaſſung „berechtigt“. Tatſächlich
ſind von den vielen Hunderten, die ſchon bei der Stadtbahn
tätig waren, nur ſehr wenige unter Beobachtung der Kündigung
gegangen worden, die Regell iſt: ſofortige Entlaſſung, oft
unter den nichtigſten Gründen.

Während der „Lehrzeit“ bekommt der Anzufſtellende keinerlei
Entſchädigung, aber für alle Schäden und Koſten während der
„Lehrzeit“ muß der Lernende nach S 9b doch aufkommen, des
halb muß er auch 170 Mark Kaution ſtellen, aber nicht etwa
durch moncgtlichen Abzug von zehn Mark, wie es ſchon in dem
ſelben Abſatz heißt, ſondern die muß er mindeſtens zur Hälfte
ſofort, die andere Hälfte in kürzeſter Friſt ſchaffen, ſonſt wird
er eben nicht angeſtellt. Die Anſtellung und damit die Bezah-
lung der Tagegelder hängt ganz vom Ermeſſen der Direktion
ab. Schön iſt auch, daß der Angeſtellte auf zwei freie Tage im
Monat „hoffen“ darf. Ob er ſie bekommt, iſt eine andere Frage,
denn er iſt verpflichtet, auch an dieſen freien Tagen Dienſt
zu tun, wenn es verlangt wird. Und das wird nur zu oft ver
langt.

Das Allerſchönſte aber iſt, daß die Direktion die Kaution als
Vertragsſtrafe innebehalten kann (alſo ev. 170 Mk.), wenn
der Angeſtellte ohne Kündigung den Dienſt verläßt. Das ſteht
erſtens in gar keinem Verhältnis zu der horrenden Bezahlung
von 2,50 bis 2,70 Mk. pro Tag und dann, wo bleibt denn die
Vertragsſtrafe, wenn die Direktion den Angeſtellten ohne Grund
entläßt? Auch dieſer Paſſus widerſpricht den guten Sitten und
iſt ungeſetzlich. Daß bei dieſer geradezu ſcheußlichen Bezahlung
(denn die 3 Prozent Anteil von der Einnahme werden ebenfalls
durch verſchiedene feine Einrichtungen verringert. Hatte doch
ein Schaffner in zwölf Tagen nur 2,65 Mk. Anteil) es aber bei
jeder Gelegenheit Strafen regnet, und dann in der Regel nicht
unter drei Mark, ſei nur noch nebenbei bemerkt. Und dann
wird die Kaution unter keinen Umſtänden früher als drei Mo
nate nach Auflöſung des Dienſtverhältniſſes ausgezahlt, ſo
daß es manchem armen Teufel unmöglich gemacht wird, eine
andere Stelle anzunehmen, wozu er die Kaution ev. braucht.
Wer berechtigt die Direktion, das ihr nicht gehörige Geld ſo
lange dem Eigentümer vorzuenthalten?

Andere „Schönheiten“, die noch beſonders erwähnenswert,
ſind. daß der Schaffner 30 Mk. Wechſelgeld aus ſeiner eige-
nen Taſche haben muß, die ihm täglich in den mit der Firma
der Stadtbahn verſehenen Papierſäckchen zur Verfügung ge-
ſtellt werden, und daß der Angeſtellte keine private Nebenbe
ſchäftigung betreiben darf. Bei der ſo horrenden Bezahlung
hat das ein Angeſtellter auch gar nicht nötig, es würde ihm
aber bei der täglichen Arbeitszeit auch gar keine Zeit dazu blei-
ben. Von anderen in dieſem geradezu grandios ausgeklügelten
Muſtervertrag enthaltenen Schönheiten wollen wir gar nicht
reden, die kann jeder Leſer ſelbſt herausfinden.

Daß angeſichts eines ſolchen Arbeitsverhältniſſes die Stadi-
bahn der reine Taubenſchlag iſt, kann man angeſichts dieſes
Vertrages nur zu gut verſtehen. Bemerken wollen wir nur noch
zum Schluß, wie die rigoroſen Beſtimmungen dieſes Vertrages
mit ſeinen Strafbeſtimmungen es mit ſich bringen, daß die
Wagenführer bei einer Verſpätung durch ſchnelles Fahren ver
ſuchen, der Strafe zu entgehen, denn ſelbſt bei einer Minuke
Verſpätung gibt es Strafe, während bei längerem Fahren über
die Dienſtzeit hinaus es keine beſondere Vergütung gibt. Durch
das ſchnelle Fahren werden oft Unglücksfälle verurſacht, die
vermieden würden, wenn das Strafſyſtem nicht zu ſehr ausge
prägt wäre. Jm Jntereſſe der Sicherheit des Publikums, wie
im Intereſſe der Angeſtellten äre es dringend notwendig daß

mm

die Aufſichtahehörde den Mißſtänden bei derdurch den Vert d andere unt. einmal
ne möchte

Ssowurgericht.
Halle, 25. September.

i ri at Red 1 diAmege en Wer er als Vaibigett

wirkten die Rechtsanwälte: Herzf fo Czarnikow und
Schille r. Verhandelt wurde gegen den Zimmermeiſter
und Bauunternehmner Erdmann Ohme von hier wegen

betrügeriſchen Bankrotts,
ſeine Ehefrau, Lina O

ck und den 3don hier, wegen Beihilfe zum betrügeriſchen Bankroit

ann von 49 Se
o

f worden
rnr, ſtädtiſches Muſeum auf der Moritzburg u, a. mit be

igt
Vor etwa neun Jahren trat Ohme mit dem hie Bank

W Schauſeil in Verbindung. Sejn Kreditkonto wuchs im
aufe der Zeit auf 192 000 Mark an. Zweimal nahm er dem

Bankier Grundſtücke ab, die auf en Betreiben ſubhaſtiert
werden ſollten. Namentlich vor Verſteigerung eines d
Hälfte an hehene Rohbaues bat der Bankſer dringend,
doch den en zu tun, das Grundſtück zu übernehmen und
den Bau zu Ende zu führen. Nach Ohmes Behauptung ſoll
dieſe Gefälligkeit die Haupturſache ſeines Unglücks geworden
ein. Er habe in den Rohbau ſehr viel Geld ſtecken müſſen,

aber von dem Bankier trotz ſeines Verſprechens
ne Baugelder mehr erhalten.
Am 25. März 1907 weigerte r e Ohmeſche

ark e en.Akzepte im Geſamtwerte von 5000 eiSchreiben wurde Ohme mitgeteilt, ſein Konto ſei ſo ped beien

daß eine e nicht mehr eintreten könne. Ohme
machte ſch ch Vorſtellungen, die aber ohne Erfolg vlieben.

Jn den folgenden Tagen tat nun Ohme mehrere Schritte,die nach etöſing des Konkursverfahrens den Verdacht er-
regten, er e in Porauisſeht des Konkurſes Vermögensſtücke
beiſeite ſchaffen und durch Scheinverkäufe die Konkursgläubiger
benachteiligen wollen.

Am 27. März 1907 vereinbarte Ohme mit ſeiner Frau nach
18jähriger Ehe Gütertrennung. Ferner erkannte er in einer
Schuldurkunde an, von ſeiner Frau ein bares Darlehen in
Höhe von 45 000 Mark erhalten zu haben. Dieſe Forderung
r Frau ließ er als Hypothek auf ſein Grundſ in der

aubenſtraße eintragen. Am 2. April verkaufte er es für
127 000 Mark an den Kaufmann Jſidor Glück. Der Käufer
übernahm außer der Hypothek von 45 000 Mark noch eine
frühere von 80 000 Mark. Den Reſt des Kaufpreiſes im Be
trage von 2000 Mark, zahlte er in bar. Hiervon erhielt der
Agent Karl Fiſcher, der den Verkauf vermittelt hatte, 1500
Mark. Mit dem Grundſtücke verkaufte O auch noch eine
Quantität Bau und Nutzhölzer, die auf dem Hofe und in
einem Schuppen lagerten, an Glück. Einen anderswo belege
nen Schuppen mit Baumaterialen veräußerte er an einen Bau-
unternehmer für 306 Mark. Am 4. April zedierte er an Glück
eine Forderung für Zimmerarbeiten im Werte von 2000 Mk.,
als Sicherheit für den Preis einer ungefähr gleichwertigen
Wäſcheausſtattung, die Glück, der für eine Geraer Firma reiſt,

mes noch nicht verlobte Tochter geliefert hatte.
Am 6. April erlitt Ohme durch einen Sturz von einer Lei-

ter einen ſchweren Schädelbruch, der ihn für lange Zeit aufs
Krankenlager warf. Er war ganze acht Wochen be
ſinnungslos. Am 25. April beantragte der Bankier die
Konkurseröffnung über Ohmes Vermögen.

Die Ohmeſche Konkursmaſſe wird höchſtens 15 Prozent er-
geben. Das Konkursverfahren iſt noch nicht beendet. da eine
ganze Anzahl Prozeſſe infolge der verwickelten Verhältniſſe
notwendig geworden iſt. Jn einem ivilgerichtlichen Urteil des
Naumburger Oberlandesgerichts iſt die Anſicht ausgeſprochen
worden, es unterliege fur das Gericht nicht dem geringſten
Zweifel, daß Ohme durch die Zeſſionen und Verkäufe die
Konkursgläubiger habe benachteiligen und für ſeine Familie
noch retten wollen, was zu retten ſei.

Ohme erklärte dagegen vor dem Schwurgericht, er peſtreite
an entſchieden, ſich irgend eine unehrliche und unreelle Hand-
ung erlaubt zu haben. Er habe nach der Weigerung des

Bankhauſes noch keineswegs gefürchtet, nunmehr vor dem Kon-
kurſe zu ſtehen. Er ſei, als er auf ſeinem Krankenlager end
lich wieder zur Beſinnung kam und von der Konkurseröffnunerfuhr, über das Vorgehen des Bankhauſes äußerſt erſtaun

geweſen. Das Bankhaus habe ihn zu ſeinem Schaden erſt
zur Uebernahme unvorteilhafter Grundſtücke beredet und ihn
dann durch Entziehung des Kredits ſitzen laſſen. Mit ſeinem
Vorgänger in der Taubenſtraße habe man es auch ſchon ſo
gemacht.

Seine Ehefrau bekundete in Uebereinſtimmung mit ſeinen
eigenen Angaben, ſie habe ihm 6800 Mark mit in die Ehe ge
bracht. Dieſes Geld habe ſie ihm, als er ſich 1896 ſelbſtändig
machte, zur Verfügung geſtellt mit der Bedingung, daß ſie an
ſeinem Geſchäftsgewinn zur Hälfte teilnehme. Durch neun

r habe ſie einen Gewinnanteil von insgeſamt
000 Mark erzielt. Ferner habe ſie ein halbes Jahr lang

ein Materialwaarengeſchäft in einem der Ohmeſchen Häuſer
ſelbſtändig ein und bei dem Verkauf 1800 Mark verdient.
e habe ſie bei dem Bankhaus für ihren Mann Bürg-
ſchaft in Höhe von 20 000 Mark geleiſtet. Jn Wahrheit habe
ſich ihr Guthaben bei ihrem Mann alſo auf mindeſtens 56 000
Mark belaufen. Daß ſie nur eine priye von 45 000 Mark
auf ihren Namen habe eintragen laſſen, ſei deshalb geſchehen,
weil das Grundſtück eine höhere Hypothek nicht mehr habe tra-
gen können.

Seitens der Anklagebehörde wird bezweifelt, daß Ohme ſei
ner Frau etwas ſchülde. Sie habe ihrem Manne „eigentlich
ar nichts“ in die Ehe und nach dem Tode jhresVaters eines Fleiſchermeiſters in Beiderſee, nur 400 Mark ge

erbt. Der Bankier hat Ohmes Vermögen früher in einer Aus
kunft an die Reichsbank auf 30 000 Mark geſchätzt. Seinen
Charakter hat er darin als ehrenwert, ſolid und fleißig be
zeichnet.

Der Kaufmann Jſidor Glück beſtritt ſehr energiſch, dasHaus in der Taubenſtraße nur zum Scheine gekauft zu haben.
Schon reichlich fünf bis ſechs Wochen vor dem 2. April 1907
ſei er auf Betreiben des Agenten Fiſcher mit Ohme a
des Hauskaufes in Verhandlung getreten. Von irgend welcher
ſchwierigen Lage des Ohme habe er kein Wort gewußt, dieſen
vielmehr für einen ſehr ſichern und wohlhabenden Mann ge-
halten. Er ſei ſich keiner Schuld bewußt; im Gegenteil, er
ſei ja durch den Kauf unglücklich geworden und geradezu zu
grunde gerichtet. Für 3000 Mark habe er noch in das Un-
glückshaus hineinbauen müſſen; ſeit einem halben Jahre ſtän-
den die Wohnungen leer, das bedeute einen weiteren Verluſt
von 3000 Mark. 8009 Mark habe er alſo bereits an dem
Hauſe rerloren und werde noch froh ſein müſſen, wenn er
höchſtens 100 000 Mark dafür erhalte.

Der Agent Karl Fiſcher beſtritt nicht minder entſchieden als
Glück, bei dem Hausverkauf Schiebungen beabſichtigt oder bei
Ohme irgendwie vorausgeſetzt zu haben. Er habe es nie
anders gewiißt, als daß Ohme ein durchaus ſicherer und beſt
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Dhmes Verieidiger beſtritt, daß die Forderungen nur er
a geh eſer Nachweis ſei durch die Beweisaufnahme

Verteidiger von Ohmes Frau führte an, daß nach demgerlichen S die Ehefrau berechtigt iſt e e
rſtellung ihres r zu verlangen, ſobald ſ

nde zur Beſorgnis für deſſen Sicherheit ergeben.
Die Verteidiger hielten die Anklage gegen Ohme und ſeine

Mitangeklagten für ſo mangelhaft g t, daß ſie auf die Ver

Se beten. Hungaatsanwalt be ortete die di ämtlicher Angeklagten. f re n
r Spruch der Geſchworenen lautete jedoch auf Nicht

ch ul di g. Die Angeklagten wurden daher freigeſprochen.
Die Sitzung erreichte erſt abends 6 Uhr ihr Ende.

Vorſtgender: Halle a. S., 28. September 1908.
orſitzender: Landgerichtsrat Redantz. Die Anklage vertratStaatsanwalt Parge und als Watehiger wirkte Juſtizrat

Weißler. In der heutigen letzten Sitzung dieſer Periode wurde
r 4 jährigen Geſchi rer Franz Barth aus Anhalt,

in Höhnſtebt, verhandelt. Der Angeklagte iſt verheiratet,
r von fünf Kindern und wurde des

Sittlichkeitsverbrechens
beſchuldigt. Er übexfiel am 6. Jnni auf der Landſtraße vWert nach Stumsborf ein a Mädchen mir
es zu vergewaltigen. Die Verhandlung entzog ſich wegen Sitten
gefährdung der Oeffentlichkeit und hatte das Ergebnis, daß der
Angeklagte zu einem Jahr Gefängnis
und drei Jahren Ehrverluſt verurteilt wurde.

Aus den Nachbarkreſſen.
Zeitz, 27. September. Ein außerordentlicher

Kreista 4 Am Sonntag, den 4. Oktober, findet im
ren ämpfe ein außerordentlicher Kreistag ſtatt, der ſich

not macht durch die abweichende Abſtimmung des Dele-
gierten des Kreiſes in der Budgetfrage. Der Kreistag wirde tags 2 Uhr eröffnet, die Delegierten per ſich do ein

mit
ten, daß die aus der Richtung Weißenfels kommenden

e um 1 Uhr 21 Min. in Zeitz eintreffen, die aus
awig aber ſchon 11 Uhr 47 Min. vormittags

müſſen, dagegen können die aus Richtun e
benutzen, der um 1 Uhr 18 Min. hier
der zu wählenden Delegierten iſt durch

ichtung

ommt. Die Zahdas Statut geregelt, die Vorſitzenden ſollen aber darauf achten,
nicht

r Verein. Morgen,findet die Verſammlung beim Genoſſen Kämpfe
ſtatt. e Tagesordnung iſt ſt wichtig, deshalb ſollen alle
männlichen und weiblichen Mitglieder kommen.

msdorf, 26. Sept. (E. B.) Beim Gutsbeſitzer Pretzſch im
benachbarten Kadiſchen erkrankten heute nag dem Genuß von
Wurſt 16 bei Pretzſch beſchäftigte Perſonen. Sämtlichen Perſonen
wurde von dem ſchnell herbeigerufenen Arzt der Magen aus-
geſpült. Gefahr ſcheint bei niemanden zu beſtehen.

daß die c Zahlen ſtets voll ſein müſſen,
angen.

Sozial

Wittenberg, 25. September. E. B.) Schöffe icht.u weichen Laten ſi chöffengerichn Arbeiter noch immer begeiſtern,
vies ſo recht die letzte Sitzung. Gelegentlich eines Tanzver-

r im Schweigzergarten war ein kleiner Streit entſtanden.
ie Folge hiervon war, daß die Arbeiter Otto Klingner-Kl.-

Wittenberg, Hermann Lehmann-Pieſteritz und noch zwei
weitere unerkannte Perſonen dem Schloſſer Göbel auflauerten
und ihn in der unmenſchlichſten Weiſe bearbeiteten. Obendrein

ngeklagten, ſie hätten ſich in der Notre die beidenwehr befunden. Das Gericht verurteilte Klingner zu 30, Leh-
mann zu 20 Mk. Geldſtrafe und beide zur Tragung der Koſten.

Ebenfalls wegen Körperverletzung und Sachbeſchädigung an
iſt der Tiſchler Otto Schmidt aus Wüſtemark bei

ittenderg. Er war infolge ſeines Betragens aus dem
wer Tanzlokale in Jſerbegka hinausgeworfen worden;
hierauf warf er einen Stein durch das Fenſter auf die Tanzen-
den und traf eine Tänzerin ſo ſchwer, daß ſie längere Zeit in
ärztlicher Behandlung war. Unter Tragung der Koſten wird
auch er zu 20 Mk. oder vier Tagen Gefängnis verurteilt. Wären
alle Arbeiter aufmerkſame Leſer unſeres Volksblattes, ſo
dürften ſolche, von großer Roheit zeugenden Exzeſſe zu den Un
möglichkeiten gehören; ſie würden dann erkennen, wie vielnutzbringender die Arbeiter ihre Kräfte im Dienſt unſerer vor
wärts ſtrebenden Bewegung verwenden können.

Der Auszügler Okler aus Prühlitz hat unberechtigt Kirſchen
im Garten des Fabrikbeſitzers Stürmer r hat vom
Amt Elſter ein Strafmandat über 1,50 Mk. erhalten, wogegen

erichtliche Entſcheidung beantragte, die ihm aber neben denvſlen eine Strafe von 8 Mk. einbringt. Auf fremdem
agd gebiete ſollte der Fleiſchermeiſter Wilhelm Anger

aus der Charlottenſtraße (Friedrichſtadt) ein Kaninchen erlegt
haben. Durch die rn werden jedoch die gegen-ſo daß er freigeſprochen

wird. Damofieſteritz, 26. September. (E. B.) Aus dem Dampfſägewerke
er Arbeiter K., ein alter Mann von über

Er wurde verhaftet und in die
e geſperrt. Heute morgen fand man den Alten

Mußte man den alten Mann, der
nſitz hatte, wirklich einſperren

r entwendet.
hieſige Arreſtze

doch hier ſeinen Wo

Merſeburg, 27. Sept. Ein neuer Zug wird ab 1. Oktober vonhier 35 Mücheln den Verkehr erleichtern. Der Zug geht
nachmittags 4.05 Uhr hier ab und iſt 4.40 Uhr in Mücheln.

aſſendorf, 25. September. (E. B.) Eine erhebliche
a kühlung zog ſich am 1. April d. J. der Wachtmeiſter
Baumann von Hier gelegentlich einer Siſtierung an einem
Teiche der Paſſendorfer Wieſen zu. Als er am genannten Tagedort zwei ga onen, u. a. den Arbeiter Franz Vinzenz, bei dem

unerlaubten Angeln antraf, ging er auf den Angler zu, um
eine Perſonalien feſtzuſtellen. ine rief: „Ja, einenkönnt hr ſchon feſtnehmen, aber Spitz

n feſtzunehmen, dazu ſeid hr F dumm; kommſt Du aber
ran, dann mußt Du mit hinein.“ Als der Wachtmeiſter dann
den Vinzenz griff, lief letzterer in den kühlen Teich hinein und

er ſich an den Arreſtanten feſthielt, ging mit.
Vinzeng rief dann „Du mußt immer weiter mit und die
beiden im Waſſer Kämpfenden wären bald dabei ertrunken, ſo
ſagte der Arreſtant, der heute vor dem Schöffengericht Halle
wegen Widerſtandes und Beamtenbeleidigung angeklagt war.
Der Angeklagte räumte den Sachverhalt ein und wurde zu einer
Woche Gefängnis verurteilt. Beantragt waren zwölf Tage.

Elſterwerdag, 26. September. (E. a Da der Wirt vom Kron
Bauer, der Lokal Kommiſſion gegenüber erklärt hat,ri Herr i u keiner Verſammlung mehr zur Vere wir die Partei und Gewerkſchaftsgenoſſen,

die uns ſonſt ur ügung ſtehenden Lokale nach Bedarf zu beſuchen. Zurleich machen wir darauf aufmerkſam, daß Mittwoch
die Kartellſitzung, Donnerstag die au erordentliche WahlVereins
Verſammlung im Gaſthof zur Surr er iren ndet

Die Lokal Kommiſſion
Der Vorſtand des ſozialdemokratiſchen Wahl Verein.

tſchen tember, (E. B.) Wie es der jungenWitze taeſi Dieſe Tage kamen einige junge Leute vom
ilitär zurück, die vor ihrer Dienſtzeit jahrelang auf Grube

ngszeugen verzichten r dürfen glaubten.

die unter der g

Robert bei Waren geurveirer yaben.wieder P arbeiten zu können. Aber De ſthit
Se beee Jch ch feinen t eder h u ſhHecht

mehr, e genuet So So aberderr Na
n

ſo, umann, re werden dieſe
geht es den Proleta Erſt werden ſie ausgebeutet

dann 3 der Vater Staat auf einige Phre e
iſer und Reich“ ſollen. Haben ſie e Zeit glück

ich überſtanden und wollen Wwinig dem Kapitalismus
wieder opfern, ſo wird ihnen nicht einmal dieſes gewährt. Wer
aber gert nun für dieſe junge Reſerve, damit ſie nicht vielleicht
im i de i 2ndſra d z gen M wenn esni ie Organiſationen tun, denen ſie ſi dieſen haben.Und dann verlangt man auch dieſe hungeriden eſerviften
ſollen ſich den Soldatenvereinen anſchließen und bei jeder Gelegenheit Hurra brüllen. i es

Artern, 26. Sept. (E. B.) Die in den Genoſſenſchaftshäuſernwohnenden Arbeiter geſchwerten ſich beim Ware rer den

angeblich von ihm getanen Ausſpruch vom armen Arbeiterpack.
Wie wir mit Recht vermuteten, verwahrte ſich der Bürgermeiſter
dagegen, da er dieſen Ausſpruch nie getan habe. Jhm ſeien die
Arbeiter gerade ſo lieb wie die Beamten. Auf die Forderung
der Arbeiter, dem Poliziſten, der dieſe Mär verbreitet hatte, eine
Rüge zu erteilen, ging der Bürgermeiſter ein. Die Arbeiter als
armes Pack zu W ſtammt alſo aus dem eigenen Hirn des
reichen Poliziſten. Die Arbeiter werden ſich das merken. Der
neue Poliziſt int übrigens außerordentlich dienſteifrig zu ſein
und dabei die Arbeiter beſonders lieb zu haben. Hierfür e
nur ein P Vor dem Konſum ſtanden drei Frauen. Da
kamen zwei polniſche Arbeiter und fragten nach dem Vermieter
Tierſchlag. atürlich wieſen die Frauen die Arbeiter zurecht.
Da kam der Poliziſt und fragte, was die Polen gewollt hätten.
Nachdem ihm die Frauen Beſcheid gegeben Gpeien ſagte er be
zeichnenderweiſe: Solchen Menſchen müſſen Sie keinen Ausweis
geben. Will der Poliziſt hier etwa ſeine hakatiſtiſchen Neigungenverpflanzen Da iſt Artern kein Platz dazu, da muß er on
nach Oſtpreußen e Wir betrachten alle Arbeiter als Brüder,

eichen Miſere leiden, ob es nun Deutſche oder
Polen ſind.

Während der Typhusepidemie will der Magiſte alle Wochen
einen öffentlichen Bericht geben. Bis zum 21. Aber waren
beim Magiſtrat 39 Fälle gemeldet.

Hleine Chroniß.
Der Briefträger Arndt aus Klitzſchmar, der ſchon ſeit

einigen Tagen vermißt wurde, hat ſich im Abort eines Gaſt-
r in Kl.-Kyhna erhängt. Ein Schloſſerlehrling inSchkölen kam in die Bohrmaſchine, wobei dem armen un

gen der ganze Arm zerquetſcht wurde. Beim Paſſieren eines
Bahnüberganges wurde ein Ochſengeſpann überfahren. Die
Ochſen waren ſofort tot, der in Kuckenburg bedienſtete
Knecht wurde ſchwer verletzt, daß er auf dem Transport
nach der Halleſchen Klinik verſtarb. Zwei Feldarbeiterinnen
wurden nur leicht verletzt. Beim Seiltänzerſpielen fiel in
Breitenſtein einem 15 jährigen Knaben ein Pfahl auf
den Kopf, in demſelben ein und e den Jungen ſo
ſchwer, daß er be an den Verletzungen ſtarb. Jn Zehbitz
ſchlug ein Pferd en Landwirt ſo heftig ins Geſicht, daß der
Getroffene ba darauf ſtarb. Zwei Arbeiter wurden in
Jena von dem Hunde eines Spediteurs angefallen und ſo
zerfleiſcht, daß beide ins Krankenhaus gebracht werden mußten.
Die Verletzungen des einen ſind lebensgefährlicher Natur.
Ein im Manvver durch einen Lanzenſtich ſchwer verletzter Unter
offizier iſt jetzt in Weimar den Verletzungen erlegen.
Beim Futterholen ſtürzte in Erfurt ein 70 Jahre alter Land-
wirt auf die Tenne herab und erlitt hierbei tödliche Ver-
letzungen. Ein anderer 70 Jahre alter Mann, ein Privatier,
hat ſich erhängt. Nahrungsſorgen waren es nicht, die den
Alten in den Tod getrieben haben, aber die Urfachen ſind nicht
bekannt.

Aus dem Reſche.
Eine Hochbahnkataſtrophe in Berlin.

Auf der Berliner Hochbahn ſind an einer Stelle, an der zwei
Gleiſe in einander übergehen, zwei Züge zuſammengeſtoßen. Ein
Zug, deſſen Führer das Halteſignal nicht beachtete, fuhr dem an
deren Zug in die Flanke, ſodaß der getroffene Wagen über den
hohen Eiſenbahnviadukt hinab auf die Straße ſtürzte. Der Wagen,
in dem ſich za. 40 Paſſagiere befanden, wurde vollſtändig zer-
trümmert.

Nach der amtlichen Angabe fanden bei der Kata, rophe 15 Paſſa
giere den Tod, 12 wurden zum Teil ſchwer verletzt. Außerdem

wurde der Motorführer des abgeſtürzten Wagens getötet ſeinem
Begleiter wurden die Beine abgefahren.

Von der Eiſenbahndirektion in Berlin als der techniſchen Auf-
ſichtsbehörde der Kochbahngeſellſchaft wird amtlich mitgeteilt:

Nach dem vorläufigen Ergebnis der ſofort vorgenommenen,
von dem Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten auf der Un
fallſtelle angeordneten örtlichen Unterſuchung muß angenommen
werden, daß der bedauerliche Unfall auf das Ueberfahren des
Halt zeigenden Haupt und Vorſignals durch den vom Leipziger
Platz kommenden Zug herbeigeführt worden iſt. Weiteres wird
der gerichtlichen Unterſuchung vorbehalten bleiben müſſen.
Schon heute aber kann als feſtſtehend angeſehen werden, daß
die Sicherungsanlagen der Hochbahngeſellſchaft auf der Höhe
des gegenwärtigen Standes der Technik ſich befinden. Es iſt
insbeſondere durch eingehende Unterſuchungen örtlich feſtgeſtellt
worden, daß die auf dem Geleisdreieck befindlichen Signal-
anlagen durchaus betriebsſicher waren und tadellos gearbeitet
haben.

Ueber die Hochbahnkataſtrophe wird noch gemeldet: Noch größer
als urſprünglich angenommen wurde, ſtellt ſich die Zahl der Toten
und Verwundeten. Nachdem die praktiſche Aerztin Frau Elſe Roſen-
thal v. d. Leyon am geſtrigen Spätabend im Urban-Krankenhauſe
ihren ſchweren Verletzungen erlegen iſt, erhöht ſich die Zahl der
Toten jetzt auf 21, während 18 Perſonen ſchwer verwundet ſind.
Der Motorführer Schreiber und ſein Mitfahrer Wende, denen
die Schuld an dem Unglück zugeſchrieben wird, wurden geſtern
abend noch zu Vernehmungen nach dem Polizeipräſidium ſiſtiert.
Gleich nach dem Unglück waren ſie ſo beſtürzt, daß ſie nicht ver
nommen werden konnten. Bei den bis nach 11 Uhr nachts erfolgten
Vernehmungen ſtellte ſich der Vorgang weſentlich anders heraus,
als bisher auch von Sachverſtändigen angenommen wurde. Schreiber
und ſein Mitfahrer Wende haben bereits geſtanden, daß ſie während
der Fahrt über das Gleisdreieck die Signale nicht beobachtet und
daher auch nicht geſehen hatten, daß dieſe auf „Halt“ ſtanden.
Die beiden Beamten des verunglückten Zuges, der Motorführer
Geſellius und der Zugbegleiter Klemm werden heute vernommen
werden. Die beiden ſchuldigen Zugbeamten Schreiber und Wende
wurden verhaftet. Direktor Wittig von der Hochbahngeſellſchaft
äußerte ſich über die Urſache der Kataſtrophe folgendermaßen

Die Schuld an dem Unglücksfall trägt der Motorführer des
abgeſtürzten Wagens. Vorſchriftsmäßig war ihm am Dreieck das
Halteſignal gegeben worden, damit er den faſt gleichzeitig vom
Leipziger Platz kommenden Zug vorüberfahren laſſe. Warum
er das Halteſignal nicht beachtet hat, ob er es überhaupt nicht
geſehen hat, weil ihm vielleicht momentan ein Unwohlſein
befallen hat, oder ob er leichtfertig weitergefahren iſt in der
Hoffnung, noch vor dem anderen Zug die Station Möckembrücke
zu erreichen, läßt ſich noch nicht feſtſtellen. Die Kataſtrophe an
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ſich läßt keinen Schluß auf eine allgemeine Unſicherheit des Be
triebes zu. Es eben das Verſchulden eines einzelnen Manne
vor, der ſeine ſtrikten Dienſtvorſchriſten nicht beachtet hat. Vom
Miniſter der öffentlichen Arbeiten war gleich nach dem Bekannt-
werden der Kataſtrophe eine bahntechniſche Unterſuchung eingeleitet
worden, die im weſentlichen die vorſtehenden Angaben des Direk-
tors Wittig beſtätigt.

Der Materialſchaden, den die Hochbahngeſellſchaft durch den
geſtrigen Unfall erleidet, iſt groß. Der herabgeſtürzte Wagen
dritter Klaſſe iſt vollſtändig zertrümmert, der andere erheblich be
ſchädigt. Unvergleichlich größer iſt der Schadenerſatz, den die
Hochbahngeſellſchaft an die Hinterbliebenen der Toten und die Ver
letzten zu leiſten hat, und der die Höhe mehrerer Millionen er
reichen dürfte. Zahlreiche Schadenerſatzprozeſſe dürften die Folge
der geſtrigen Kataſtrophe ſein.
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Ein Augenzeuge, ein Angeſtellter der Kraftſtation, der die
Kataſtrophe in ihrem Entſtehen beobachtete, macht darüber folgende
Mitteilungen: „Jch ſtand auf dem Hofe der Kraftſtation in der
Trebbiner Straße und vernahm plötzlich einen lauten Schrei
Emporblickend ſah ich, wie ein auf dem direkten Gleis heran-
brauſender Hochbahnzug ſeitlich gegen den Schlußwagen ge vom
Leipziger Platz kommenden, in gleicher Richtung fahrenden Train
ſtieß. Es erfolgte ein heftiges Krachen und im nächſten Augen
blick flog in einem förmlichen Bogen der erſte Wagen dritter
Klaſſe des anfahrenden Zuges über den Bahndamm hinweg
nach dem Hofe der Geſellſchaft für Markt- und Kühlhallen, der
mit demjenigen der Kraftſtation verbunden iſt, hinunter. Ein un

heimliches Krachen und Praſſeln, ein entſetzlicher, markdurch
dringender Schrei ich ſtand einen Augenblick wie betäubt. Als
ich an den herabgeſtürzten Wagen herantrat, ſah ich zu mei Tnicht geringen Erſtaunen neben demſelben einen fremden M

Jhm lief das Blut aus einer klaffenden Kopfpaunde, die e n
kleider waren zerfetzt. Jn der Annghme, daß ein Unberiffener
auf dem Hofe geweilt und von dem herabgefallenen Waggon ge
ſtreift worden ſei, fragte ich den jungen Mann „Wo kommen Sieher Er ſtierte muß rze Zeit an, deutete dann auf den Hoch-

bahnwagen und ſagte mit tonloſer Stimme: „Dort bin ich heraus
in demgekommen“. Der Verunglückte erzählte dann, daßAugenblick des Anpralles eine Stützſtangen e unwillkürlich an das Fenſter geſtürzt ſei. elb t

aber erhielt er einen gewaltigen Ruck und n aus de er
hinausgeſchleudet. Dies geſchah anſcheinend dent
als der Wagen in die Tiefe flog. „Jch bin gerettet, meiſſe Eltexr
ſind tot. Jetzt gehe ich nach Hauſe, was ſoll ich n e
J zu vergießen, ſtarren Auges taumelte der junge Mann
zurück.“

Ein Mitarbeiter des Vorwärts, der an der Unglücksſtelle

weilte, ſchreibt: enGrauenhaft iſt der Anblick der Unglücksſtelſe. ichte Menge
Menſchen drängt ſich wie eine Mauer in den Hof. Ueberall
bleiche, erſchreckte und angſtverzerrte Geſichter. Auf den umliegen
den Dächern haben ſich viele Menſchen aufgeſtellt. Die Straßen
bei der Unglücksſtelle ſind mit Neugierigen überflutet.

Unter den Trümmern liegen Kämme, Hüte, Schleier, Klei
derfetzen, Spazierſtöcke und andere Gegenſtände. Auch einzelne
Glieder ſoll der Trümmerhaufen noch bergen. Noch war das
Gerücht im Umlauf, daß noch Leichen darin enthalten ſeien,
doch wurde dies von maßgebenden Perſönlichkeiten entſe den
beſtritten.

Einer Frau ſollen die Arme und Beine abgequetſcht ſein.
Als man das zerſchellte Wagengerippe hochwand, ſchrie ſie
markerſchütternd. Ein Herr, mit dem wix ſprachen, und der
im zweiten Wagen ſaß, der auch demoliert iſt, aber noch auf
dem Gleis hing, war durch Stoß und Schreck ohnmächtig ge-
worden, blieb aber ſonſt unverletzt. Ein junger Schüler ſoll
beide Eltern verloren haben, er ſelbſt kam mit geringfügigen
Verletzungen davon. Viele der Leichen waren vollkommen
ſchwarz und blau von dem Strom getroffen. Jm zweiten Wa-
gen flogen bei dem Zuſammenſtoß Perſonen direkt durch die
Fenſterſcheiben, andere ſprangen in der Angſt hinab in den
Hof. Zum Glück war unten ein Sandhaufen, der den Sturz
milderte.

Auch war es eine glückliche Fügung, daß der Wagen, als
er entgleiſte, auf das Haus aufprallte, ſonſt wären alle vier
Wagen in die Tiefe geſtürzt.

Einige Tote lagen noch abends in den Kühlhallen und wer-
den nach und nach abgeholt.

Nach uns überbrachten Mitteilungen ſollen auch unſere hieſi
gen Krankenhaus- Einrichtungen wieder einmal verſagt haben,
indem Kranke mangels an freien Betten zurückgewieſen werdenmußten. Die Ungligeſtelle wurde von zahlreichen Photogra-

phen aufgenommen. Blutlachen und blutgetränkte Gegenſtände
legen Zeugnis ab von dem entſetzlichſten Ereignis, das Berlin
je erlebt hat.
SvSSGòSSSS—-GAGGwwwwwwuwuwuwwwwuwwuru—Äſe nan
Wahlkreis Ranmburg-Weißenfels-Zeitz.

An die Vorſtände der ſozialdemokratiſchen Vereine
Parteigenoſſen!

Auf dem Parteitag in Nürnberg haben in der tfrage die beiden Delegierten unſeres St nicht eagt
lonhern gtaegenaeſebt geſtimmt, indem Genoſſe Thiele gegen,
Genoſſe Leopoldt aber für die vom Parteivorſtand eingehrachte
Reſolution ſtimmten. Bei der Bedeutung der Frage halten
wir es für dringend notwendig, daß darüber Klarheit geſ Aen
wird, und daß beſonders ein größerer Kreis von Parteigenoſſen
ſich ausſprechen muß. Es iſt das deshalb auch ſchon no ig,
da die beiden Delegierten in allen Zahlſtellen erſtatten
und möglicherweiſe ein Gegenſatz ſich unter den Genoſſen des
Kreiſes dabei herausſtellen kann. Wir berufen deshalb einen

außerordentlichen Kreistag
auf Sonntag, den 4. Oktober, nachmittags 2 Uhr ſtattfindend in

Zeitz im Reſtaurant Kämpfe,
ein, und erſuchen alle Vorſtände, ſofort dazu die Wahlen der Delegierten zu veranlaſſen. Die Anzahl der Delegierten ſind h

dem Statut geregelt, jeder Vorſtand iſt im Beſitze des neuem

Statuts. eDie Tagesordnung iſt für vorläufig
1. Die Budgetfrage und die Stellung des Kreiſes dazu.

Referenten die Genoſſen Leopoldt und Thiele.
2. Geſchäftliches und Verſchiedenes.

Alle Delegierten haben ſich ſo einzurichten, daß ſie pünktlich um
2 Uhr im Lokal anweſend ſind und bis Schluß verbleiben.

Zutritt zu dem Kreistage haben außer den Delegierten und Be
auftragten nur Parteiangehörige, ſoweit der Raum reicht. Die
letzteren haben ſich event. zu legitimieren.

Da nun in den nächſten Tagen ſchon Berichterſtattungen ſtatt
finden, erſuchen wir die Vorſtände, jede Erörterung über die Bud-

etfrage dabei ſolange auszuſchalten, bis der Kreistag rrerher
at. Der Parteitag bietet auch außer dieſer e ſoviel Material,

daß darüber an einem Abend vollauf verhandelt werden kann.
Zeitz, den 25. September 1908.

Der Zentralvorſtand, i. A. A. Leopoldt.

Verantwortlicher Redakteur: Ernſt Däumig in Halle
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Tagesordnung:
Reviſionsbericht des Aufſichtsrates.

3. Bericht des Verbands Sekretärs über die

Der Aufsiohisrat. J. A.

De

e e e e o o e o o o o o o
Aweweiner Aopoum-Verein Halle a. S. I. m.

Mittwoch den 30. September 1908, abends 9 Uhr, im
V olkspark“, Burgſtraße 27:Ordentliche General Oersammlung.

1. Bericht des Vorſtandes über das abgelaufene Geſchäftsjahr 1907/08.
Genehmigung der Bilanz.

faſſung über die Verteilung des Reingewinns und Entlaſtung des Vorſtandes.
2. Wahl von 4 Aufſichtsratsmitgliedern und 2 Erſatzmännern.

B. Zuutritt nur gegen Vorzeigung des Mitgliedsbuches.
Oxw. Tietze. Karl Hartin.

DOo o 0000000

O

Beſchluß-

ſtattgefundene Reviſion. DOo o

Soziald. Wahlverein
Elsterwercda.

Donnerstag den l. Oktober abends 82 Uhr
im Gasthof zur Guten Quelle

Außerordentl. Mitgliederverſammlung.

Tagesordnung:
1. Bericht vom Parteitag in Nürnberg.

ſekretär R. Dreſcher- Halle.
2. Wahl des Diſtriktsleiters für Biehla.
3. Vereinsangelegenheiten.Das Erſcheinen aller Genoſſen iſt dringend nötig.

Der Vorstand
Cewerkychufts Kartell Elsterwercla.

Mittwoch, den 30. ds. Mts., abends 8 Uhr
im Gaſthof „Zur guten Quelle

Referent: Bezirks-

Siützung 7

TagesOrdnung 1. Lokalfrage. 2. Herbergsweſen. 3. Verſchiedenes.
Dieſe Sitzung findet auf Wunſch der Lokal- Kommiſſion ſtatt.

Der Vorsitzende.

IIBMDMMCEDE
Zahlstelle Weissenfels,Dienstag den 29. W. adends 8 Uhr im Volkshaus (großer suh

grosse öffentliche TSchuhiuncher- -Versummlune.

Tagesordnung: 1. Die Kriſis und ihre
Begleiterſcheinungen. Ref.: Zentral-Vorſitzender
und Landtagsabgeordneter Kollege Simon Nürnberg.
2. Diskſſion.

Alle Arbeiter und Arbeiterinnen müſſen in dieſer Verſamm-

lung erſcheinen. Der Einberufer.
Kons.-Ver. PDelſtzych u. Umg,

E. G. m. b. H.
Sonntag, den 4. Oktober, nachmittags 34 Uhr

o im „Lindenhof
GeneraVersammlung

Tagesordnung
1. Bericht des Vorſtandes und des Aufſichtsrates.

Genehmigung der Bilanz und Beſchlußfaſſung über die Ver
teilung des Reingewinns.

3. Wahl von Aufſichtsrats Mitgliedern.
4. Anträge der Mitglieder.

Anträge ſind bis ſpäteſtens 3 Tage vor der Verſammlung an die
Verwaltung einzureichen.

Mitgliedshuch oder Karte berechtigt zum Eintritt.
Der Aufſichtsrat

gez. M. Hartmann, Vorſitzender.

Direkt von der Fabrik an Konsumenten ohne Zwischenhandel,
daher billiger und frischer

W ssrahm-flargarine
Marke „„Luisa von gleichem Geschmack und Nährwert wie
feine frische Molkereibutter, unter gesetzlicher, staatlicher Auf-
sicht hergestellt,

per Pfund 60 P.in Postxrolli: à 9 Stücke à 1 Pfund franko jeden Postort Deutschlands.

Nach Wahl des Bestellers Nachnahme oder Zahlung am Schlusse
jeden MAonats. Nichtgefallendes nehmen unfrankiert zurück.

Altonaer Margarine Werke Mohr Co.,
G. m. h. R. Altona Ottensen.

(Eigene Kais. Postanstalt in der Fabrik, welche sich allein mit
dem Versand unserer Pakete beschäftigt.)
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Stadt-Cheater
in Halle a. S.

Direktion: Hofrat W. Richards.
Dienstag den 29. September:

17. Ab.-Vorſt. Umtauſchk. gültig.
1. Viertel.

Novität! Novität!
Zum 4. Male:

Das Tal des Lebens.
Schwank in 3 Akten

von Max Dreyer,
Anfang 7!/2 Uhr.

Ende vor 10 Uhr.

Mittwoch den 30. September:
18. Ab.Vorſt. Umtauſchk. gültig.

2. Viertel.
Mit der neuen Ausſtattung an

Koſtümen und Dekorationen

Ein Wahzerkranm.
Operette in 3 Akten
von Oskar Straus.

RPaucht

Eckstein-
Zigaretten!

In Zigarrenbandlungen

zu haben

Da Hebte le
zahlt ſtets für

ganze hachlasse von Möbeln

Laden-, Kontor- u. Restau-
rationseinrichtungen, ſowie
Geldschränke, Pianinos 2c.
Friedr. Peileke, Geiſſſtr. 25.

Telephon 2450.
Kaufe auch ſtets ganze

Lager neuer Möbel.

XNeutuechabfälle
kauft zu hohen Preiſen

A. Samuel, Aſter Marict 7.

Oefsvenfels!
Kaufen unter bekannten Preiſen

Alteisen Lumpen, nochen,
Gumwmi- u. Metallavbralle; holen
jeden Poſten ab.
Kampratt, An den Stufen 11 und

Cubaſtraße 19
und Max Werner, Fiſchgaſſe 22.

Tüchtige

Kesselschmiede,
Stemmer,
ſchäftigung.

Emil Kaascht, E. G. m. b. H.gitterteid.
Einige tüchtige

Chamotteformer
für dauernde Beſchäftigung zum
ſofortigen Antritt geſucht.

Ziegelei Lineke Ströfer,
NMetleben.

finden dauernde Be-

Hausarhelterinnen
auf Guirlanden c. ſofort geſucht.
Cebr. Ohmann, G. m. h.Papierwareunſabritk, Deſfauerftr.

Soldatenbiten

m. Verſchl. 1.2
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Verlag und für die Inſerate verantwortlich Auguſt öro 3. Du i Hoaleſchen en Buch rukerei (E. G. m. b. H.,) Hole a. H.

n

2 I1 Pf eT7 2 2
58

ehe
J 7

9

0

J r

Saale des „Volkspark“Wilhelm ßügch- Abend.

e des Herrn Ferd. Frohböse-Hamburg, mit Vor-
ührung von ca. 200 Licohthildern,

unter gefl. Mitwirkung des
Buchdrucker-Orchester-Vereins Halle a. S.

Programme à 20 Pf. sind im Vorverkauf bei H. Seydewitz
im „Engl. Hof“, J. Strelcher, Drei Könige“, im Restaurant e
des „Volksparx“ und bei F. Schirmer im Verbandsburean, 7
Kleine Klausstrasse 7, zu haben.

Feuer-Versicherungs-Gesellschaft

P. P.
Den verehrten Interessenten hierdurch zur Kenntnis, dass sich

vom 1. Oktober 1908 ab meine Wohnung

BI Hafenstrasse No. 47, Wbelindet. Hochachtend Karl Brandt.

Süssmiloh“s

Walhalla Theater,
Xur noch 3 Tage hM äuns Jetzige pracht proerammn,

à tS u h n II Springer der Von
Grösgte Sensution der Jetztreit:

Der Todessprung.-
Der grünereure et

Jeden Mittwoch nachm. 4 Uhr
Vorstellung nur lebend, Photographien

Erwachsene 20 Pfg. Kinder 10 Pfy.

Gastspiel Preise.

Gekrönte häupter.
Zur Naturgeſchichte des. Abſolutismus.

Katharina II. von Rußland. Konfis e eweſen.Auguſt der Starke, Kurfürſt von hen Konſis
ziert geweſen.
Papſt Alexander VI.
Karl Leopold von Mecklenburg.
Ludwig XV. von Frankreich.
Philipp II. von Spanien.
Friedrich Wilhelm II. von Preußen.St VIII. von z and.

liſabeth von Rußlan
Louis Philipp von Frankreich.
Papſt Julius II.Friedrich II. von Preußen.

aligula.
Ludwig XV. von Frankreich.
Friedrich Wilhelm IV.
Jwan der Schreckliche von Nußland,Zerome, König von Weſtfalen.

Jſabella II. von Spanien.Wichelm II. von Heſſen.
Nero.
Karl J. von England.
Karl Eugen von Württemberg.Rudolf 1I., Kaiſer von Deutſ land.

von Schweden.
5. Maria Thereſia von Oeſterreich.

Leopold II. von Belgien.
W Jedes Heft 20 Pf.

Auch gebunden in 5 Bänden a Band 1.50 M.
Die Volksbuchhandlung, Harz 42/43.

Bra und ru agdhund elohnnng ab
F zugeben Günthers Brauerei.

Cleg. Kleiderſekretärenur 27 R Vertikow 85 Mark,

Im
rotur-AUsverhauf

wegen Aufgabe

Gardinen
enorm billig.

Leipzigerstr. 17
eine Treppe kein Laden

Schreibtiſch 34 Mark.
Ausſtattungen, große Ausw
Karl BSieler, Albrechtſtr.

Kein Laden.

neben dem „Kino“.

Hauscdrheſterinnen

ſuchen Heilbhrun Pinner,
Geiſtſtraße 22.

Angtänchge leute ha de
und Logis

Wittenberg, Jüdenſtr. 27, H. J.

Weissenfels,
Wohne jetzt

DW 12 Wieſenſtraße 12 W
S Nr. 484.Dr. Lesshafft, kal. pr. Stabs arzt a. D.

Nenu!rlcher r5hücher

Wünter-Haltjahr 190609.

Zu beziehen durch die
Volks -Buehhandlung

Harz 42/43.
D
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